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1 Zusammenfassung des Prospektes 

 

1.1 Wichtige Hinweise 

Die nachfolgende Zusammenfassung ist als Einführung zu diesem Basisprospekt (nachfol-

gend auch „Prospekt” genannt) zu verstehen. Die Zusammenfassung ist im Zusammenhang 

mit dem gesamten Inhalt des Basisprospektes sowie etwaigen Nachträgen zu lesen. Eine 

Anlageentscheidung sollte daher nicht allein auf diese Zusammenfassung gestützt, sondern 

erst nach Studium des Basisprospektes sowie etwaiger Nachträge und der Endgültigen Be-

dingungen im Sinne des Art. 26 Abs. 5 Verordnung (EG) Nr. 809/2004 und § 6 des Wertpa-

pierprospektgesetzes (WpPG) (nachfolgend „Endgültige Bedingungen“ genannt) getroffen 

werden, die im Zusammenhang mit der Emission von Inhaberschuldverschreibungen (nach-

folgend auch „Schuldverschreibungen“ genannt) stehen. Die Sparkasse Südholstein (nach-

folgend auch „Emittentin“ genannt) haftet für den Inhalt dieser Zusammenfassung, jedoch 

nur für den Fall, dass die Zusammenfassung irreführend, unrichtig oder widersprüchlich ist, 

wenn sie zusammen mit den anderen Teilen des Prospekts gelesen wird. Jeder Anleger 

sollte sich darüber bewusst sein, dass für den Fall, dass vor einem Gericht Ansprüche auf 

Grund der in einem Prospekt enthaltenen Informationen geltend gemacht werden, der als 

Kläger auftretende Anleger in Anwendung der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften der Staa-

ten des Europäischen Wirtschaftsraums die Kosten für die Übersetzung des Prospekts vor 

Prozessbeginn zu tragen haben könnte. 

 

1.2 Die Sparkasse Südholstein 

1.2.1 Kurzbeschreibung der Emittentin 

 

Bezeichnung Sparkasse Südholstein 

 

Rechtsform Die Sparkasse Südholstein ist eine rechtsfähige Anstalt des 

öffentlichen Rechts, eingetragen beim Amtsgericht Kiel unter 

HR A 4911 KI. 

 

Rechtsordnung  Deutsches Recht 

 

Sitz  Neumünster 

 

Träger Träger der Sparkasse Südholstein ist der Zweckverband Spar-

kasse Südholstein. 

 
Aufgaben Die Sparkasse ist ein selbstständiges Unternehmen in kom-

munaler Trägerschaft mit der Aufgabe, auf der Grundlage der 
Markt- und Wettbewerbserfordernisse für ihr Geschäftsgebiet 
den Wettbewerb zu stärken und die angemessene und ausrei-
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chende Versorgung aller Bevölkerungskreise und insbesonde-
re der mittelständischen Wirtschaft mit geld- und kreditwirt-
schaftlichen Leistungen auch in der Fläche sicherzustellen. 
Sie unterstützt dadurch die Aufgabenerfüllung des kommuna-
len Trägers im wirtschaftlichen, regionalpolitischen, sozialen 
und kulturellen Bereich. 
 

Organe Organe sind der Verwaltungsrat und der Vorstand. 

 

Geschäftsfelder Die Sparkasse Südholstein betreibt alle banküblichen Geschäf-

te, soweit das Sparkassengesetz für das Land Schleswig-

Holstein oder die Satzung keine Einschränkungen vorsehen. 

 

Ausgewählte wichtige Die Sparkasse Südholstein wurde durch den Verbandsvorstand 

Ereignisse aus jüngster Zeit des Sparkassen- und Giroverbandes für Schleswig-Holstein 

in der Geschäftstätigkeit      (SGVSH) in seiner Sitzung am 26. März 2009 zum Stützungs- 

der Emittentin fall gemäß § 3 Nr. 3 der Satzung des Sparkassenstützungs-

fonds des SGVSH erklärt. Die Stützungsmaßnahmen wurden 

am 18.09.2009 vertraglich vereinbart. So übernimmt der Stüt-

zungsfonds des Sparkassen- und Giroverbandes für Schles-

wig-Holstein für die Sparkasse Südholstein Bürgschaften in 

Höhe von 30 Millionen Euro. Zur Stärkung des Eigenkapitals 

gewährt die HASPA Finanzholding ein Nachrangdarlehen in 

Höhe von 50 Millionen Euro. Damit ist eine Fortführung der 

Sparkasse nach derzeitigem Kenntnisstand gesichert. 

 

Geschäftsanschrift Sparkasse Südholstein 

 Kieler Strasse 1, 24534 Neumünster 

Postfach 2620, 24531 Neumünster 

 Telefon: 0800 10 10 181 

Telefax: 0800 10 10 182 

 

Internetseite http://www.spk-suedholstein.de 
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1.2.2 Zusammenfassung ausgewählter Finanzinformationen 

Die folgende Tabelle enthält eine Zusammenfassung bestimmter geprüfter Finanzinformati-

onen gemäß Handelsgesetzbuch (HGB) über die Sparkasse Südholstein aus den Jahresab-

schlüssen und Lageberichten 2007 und 2008. Sie sind den Geschäftsberichten 2007 und 

2008 der Emittentin entnommen:  

 

Jahresabschluss 31.12.2007                

in Mio. EUR 

31.12.2008                                               

in  Mio. EUR 

   

Geschäftsvolumen 6.172,6 6.121,2 

Bilanzsumme 6.061,7 6.022,3 

Kreditvolumen 4.869,0 4.784,7 

Kundeneinlagen 3.246,6 3.242,7 

Wertpapieranlagen 884,3 771,7 

Eigenkapital  291,5 292,5 

   

 1.1.2007 - 

31.12.2007 

in Mio. EUR 

1.1.2008 - 

31.12.2008 

in Mio. EUR 

Zinsertrag 296,8 301,6 

Zinsüberschuss 108,8 100,2 

Personalaufwand 60,7 59,3 

Betriebsergebnis 

vor Bewertung 

34,2 26,2 

Jahresüberschuss 6,0 1,0 

 

 

1.2.3 Risikofaktoren hinsichtlich der Emittentin 

Die Zahlungsfähigkeit der Sparkasse Südholstein wird durch Risikofaktoren beeinflusst, die 

die Emittentin und ihre Geschäftstätigkeit sowie den deutschen Bankensektor insgesamt 

betreffen, dazu zählen unter anderem auch Beteiligungen direkter und indirekter Natur im 

Finanzsektor. Folgende Aspekte können wesentliche nachteilige Auswirkungen auf den Ge-

schäftsbetrieb der Sparkasse Südholstein, das Ergebnis ihrer Geschäftstätigkeit oder ihre 

finanzielle Lage haben:  

 

Risikomanagement 

 

Die Sparkasse Südholstein investiert laufend Mittel in die Entwicklung ihrer Methoden und 

Verfahren zur Risikomessung, -überwachung und -steuerung. Trotz dieses Risikomanage-

ments kann nicht ausgeschlossen werden, dass sich Risiken negativ auf die Sparkasse 

Südholstein auswirken. 
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Adressenrisiko 

 

Sollte eine unerwartet hohe Häufung von Kreditausfällen auftreten, besteht das Risiko, die 

Risikovorsorge zu verbrauchen. Die Emittentin kann nicht garantieren, dass ihre Risikovor-

sorge ausreichend sein wird und dass sie in Zukunft nicht weitere erhebliche Risikovorsorge 

für etwaige zweifelhafte oder uneinbringliche Forderungen bilden muss. Darüber hinaus be-

steht das Risiko negativer Auswirkungen auf das Ergebnis aus eingegangenen Beteiligun-

gen. 

 

Marktpreisrisiko 

 

Rückläufige Finanzmärkte in Deutschland, Europa, den USA und weltweit, veränderte Zins-

sätze sowie höhere Risikoaufschläge können zu einer Verschlechterung der Ertragslage der 

Sparkasse Südholstein führen. 

 

Operationelles Risiko 

 

Schwere Naturkatastrophen, Terroranschläge oder sonstige Ereignisse vergleichbaren Aus-

maßes können eine Unterbrechung des Geschäftsbetriebes der Sparkasse Südholstein mit 

erheblichen Kosten und Verlusten zur Folge haben. Das gleiche gilt u. a. für den Ausfall der 

Datenverarbeitungssysteme der Sparkasse Südholstein. 

 

Liquiditätsrisiko 

 

Die Finanzmarktkrise führte zu deutlichen Verwerfungen an den Geld- und Kapitalmärkten. 

Im Falle einer Liquiditätskrise wäre die Sparkasse Südholstein möglicherweise nicht in der 

Lage, ihren gegenwärtigen und zukünftigen Zahlungsverpflichtungen in vollem Umfang bzw. 

zeitgerecht nachzukommen. 

 

Wettbewerb (Vertriebsrisiko) 

 

Sollte es der Sparkasse Südholstein nicht gelingen, dem Wettbewerb, dem sie in allen Ge-

schäftsbereichen ausgesetzt ist, durch attraktive Dienstleistungen zu begegnen, kann dies 

ihre Profitabilität gefährden. 

 

 

 

1.3 Die Inhaberschuldverschreibungen 

1.3.1 Beschreibung 

Die Ausstattung der Wertpapiere sowie die Angebotsbedingungen ergeben sich aus diesem 

Prospekt in Verbindung mit den Endgültigen Bedingungen für die jeweilige Emission. Die 

Endgültigen Bedingungen werden für jede Emission spätestens am ersten Tag des öffentli-
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chen Angebots veröffentlicht und bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 

hinterlegt.  

 

Anleger sollten bei der Entscheidung über einen Erwerb von Schuldverschreibungen zu-

nächst ihre jeweilige finanzielle Situation und ihre Anlageziele berücksichtigen und die Eig-

nung solcher Schuldverschreibungen angesichts ihrer persönlichen Umstände immer vor 

Erwerb mit ihren eigenen Finanz-, Rechts- und Steuerberatern erörtern. 

 

Bei den anzubietenden Wertpapieren handelt es sich um Inhaberschuldverschreibungen der 

Sparkasse Südholstein, jeweils ausschließlich lieferbar in Miteigentumsanteilen an einer Glo-

bal-Inhaberschuldverschreibung mit einem Mindestnennwert in Höhe von EUR �. Form und 

Inhalt der Schuldverschreibungen sowie die Rechte und Pflichten der Emittentin und der 

Gläubiger unterliegen dem Recht der Bundesrepublik Deutschland. 

 

 

Die Emittentin beabsichtigt, laufend Emissionen von Schuldverschreibungen [mit fester Ver-

zinsung,] [ohne periodische Verzinsung,] [mit variabler Verzinsung,] [mit Reverse Floating 

Verzinsung,] [mit Kündigungsrecht der Emittentin] [ohne Kündigungsrecht der Emittentin] zu 

begeben. 

 

 

1.3.2 Risikofaktoren hinsichtlich der Wertpapiere 

Sollte eines oder sollten mehrere der folgenden Risiken eintreten, könnte es zu we-

sentlichen und nachhaltigen Kursrückgängen der Schuldverschreibungen oder im 

Extremfall zu einem Totalverlust der Zinsen und – im Falle eines Zahlungsausfalles 

der Emittentin hinsichtlich der Schuldverschreibungen – zu einem Totalverlust des 

vom Anleger eingesetzten Kapitals kommen. 

 

Risiko durch Änderung volkswirtschaftlicher Faktoren 

 

Der Markt für von deutschen Unternehmen und Banken begebene Anleihen und deren Kur-

se wird von volkswirtschaftlichen Faktoren, dem Marktumfeld in Deutschland sowie in unter-

schiedlichem Umfang von Marktumfeld, Zinssätzen, Devisenkursen und Inflationsraten in 

anderen europäischen und sonstigen Industrieländern beeinflusst. Dies kann negative Aus-

wirkungen auf die Anleihen und deren Kurse haben. 

 

Risiko bei Verkauf vor Fälligkeit 

 

Die Emittentin beabsichtigt regelmäßig An- und Verkaufskurse für die Schuldverschreibun-

gen zu stellen. Sie übernimmt jedoch keinerlei Rechtspflicht hinsichtlich der Höhe oder des 

Zustandekommens derartiger Kurse. Der Anleger sollte deshalb nicht darauf vertrauen, dass 

die Schuldverschreibungen während der Laufzeit zu einer bestimmten Zeit oder einem 
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bestimmten Kurs wieder verkauft werden können. 

 

Risiko der Renditeminderung durch Kosten und Steuern 

 

Neben- und Folgekosten beim Kauf und Verkauf der Schuldverschreibungen sowie mögliche 

steuerliche Folgen der Anlage in Schuldverschreibungen können negative Auswirkungen auf 

die Rendite der Anlage haben. 

 

Risiko auf Grund vorzeitiger Kündigung durch die Emittentin 

 

Sofern die Emittentin das Recht hat, die Schuldverschreibungen zu kündigen und somit 

vorzeitig zum Nennwert zurückzubezahlen, besteht das Risiko, dass negative Abweichungen 

gegenüber der erwarteten Rendite eintreten können. 

 

Risiko durch Veränderung des Marktzinsniveaus [und bei veränderlichem Zinssatz] 

 

[Die Wiederanlage von Zinsen kann nur zu jeweils aktuellen Marktzinsen erfolgen, die sich 

anders als erwartet entwickelt haben können.] 

 

[Der Kurs von Schuldverschreibungen ohne periodische Verzinsung wird durch Veränderun-

gen des Marktzinsniveaus stärker beeinflusst als der von üblichen Anleihen.] 
 

[Beim Erwerb von Schuldverschreibungen mit variabler Verzinsung können Anleger auf 

Grund der schwankenden Zinserträge die endgültige Rendite der Schuldverschreibungen 

zum Kaufzeitpunkt nicht feststellen, so dass auch ein Rentabilitätsvergleich gegenüber An-

lagen mit längerer Zinsbindungsfrist nicht möglich ist.] 

 

[Bei Schuldverschreibungen mit Reverse Floating Verzinsung berechnet sich der Zinsertrag 

in entgegen gesetzter Richtung zum Referenzzinssatz: Bei steigendem Referenzzinssatz 

sinkt der Zinsertrag, während er bei fallendem Referenzzinssatz steigt. Das Risiko für den 

Anleger ist hoch, wenn sich ein Anstieg der langfristigen Marktzinsen anbahnt, auch wenn 

die kurzfristigen Zinsen fallen. Der bei einer Reverse Floating Verzinsung in diesem Fall stei-

gende Zinsertrag ist kein adäquater Ausgleich für die eintretenden Kursverluste der Schuld-

verschreibungen, da diese überproportional ausfallen.] 

 

Risiko bei kreditfinanziertem Erwerb 

 

Bei kreditfinanziertem Erwerb der Schuldverschreibungen kann sich das Verlustrisiko erheb-

lich erhöhen: Kommt es zu einem Zahlungsverzug oder -ausfall der Emittentin hinsichtlich 

der Schuldverschreibungen oder sinkt der Kurs erheblich, muss der Anleihegläubiger nicht 

nur den eingetretenen Verlust hinnehmen, sondern auch den Kredit bedienen, das heißt, die 

laufenden Zinsen tragen und den aufgenommenen Betrag zurückzahlen. 
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Ausfallrisiko  

 

Inhaber von Schuldverschreibungen tragen grundsätzlich das Risiko eines Ausfalls der Emit-

tentin. Inhaber von Nachrangschuldverschreibungen tragen ein größeres Ausfallrisiko als die 

Inhaber nicht nachrangiger Schuldverschreibungen. Bei Insolvenz der Emittentin werden 

zunächst alle nicht nachrangigen Ansprüche von Gläubigern vollständig befriedigt. Erst da-

nach werden, soweit möglich, ausstehende Nachrangschuldverschreibungen bedient. Zu-

dem ist die Emittentin ist nicht verpflichtet, auf die Verbindlichkeiten aus diesen Schuldver-

schreibungen Tilgungs- oder Zinszahlungen zu leisten, wenn dies zur Folge hätte, dass die 

Eigenmittel der Emittentin die gesetzlichen Anforderungen nicht mehr erfüllen; vorzeitige 

Tilgungs- und Zinszahlungen sind der Emittentin unbeschadet entgegenstehender Vereinba-

rungen zurückzuerstatten (§ 10 Abs. 7 Satz 1 Nr. 4a) und b) KWG).] 

 

 

Risiko durch Basiswertentwicklung 

 

Eine Anlage in Schuldverschreibungen mit derivativen Zinsstrukturen (Schuldverschreibun-

gen mit variabler oder mit Reverse Floating Verzinsung) umfasst immer das Risiko, dass der 

Zinsanspruch ganz oder zum Teil nicht entsteht. Eine Anlage erfordert die genaue Kenntnis 

der Funktionsweise der jeweiligen Transaktion. Anleger sollten über das erforderliche Wis-

sen und die erforderliche Erfahrung in finanziellen und geschäftlichen Angelegenheiten ver-

fügen und Erfahrung mit der Anlage in die zu Grunde liegenden Basiswer-

te(Referenzzinssatz) haben und die damit verbundenen Risiken kennen. Die derivative Ver-

zinsung einer Schuldverschreibung, die auf Formeln bezogen ist, hat möglicherweise ein 

kumuliertes oder sogar potenziertes Risiko zur Folge. Anleger sind möglicherweise nicht in 

der Lage, sich gegen diese verschiedenen Risiken in Bezug auf Schuldverschreibungen mit 

derivativer Verzinsung abzusichern. 

 

Liquiditätsrisiko 

 

Liquiditätsrisiko bezeichnet die Gefahr, die Schuldverschreibungen nicht oder nicht zu einem 

angemessenen Preis am Markt verkaufen zu können. Dieses Risiko ist unter anderem ab-

hängig vom platzierten Volumen und wird bei Schuldverschreibungen mit derivativer Zins-

struktur durch den Basiswert beeinflusst. 

 

 

2 Risikofaktoren 

2.1    Emittentin 

Die Sparkasse Südholstein ist im Rahmen ihrer Geschäftstätigkeit bestimmten Risiken aus-

gesetzt. Die Verwirklichung dieser Risiken könnte im schlimmsten Fall erheblich nachteilige 

Auswirkungen auf den Geschäftsbetrieb der Sparkasse Südholstein, das Ergebnis ihrer Ge-

schäftstätigkeit oder ihre Geschäfts-, Finanz- und Ertragslage zur Folge haben und damit 



 11 

ihre Fähigkeit beeinträchtigen, ihre Verpflichtungen aus den von ihr begebenen Wertpapie-

ren gegenüber den Anlegern zu erfüllen. Die Zahlungsfähigkeit der Sparkasse Südholstein 

wird durch Risikofaktoren beeinflusst, die die Emittentin und ihre Geschäftstätigkeit sowie 

den deutschen Bankensektor insgesamt betreffen, dazu zählen unter anderem auch Beteili-

gungen direkter und indirekter Natur im Finanzsektor. 

 

Zwar hat die Sparkasse Südholstein zur Begrenzung und Kontrolle dieser Risiken ein um-

fassendes Risikomanagementsystem etabliert, das möglichst sicherstellen soll, dass die 

Verpflichtungen im Rahmen von Wertpapieremissionen jederzeit erfüllt werden können. Die-

ses Risikomanagementsystem beinhaltet eine Risikostrategie, eine Risikotragfähigkeitsbe-

rechnung sowie auf die Wesentlichkeit  der Risiken zugeschnittene Risikosteuerungs- und   

–controllingprozesse.  

 

Besondere Anforderungen bestehen an folgende Risiken: 

• Adressenrisiken 

• Marktpreisrisiken 

• Operationellen Risiken 

• Liquiditätsrisiken 

• Vertriebsrisiko 

 

Den gesetzlichen Rahmen für diese Risikosteuerung bildet das Gesetz über das Kreditwe-

sen (KWG) konkretisiert durch die Mindestanforderungen an das Risikomanagement (Ma-

Risk). Die Realisierung von Risiken kann trotz dieses Risikomanagementsystems jedoch 

nicht ausgeschlossen werden.  

 

Risikomanagement 

 

Die Sparkasse Südholstein investiert laufend Mittel in die Entwicklung ihrer Methoden und 

Verfahren zur Risikomessung, -überwachung und -steuerung. Alle Risiken und die darauf 

ausgerichteten Risikomanagementprozesse werden jährlich überprüft und gegebenenfalls 

angepasst. 

 

Trotz dieses Risikomanagements kann nicht ausgeschlossen werden, dass sich Risiken 

negativ auf die Sparkasse Südholstein auswirken. Sollte sich herausstellen, dass diese 

Überwachungsmechanismen zur Begrenzung der sich tatsächlich realisierenden Risiken 

nicht voll wirksam sind oder diese noch nicht abdecken, könnten höhere als vorhergesehene 

Verluste insgesamt zu einem Umsatz- und Gewinnrückgang oder Verlust sowie zu einem 

Reputationsschaden führen. 
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Adressenrisiko 

 

Als Kreditinstitut ist die Sparkasse Südholstein dem Risiko ausgesetzt, dass Kreditnehmer 

und andere Vertragspartner ihren Verpflichtungen gegenüber der Sparkasse Südholstein 

nicht nachkommen können. Die Sparkasse Südholstein vertritt die Kreditrisikopolitik, Kredit-

ausfälle zu verringern und eine angemessenen Rentabilität bzw. Risiko-Ertragsrelation im 

Kreditgeschäft zu erreichen. Daher wird jede Forderung risikoorientiert bepreist. Obwohl die 

Sparkasse Südholstein ihre Kreditengagements und Sicherheiten regelmäßig überprüft, 

kann auf Grund schwer oder nicht vorhersehbarer Umstände eine unerwartet hohe Häufung 

von Kreditausfällen auftreten. Die Sparkasse Südholstein wäre dann höheren Kredit- und 

Ausfallrisiken ausgesetzt. Sie kann nicht garantieren, dass ihre Risikovorsorge ausreichend 

sein wird und dass sie in Zukunft nicht weitere Risikovorsorge in erheblichem Umfang für 

etwaige zweifelhafte oder uneinbringliche Forderungen bilden muss. 

Das Beteiligungsportfolio der Emittentin besteht im Moment hauptsächlich aus Verbundbe-

tei-ligungen, welche einem Adressenausfallrisiko ausgesetzt sind. Die Sparkasse Südhol-

stein verfügt aus strategischen Gründen zur Einbettung in die Sparkassen-Finanzgruppe 

sowie zur Förderung des Sparkassenwesens über diese Beteiligungen. Schwer oder nicht 

vorhersehbare Umstände und Ereignisse können sich negativ auf die Bewertung der Beteili-

gungen auswirken. Dies kann zu Wertminderungen und daraus resultierend zu einer Ver-

schlechterung der Ertragslage führen. 

Die Steuerung des Adressrisikos erfolgt über einen risikoorientierten Prozess, der sicher-

stellt, dass jede Beteiligung ihrem individuellen Risiko entsprechend betrachtet wird. Es kann 

nicht ausgeschlossen werden, dass hieraus Belastungen für die Gewinn- und Verlustrech-

nung der Emittentin erwachsen. 

 

Um Kontrahentenrisiken zu begrenzen, erfolgt die Abwicklung der Handelsgeschäfte erfolgt 

grundsätzlich Zahlung gegen Lieferung bzw. Lieferung gegen Zahlung. Davon ausgenom-

men sind ausgewählte Adressen, insbesondere unser Zentralinstitut die HSH Nordbank. 

 

 

Marktpreisrisiko 

 

Rückläufige Finanzmärkte in Deutschland, Europa, den USA und weltweit, veränderte Zins-

sätze auf Grund unbeeinflussbarer Faktoren (Zinsänderungsrisiko) sowie Ausweitungen der 

Risikoaufschläge können zu einem Rückgang des Zinsüberschusses als wichtigste Ertrags-

quelle der Bank, einer Erhöhung der Zinsausgaben und daraus resultierend zu einer Ver-

schlechterung der Ertragslage mit einer Aushöhlung der Profitabilität führen. 

 

In einigen Geschäftsbereichen der Sparkasse Südholstein können starke Schwankungen 

der Märkte (sog. Volatilität) oder ein Gleichbleiben der Kurse (sog. Seitwärtsbewegungen 

der Märkte) zur Folge haben, dass die Markttätigkeit zurückgeht und die Liquidität sinkt. Eine 

solche Entwicklung kann zu erheblichen Verlusten führen, wenn es der Sparkasse Südhol-

stein nicht rechtzeitig gelingt, die sich verschlechternden Positionen zu liquidieren. 
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Steigende Zinssätze könnten einen Rückgang der Nachfrage nach Krediten und damit der 

Absatzmöglichkeiten von Krediten der Sparkasse Südholstein zur Folge haben. Sinkende 

Leitzinsen könnten sich u. a. durch vermehrte vorzeitige Rückzahlungen von Krediten und 

stärkeren Wettbewerb um Kundeneinlagen auf die Sparkasse Südholstein auswirken. 

 

 

Operationelles Risiko 

 

Unvorhergesehene Ereignisse wie schwere Naturkatastrophen, Terroranschläge oder sons-

tige Ereignisse vergleichbaren Ausmaßes können eine Unterbrechung des Geschäftsbetrie-

bes der Sparkasse Südholstein mit erheblichen Kosten und Verlusten zur Folge haben. Auch 

eine Auswirkung auf die Versicherbarkeit eines solchen Ereignisses mit möglichen erhöhten 

zukünftigen Risiken kann die Folge sein. Die Geschäftstätigkeit der Sparkasse Südholstein 

hängt, wie bei Kreditinstituten üblich, in hohem Maße von funktionierenden Kommunikations- 

und Datenverarbeitungssystemen ab. Schon bei einem kurzen Ausfall der Datenverarbei-

tungssysteme könnte die Sparkasse Südholstein offene Positionen nicht wie geplant schlie-

ßen und Kundenaufträge möglicherweise nicht ausführen. 

 

Daher überprüft die Sparkasse jährlich anhand verschiedenster Szenarien die Gefahren, die 

sich aus operationellen Risiken für die Sparkasse ergeben und leitet Vorkehrungen ein. Die 

Sparkasse verfügt über drei unterschiedliche Notfallpläne, die sowohl einen sehr kurzfristi-

gen Ersatz für räumliche sowie auch für notwendige IT-Ressourcen schaffen können. 

 

Doch auch trotz der Vorkehrungen der Sparkasse lassen sich entstehende Schäden und 

Kosten, unter anderem für die Wiederbeschaffung der notwendigen Daten nicht ausschlie-

ßen. Diese Schäden können beträchtlichen finanziellen Aufwand und Kundenverluste verur-

sachen, die wiederum zu einer wesentlichen Verschlechterung der Finanzlage und des Be-

triebsergebnisses der Sparkasse Südholstein führen könnten. 

 

 

Liquiditätsrisiko (Gefahr verminderter Zahlungsfähigkeit) 

 

Die Gefahr verminderter Zahlungsfähigkeit verwirklicht sich, wenn ein Kreditinstitut seinen 

derzeitigen oder künftigen Zahlungsverpflichtungen nicht in voller Höhe oder nicht rechtzeitig 

nachkommen kann. Falls eine solche Liquiditätskrise eintritt, wäre eine Refinanzierung nur 

zu höheren Marktzinsen oder in Verbindung mit gestiegenen credit spreads möglich (sog. 

Refinanzierungsrisiko). Zudem könnten Aktiva nur zu einem Abschlag von den Marktgeset-

zen liquidiert werden (sog. Marktliquiditätsrisiko). Zur Begrenzung dieser Risiken betreibt die 

Sparkasse Südholstein ein Liquiditätsmanagement. Hierbei ist sie bestrebt, Konzentrationen 

auf die Finanzierungsmittel mit sehr kurzfristigen Fälligkeiten zu vermeiden und genügend 

liquide Aktiva vorzuhalten, um unerwartete Liquiditätsaufrufe bedienen zu können. Dieses 

wird anhand einer regelmäßig erstellten  Liquiditätsablaufbilanz überprüft. Zudem steht ein 

Notfallplan zur Verfügung. 
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Trotz dieses Liquiditätsmanagements ist die Realisierung dieses Risikos aber nicht ausge-

schlossen, da die Finanzmarktkrise zu deutlichen Verwerfungen an den Geld- und Kapital-

märkten.geführt hat. 

 

 

Wettbewerb (Vertriebsrisiko) 

 

In allen Geschäftsbereichen der Sparkasse Südholstein herrscht starker Wettbewerb. Wenn 

es der Sparkasse Südholstein nicht gelingen sollte, dem starken Wettbewerb mit sorgfältiger 

Schuldnerauswahl und attraktiven und profitablen Produkten und Dienstleistungen zu be-

gegnen, könnte ihre Profitabilität gefährdet sein. Die Sparkasse überprüft Ihre Planwerte 

monatlich, um etwaige Abweichungen der Ertragslage rechtzeitig erkennen und zuordnen zu 

können. Zudem wird der Markt und damit auch der Wettbewerb permanent beobachtet, um 

Erkenntnisse über die Kundenbedürfnisse zu erhalten.  

Trotz dieser Vorkehrungen kann auf Grund schwer oder nicht vorhersehbarer Veränderun-

gen der Märkte und der Kundenbedürfnisse ein unerwartet starker Druck auf die Margen und 

die Absatzvolumina entstehen, der die Profitabilität der Sparkasse gefährden könnte. 

 

 

 

2.2  Wertpapiere 

Sollte eines oder sollten mehrere der folgenden Risiken eintreten, könnte es zu wesentlichen 

und nachhaltigen Kursrückgängen der Schuldverschreibungen oder im Extremfall zu einem 

Totalverlust der Zinsen und – im Falle eines Zahlungsausfalles der Emittentin hinsichtlich der 

Schuldverschreibungen – zu einem Totalverlust des vom Anleger eingesetzten Kapitals 

kommen. 

 

Die individuelle Beratung durch den Anlageberater vor der Kaufentscheidung ist in jedem 

Fall unerlässlich und wird nicht durch diesen Basisprospekt und die jeweiligen Endgültigen 

Bedingungen ersetzt.  

 

Risiko durch Änderung volkswirtschaftlicher Faktoren 

 

Der Markt für von deutschen Unternehmen und Banken begebene Anleihen und deren Kur-

se wird von volkswirtschaftlichen Faktoren, dem Marktumfeld in Deutschland sowie in unter-

schiedlichem Umfang von Marktumfeld, Zinssätzen, Devisenkursen und Inflationsraten in 

anderen europäischen und sonstigen Industrieländern beeinflusst. Dies kann negative Aus-

wirkungen auf die Anleihen und deren Kurse haben. 

 

Risiko bei Verkauf vor Fälligkeit 

 

Soweit die Emittentin die Einbeziehung der Wertpapiere in den Freiverkehr einer Börse nicht 

beabsichtigt, plant die Emittentin dennoch unter gewöhnlichen Marktbedingungen regelmä-
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ßig Ankaufs- und Verkaufskurse für die Schuldverschreibungen zu stellen. Die Emittentin 

übernimmt jedoch keinerlei Rechtspflicht hinsichtlich der Höhe oder des Zustandekommens 

derartiger Kurse. Der Anleger sollte deshalb nicht darauf vertrauen, dass die Schuldver-

schreibungen vor Fälligkeit zu einer bestimmten Zeit oder einem bestimmten Kurs, insbe-

sondere zum Erwerbskurs oder Nennbetrag, wieder verkauft werden können.  

 

Risiko der Renditeminderung durch Kosten und Steuerlast 

 

Beim Kauf und Verkauf von Schuldverschreibungen fallen neben dem aktuellen Preis des 

Wertpapiers verschiedene Nebenkosten und Folgekosten (insbesondere Transaktionskos-

ten, Provisionen, Depotentgelte) an, die die Rendite der Schuldverschreibungen erheblich 

verringern oder sogar vollständig aufzehren können. 

 

Zinszahlungen auf die Schuldverschreibungen oder vom Anleihegläubiger bei Verkauf oder 

Rückzahlung der Schuldverschreibungen steuerlich realisierte Gewinne sind in seiner Hei-

matrechtsordnung oder in anderen Rechtsordnungen, in denen er Steuern zahlen muss, 

möglicherweise steuerpflichtig. 

 

Risiko auf Grund vorzeitiger Kündigung durch die Emittentin 

 

Sofern die Emittentin das Recht hat, die Anleihe insgesamt zu den in den Anleihebedingun-

gen genannten Terminen zu kündigen und vorzeitig zum Nennbetrag zurückzuzahlen, be-

steht ein Risiko für den Anleger, dass sein Investment nicht die erwartete Dauer hat. 

 

Die vorzeitige Rückzahlung einer Schuldverschreibung kann außerdem dazu führen, dass 

negative Abweichungen gegenüber der erwarteten Rendite eintreten und der zurückgezahlte 

Nennbetrag der Schuldverschreibungen niedriger als der für die Schuldverschreibungen vom 

Anleihegläubiger gezahlte Kaufpreis ist und dadurch das eingesetzte Kapital zum Teil verlo-

ren ist. 

 

Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, dass Anleger die Beträge, die sie bei einer Kündi-

gung erhalten, nur noch mit einer niedrigeren Rendite als die gekündigten Schuldverschrei-

bungen anlegen können. 

 

Risiko durch Veränderung des Marktzinsniveaus [und bei veränderlichem Zinssatz] 

 

[Die Wiederanlage von Zinsen kann nur zu jeweils aktuellen Marktzinsen erfolgen, die sich 

anders als erwartet entwickelt haben können.] 

 

[Bei Schuldverschreibungen ohne periodische Verzinsung haben Veränderungen des Markt-

zinsniveaus wegen der stark unter dem Nennwert liegenden Emissionskurse, die durch die 

Abzinsung zustande kommen, wesentlich stärkere Auswirkungen auf die Kurse als bei übli-

chen Anleihen.] 
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[Beim Erwerb von Schuldverschreibungen mit variabler Verzinsung können Anleger auf 

Grund der schwankenden Zinserträge die endgültige Rendite der Schuldverschreibungen 

zum Kaufzeitpunkt nicht feststellen, so dass auch ein Rentabilitätsvergleich gegenüber An-

lagen mit längerer Zinsbindungsfrist nicht möglich ist.] 

 

[Bei Schuldverschreibungen mit Reverse Floating Verzinsung berechnet sich der Zinsertrag 

in entgegen gesetzter Richtung zum Referenzzinssatz: Bei steigendem Referenzzinssatz 

sinkt der Zinsertrag, während er bei fallendem Referenzzinssatz steigt. Das Risiko für den 

Anleger ist hoch, wenn sich ein Anstieg der langfristigen Marktzinsen anbahnt, auch wenn 

die kurzfristigen Zinsen fallen. Der bei einer Reverse Floating Verzinsung in diesem Fall stei-

gende Zinsertrag ist kein adäquater Ausgleich für die eintretenden Kursverluste der Schuld-

verschreibungen, da diese überproportional ausfallen.] 

 

Risiko bei kreditfinanziertem Erwerb der Schuldverschreibung 

 

Wird der Erwerb der Schuldverschreibungen mit Kredit finanziert und kommt es anschlie-

ßend zu einem Zahlungsverzug oder -ausfall der Emittentin hinsichtlich der Schuldverschrei-

bungen oder sinkt der Kurs erheblich, muss der Anleihegläubiger nicht nur den eingetrete-

nen Verlust hinnehmen, sondern auch den Kredit bedienen, das heißt, die laufenden Zinsen 

tragen und den aufgenommenen Betrag zurückzahlen. Dadurch kann sich das Verlustrisiko 

erheblich erhöhen. Ein Anleger sollte nicht darauf vertrauen, aus Gewinnen eines Geschäf-

tes den Kredit zurückzahlen und die Zinslast bestreiten zu können. 

 

Ausfallrisiko  

 

Inhaber von Schuldverschreibungen tragen grundsätzlich das Risiko eines Ausfalls der Emit-

tentin. Inhaber von Nachrangschuldverschreibungen erhalten im Falle der Insolvenz oder der 

Liquidation der Emittentin Zahlungen auf ausstehende Nachrangschuldverschreibungen 

erst, nachdem alle anderen nicht nachrangigen Ansprüche von Gläubigern vollständig be-

friedigt wurden, wenn und soweit dann noch Vermögenswerte für Zahlungen auf die nach-

rangigen Schuldverschreibungen vorhanden sind. Sie tragen damit ein größeres Ausfallrisi-

ko als die Inhaber nicht nachrangiger Schuldverschreibungen. Zudem ist die Emittentin ist 

nicht verpflichtet, auf die Verbindlichkeiten aus Nachrangschuldverschreibungen Tilgungs- 

oder Zinszahlungen zu leisten, wenn dies zur Folge hätte, dass die Eigenmittel der Emitten-

tin die gesetzlichen Anforderungen nicht mehr erfüllen; vorzeitige Tilgungs- und Zinszahlun-

gen sind der Emittentin unbeschadet entgegenstehender Vereinbarungen zurückzuerstatten 

(§ 10 Abs. 7 Satz 1 Nr. 4a) und b) KWG).] 

 

Zinsrisiko durch Basiswertentwicklung 

 

Eine Anlage in Schuldverschreibungen mit derivativen Zinsstrukturen (Schuldverschreibun-

gen mit variabler oder mit Reverse Floating Verzinsung) umfasst immer das Risiko, dass die 

Zinsen ganz oder zum Teil verloren werden können. Eine Anlage erfordert die genaue 

Kenntnis der Funktionsweise der jeweiligen Transaktion. Anleger sollten über das erforderli-
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che Wissen und die erforderliche Erfahrung in finanziellen und geschäftlichen Angelegenhei-

ten verfügen und Erfahrung mit der Anlage in die zu Grunde liegenden Basiswer-

te(Referenzzinssatz) haben und die damit verbundenen Risiken kennen. Die derivative Ver-

zinsung einer Schuldverschreibung, die auf Formeln bezogen ist, hat möglicherweise ein 

kumuliertes oder sogar potenziertes Risiko zur Folge. Anleger sind möglicherweise nicht in 

der Lage, sich gegen diese verschiedenen Risiken in Bezug auf Schuldverschreibungen mit 

derivativer Verzinsung abzusichern. 

 

Die Wertentwicklung des jeweiligen Basiswertes (Referenzzinssatz) hängt von einer Reihe 

zusammenhängender Faktoren ab, darunter volkswirtschaftliche, finanzwirtschaftliche und 

politische Ereignisse, über die die Sparkasse Südholstein keine Kontrolle hat. Falls die For-

mel zur Ermittlung von Zinsen darüber hinaus einen Multiplikator oder Hebelfaktor, Zinsober- 

oder -untergrenzen enthält, wird die Wirkung von Veränderungen beim jeweiligen Basiswert 

für den zu zahlenden Betrag verstärkt. Eine historische Wertentwicklung des Basiswertes 

kann nicht als aussagekräftig für die künftige Wertentwicklung während der Laufzeit von 

Schuldverschreibung mit derivativen Zinsstrukturen angesehen werden. 

 

Die Sparkasse Südholstein kann für eigene Rechnung oder für Kundenrechnung Geschäfte 

abschließen, die auch „Basiswerte” im Rahmen von Schuldverschreibungen mit derivativen 

Zinsstrukturen betreffen und diesen möglicherweise beeinflussen.  

 

Liquiditätsrisiko 

 

Liquiditätsrisiko bezeichnet die Gefahr, die Schuldverschreibungen nicht oder nicht zu einem 

angemessenen Preis am Markt verkaufen zu können. Dieses Risiko ist unter anderem ab-

hängig vom platzierten Volumen und wird bei Schuldverschreibungen mit derivativer Zins-

struktur durch den Basiswert beeinflusst. 

 

Erhöhtes Risiko bei Schuldverschreibungen mit derivativen Zinsstrukturen 

 

Die Anlage in Schuldverschreibungen mit derivativen Zinsstrukturen ist gegenüber anderen 

Anleihen durch ein erhöhtes Renditerisiko gekennzeichnet.  

 

 

 

3 Emittentenbeschreibung 

3.1 Angaben zur Emittentin 

3.1.1 Verantwortliche Personen 

Die Sparkasse Südholstein mit Sitz in Neumünster übernimmt gemäß § 5 Abs. 4 Wertpa-

pierprospektgesetz die Verantwortung für den Inhalt des Prospektes und erklärt, dass ihres 

Wissens die Angaben richtig und keine wesentlichen Umstände ausgelassen sind.  



 18 

 

3.1.2 Abschlußprüfer 

Abschlussprüfer für die Geschäftsjahre 2007 und 2008 war die Prüfungsstelle des Sparkas-

sen- und Giroverbandes für Schleswig-Holstein,  Faluner Weg 6, 24109 Kiel. Die geprüften 

Finanzinformationen sind unter Abschnitt 3.2 aufgeführt. 

Die Prüfungsstelle des Sparkassen- und Giroverbandes für Schleswig-Holstein ist Mitglied in 

folgenden Berufsvereinigungen: 

• Wirtschaftsprüferkammer , Körperschaft des öffentlichen Rechts, Rauchstraße 26, 

10787 Berlin 

• Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V. (IDW), Tersteegenstraße 14, 40474 

Düsseldorf 

 

3.1.3 Angaben über die Emittentin 

3.1.3.1 Juristischer Name und Handelsregistereintragung 

Die Sparkasse Südholstein ist im Handelsregister des Amtsgerichts Kiel unter HR A 4911 KI 

eingetragen. 

 

3.1.3.2  Gründung der Sparkasse Südholstein 

Die Kreissparkasse Pinneberg -Zweckverbandssparkasse des Kreises Pinneberg 

und der Stadt Uetersen- ist mit Wirkung vom 27. Juli 1971 durch die Vereinigung der 

Kreissparkasse Pinneberg mit der Spar- und Leihkasse der Stadt Uetersen mit Ge-

nehmigung des Innenministers des Landes Schleswig-Holstein vom 9. Juli 1971 neu 

errichtet worden. Mit Wirkung vom 1. April 2003 hat die Kreissparkasse Pinneberg -

Zweckverbandssparkasse des Kreises Pinneberg und der Stadt Uetersen- die 

Kreissparkasse Segeberg aufgenommen und die Firma in Kreissparkasse Südhol-

stein geändert. Die Kreissparkasse Südholstein hat mit Wirkung vom 1. August 2005 

die Stadtsparkasse Neumünster aufgenommen und seitdem als Sparkasse Südhol-

stein firmiert. 

 

 

 

3.1.3.3 Rechtsform und anwendbares Recht, Sitz 

Die Sparkasse Südholstein ist eine rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts nach deut-

schem Recht. Der Sitz ist in Neumünster. 

 

3.1.3.4 Geschäftsanschrift 
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Die Sparkasse Südholstein ist unter ihrer Geschäftsanschrift Kieler Strasse 1, 24534 Neu-

münster, Telefon: 0800 10 10 181 , Telefax 0800 10 10 182 erreichbar. 

 

3.1.3.5 Wichtige Ereignisse aus jüngster Zeit in der Geschäftstätigkeit der Emit-  

tentin, die in hohem Maße für die Bewertung der Solvenz der Emittentin re-

levant sind 

Seit dem 31.12.2008 (Stichtag des Jahresabschlusses 2008) sind folgende wesentlichen 

Veränderungen in den Aussichten der Sparkasse Südholstein eingetreten: 

Ohne die fast vollständige Auflösung der Vorsorgereserven nach § 340f HGB wäre es zu 

einem deutlich höheren negativen Ergebnis der normalen Geschäftstätigkeit gekommen. 

Der Verbrauch der Vorsorgereserven hat entsprechende Auswirkungen auf die Eigenmittel 

der Sparkasse. Um eine drohende Bestandsgefährdung zu verhindern, hat der Verbands-

vorstand des Sparkassen- und Giroverbandes für Schleswig-Holstein (SGVSH) in seiner 

Sitzung am 26. März 2009 für die Sparkasse Südholstein den Stützungsfall gemäß § 3 Nr. 3 

der Satzung des Sparkassenstützungsfonds des SGVSH festgestellt. Der Verbandsvorste-

her wurde ermächtigt und beauftragt, geeignete Maßnahmen zur Gewährleistung der Fort-

führung der Sparkasse einzuleiten. Die Stützungsmaßnahmen wurden am 18.09.2009 ver-

traglich vereinbart. So übernimmt der Stützungsfonds des Sparkassen- und Giroverbandes 

für Schleswig-Holstein für die Sparkasse Südholstein Bürgschaften in Höhe von 30 Millionen 

Euro. Zur Stärkung des Eigenkapitals gewährt die HASPA Finanzholding ein Nachrangdar-

lehen in Höhe von 50 Millionen Euro. Damit ist eine Fortführung der Sparkasse nach derzei-

tigem Kenntnisstand gesichert. 

 

3.1.4 Geschäftsüberblick 

 

3.1.4.1 Aufgaben und Funktionen 

Die Sparkasse Südholstein ist ein selbstständiges Unternehmen in kommunaler Träger-

schaft mit der Aufgabe, auf der Grundlage der Markt- und Wettbewerbserfordernisse für ihr 

Geschäftsgebiet den Wettbewerb zu stärken und die angemessene und ausreichende Ver-

sorgung aller Bevölkerungskreise und insbesondere der mittelständischen Wirtschaft mit 

geld- und kreditwirtschaftlichen Leistungen auch in der Fläche sicherzustellen. Sie unter-

stützt dadurch die Aufgabenerfüllung des kommunalen Trägers  im wirtschaftlichen, regio-

nalpolitischen, sozialen und kulturellen Bereich.  
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3.1.4.2 Geschäftsfelder 

Die Sparkasse Südholstein betreibt alle banküblichen Geschäfte, soweit das Sparkassenge-

setz für das Land Schleswig-Holstein oder die Satzung keine Einschränkungen vorsehen. 

Das Bauspar-, Investment- und Versicherungsgeschäft werden vornehmlich im Verbund 

mit den bestehenden Unternehmen der Sparkassenorganisation betrieben. Die Tätigkeits-

schwerpunkte liegen im Einlagen- und Kreditgeschäft mit Privatpersonen und Unterneh-

men aus dem Geschäftsgebiet. 

 

3.1.4.3 Geschäftsgebiet 

 

Das Geschäftsgebiet der Sparkasse Südholstein umfasst den Bereich des Trägers, d. h. des 

Zweckverbandes Sparkasse Südholstein mit dem Kreis Pinneberg, dem Kreis Segeberg, der 

Stadt Neumünster und der Stadt Uetersen als Verbandsmitgliedern, die der Stadt Neumüns-

ter angrenzenden Gemeinden und die Freie und Hansestadt Hamburg. 

 

3.1.5 Organisationsstruktur 

 

 

Die Sparkasse Südholstein ist Mitglied des Sparkassen- und Giroverbandes für Schleswig-

Holstein, sowie der Sparkassen-Finanzgruppe. Die Sparkasse Südholstein ist unabhängig.  

 

Die Sparkasse Südholstein ist Mitglied des Sparkassenstützungsfonds des Sparkassen-und 

Giroverbandes für Schleswig-Holstein und damit dem Sicherungssystem der Sparkassen-

Finanzgruppe angeschlossen.  

 

3.1.6 Trendinformationen 

Seit dem 31.12.2008 (Stichtag des Jahresabschlusses 2008) sind folgende wesentlichen 

Veränderungen in den Aussichten der Sparkasse Südholstein eingetreten: 

Ohne die fast vollständige Auflösung der Vorsorgereserven nach § 340f HGB wäre es zu 

einem deutlich höheren negativen Ergebnis der normalen Geschäftstätigkeit gekommen. 

Der Verbrauch der Vorsorgereserven hat entsprechende Auswirkungen auf die Eigenmittel 

der Sparkasse. Um eine drohende Bestandsgefährdung zu verhindern, hat der Verbands-

vorstand des Sparkassen- und Giroverbandes für Schleswig-Holstein (SGVSH) in seiner 

Sitzung am 26. März 2009 für die Sparkasse Südholstein den Stützungsfall gemäß § 3 Nr. 3 

der Satzung des Sparkassenstützungsfonds des SGVSH festgestellt. Der Verbandsvorste-

her wurde ermächtigt und beauftragt, geeignete Maßnahmen zur Gewährleistung der Fort-
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führung der Sparkasse einzuleiten. Die Stützungsmaßnahmen wurden am 18.09.2009 ver-

traglich vereinbart (siehe auch 3.1.3.5). Damit ist eine Fortführung der Sparkasse nach der-

zeitigem Kenntnisstand gesichert..  

 

3.1.7 Stützungsmaßnahmen 

Die Stützungsmaßnahmen wurden am 18.09.2009 vertraglich vereinbart. So übernimmt der 

Stützungsfonds des Sparkassen- und Giroverbandes für Schleswig-Holstein für die Spar-

kasse Südholstein Bürgschaften in Höhe von 30 Millionen Euro. Zur Stärkung des Eigenka-

pitals gewährt die HASPA Finanzholding ein Nachrangdarlehen in Höhe von 50 Millionen 

Euro. 

3.1.8 Verwaltungs-, Management- und Aufsichtsorgane 

Die Organe der Sparkasse Südholstein sind: 

 

� der Vorstand, 

� der Verwaltungsrat. 

 

3.1.8.1 Vorstands- und Verwaltungsratsmitglieder 

Der Vorstand der Sparkasse Südholstein besteht satzungsgemäß aus mehreren Mitgliedern. 

Daneben können Vorstandsvertreter beauftragt werden. Der Verwaltungsrat ist zuständig für 

die Bestellung und die Rücknahme der Bestellung der Mitglieder des Vorstandes und der 

oder des Vorsitzenden des Vorstandes und für die Beauftragung von Beschäftigten, die im 

Fall der Verhinderung von Vorstandsmitgliedern deren Aufgaben im Vorstand und bei der 

Geschäftsführung wahrnehmen, sowie den Widerruf dieses Auftrages. Die Verbandsver-

sammlung des Zweckverbandes Sparkasse Südholstein beschließt die Genehmigung der 

Bestellung und die Rücknahme der Bestellung der Mitglieder des Vorstandes und der oder 

des Vorsitzenden des Vorstandes der Sparkasse.  

Mitglieder des Vorstandes sind derzeit: 

 

• Mario Porten (Vorstandsmitglied und Vorstandsvorsitzender bis zum 30.09.2009) 

• Ralph Schmieder 

 

Mitglieder des Vorstandes sind ab 01.10.2009: 

 

• Ralph Schmieder (Vorstandsvorsitzender) 

• Axel Kodlin  

 

Die Mitglieder des Vorstandes haben ihre Geschäftsadresse jeweils Kieler Strasse 1, 24534 

Neumünster. 
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Der Verwaltungsrat der Sparkasse Südholstein besteht satzungsgemäß aus dem Vorsitzen-

den, 13 weiteren sachkundigen Mitgliedern und 7 Vertretern der Arbeitnehmer. Mitglieder 

des Verwaltungsrates sind derzeit: 

 

Vorsitzende 

• Roswitha Strauß 

 

Mitglieder: 

• Hans-Helmut Birke 

• Klaus G. Bremer 

• Gottlieb Dingeldein 

• Dr. Wolfgang Grimme 

• Andrea Hansen 

• Andreas Hering 

• Michael Hirsekorn 

• Sabine Krebs 

• Wilfried Mohr 

• Kerstin  Seyfert 

• Dr. Olaf Tauras 

• Arnold Wilken 

• Henning Wulf 

 

Mitglieder Arbeitnehmervertreter: 

• Karl-Heinz Bahr 

• Kai Gräper 

• Uwe Gätjens 

• Martina Denkena 

• Uwe Schwarzenberger 

• Monika Stiemke 

• Jörn Magarin  

 

Die Mitglieder des Verwaltungsrates haben ihre Geschäftsadresse jeweils Kieler Strasse 1, 

24534 Neumünster. 

 

3.1.8.2 Interessenkonflikte 

Von Seiten der Vorstands- und Verwaltungsratsmitglieder bestehen derzeit keine potentiel-

len Interessenkonflikte zwischen ihren Verpflichtungen gegenüber der Sparkasse Südhol-

stein sowie ihren privaten Interessen oder sonstigen Verpflichtungen. 

 

3.1.9 Träger der Sparkasse Südholstein 

Träger der Sparkasse Südholstein ist der Zweckverband Sparkasse Südholstein. Der 

Zweckverband ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts ohne Gebietshoheit  und hat 
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seinen Sitz in Neumünster. Er setzt sich aus dem Kreis Pinneberg, dem Kreis Segeberg, der 

Stadt Neumünster und der Stadt Uetersen zusammen. 

 

3.1.10 Finanzinformationen über die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emit-

tentin 

3.1.10.1 Geschäftsjahr 

Das Geschäftsjahr der Sparkasse Südholstein entspricht dem Kalenderjahr. 

3.1.10.2 Historische Finanzinformationen 

Alle in diesem Prospekt dargestellten bzw. enthaltenen Finanzinformationen bezüglich der 

Sparkasse Südholstein beruhen auf den Jahresabschlüssen und Lageberichten der Spar-

kasse Südholstein für ihre zum 31. Dezember 2007 und 31. Dezember 2008 abgelaufenen 

Geschäftsjahre mit den entsprechenden Erläuterungen.  

 

 

Die geprüften historischen Finanzangaben der Sparkasse Südholstein (Jahresabschluss 

einschließlich Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, Lagebericht, Anhang sowie Bestäti-

gungsvermerk des Abschlussprüfers) für die Geschäftsjahre 2007 und 2008 sind im Ab-

schnitt 3.2 dieses Prospektes unter „Historische Finanzinformationen“ abgedruckt. 

 

3.1.11 Gerichts- und Schiedsverfahren 

Es hat keine staatlichen Interventionen, Gerichts- oder Schiedsgerichtsverfahren (ein-

schließlich derjenigen Verfahren, die nach Kenntnis der Sparkasse Südholstein noch anhän-

gig sind oder eingeleitet werden könnten) gegeben, die im Zeitraum der mindestens letzten 

12 Monate bestanden/abgeschlossen wurden, und die sich erheblich auf die Finanzlage o-

der die Rentabilität der Sparkasse Südholstein oder ihres Konzerns auswirken bzw. in jüngs-

ter Zeit ausgewirkt haben. 

 

3.1.12 Wesentliche Veränderungen in der Finanzlage der Sparkasse Südholstein 

Seit dem 31.12.2008 sind neben den unter 3.1.3.5 und 3.1.7 genannten Stützungsmaßnah-

men keine wesentlichen Veränderungen der Finanzlage der Sparkasse Südholstein einge-

treten.  

3.1.13  Einsehbare Dokumente 

Während der Gültigkeitsdauer des Prospektes sind die Geschäftsberichte 2007 und 2008  

einschließlich Jahresabschluss, die Satzung der Sparkasse Südholstein sowie die Satzung 

des Zweckverbandes Sparkasse Südholstein innerhalb der üblichen Öffnungszeiten bei der 

Sparkasse Südholstein, Kieler Strasse 1, 24534 Neumünster einsehbar. Die Geschäftsbe-
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richte sind unter der vorstehend genannten Anschrift ferner als Druckfassung und als elek-

tronische pdf-Dokumente erhältlich. 

 

3.2 Historische Finanzinformationen 

Auf den folgenden Seiten finden sich der Jahresabschluss einschließlich Bilanz, Gewinn- 

und Verlustrechnung, Lagebericht, Anhang sowie Bestätigungsvermerk des Abschlussprü-

fers für das Geschäftsjahr 2007 auf den Seiten 25 bis 77 sowie für das Geschäftsjahr 2008 

auf den Seiten 78 bis 135. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sparkasse Südholstein 
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SPARKASSE SÜDHOLSTEIN 

 

 

 

Kieler Straße 1 

24534 Neumünster 

 

 

 

182. Geschäftsjahr 

 

Die Sparkasse Südholstein ist zum 1.8.2005 mit bilanzieller Wirkung zum 1.1.2005 aus der 

Kreissparkasse Südholstein und der Stadtsparkasse Neumünster hervorgegangen. 

Träger der Sparkasse ist der Zweckverband Sparkasse Südholstein. Die Sparkasse ist Mit-

glied des Sparkassen- und Giroverbandes für Schleswig-Holstein und damit dem Deutschen 

Sparkassen- und Giroverband e.V. angeschlossen. 
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3.2.1   Lagebericht 2007 

 

Grundzüge der 

Geschäftsentwicklung 

 
Gesamtwirtschaftliche Situation 

Die deutsche Wirtschaft ist im Jahr 2007 erneut kräftig gewachsen. Nach ersten Berech-

nungen des statistischen Bundesamtes war das preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt (BIP) 

um 2,5 % höher als im Vorjahr. Auf der Verwendungsseite des BIP kamen die Wachstums-

impulse wie schon im Jahr 2006 sowohl aus dem Inland als auch aus dem Ausland. Dabei 

legten die preisbereinigten Exporte mit einem Plus von 8,3 % deutlich stärker zu als die Im-

porte, die um 5,7 % zunahmen. Der Wachstumsbeitrag der inländischen Verwendung belief 

sich auf einen Prozentpunkt, wofür insbesondere die Ausrüstungsinvestitionen bestimmend 

waren. Die Unternehmen investierten in 2007 wieder deutlich mehr in neue Maschinen, An-

lagen und Fahrzeuge als im Vorjahr. Die Bauinvestitionen blieben hingegen deutlich hinter 

diesen Wachstumsraten zurück, so konnten insbesondere die Wohnungsbauinvestitionen 

lediglich einen Anstieg von 0,3 % erfahren (Vorjahr +4,3 %). Die Konsumausgaben trugen 

mit 0,2 % zum Wirtschaftswachstum bei, positive Impulse gingen dabei allerdings aus-

schließlich von den Konsumausgaben des Staates aus, die preisbereinigt um 2,0 % zuleg-

ten. Die realen privaten Konsumausgaben waren demgegenüber um 0,3 % niedriger als im 

Vorjahr, was zu einem negativen Wachstumsbeitrag von 0,2 Prozentpunkten führte. In die-

ser Entwicklung dürfte sich auch die Erhöhung der Mehrwertsteuer widerspiegeln, die im 

Jahr 2006 zu Vorzieheffekten geführt hat.  

Der Staatssektor wies im Jahr 2007 nach noch vorläufigen Berechnungen einen  ausgegli-

chenen Finanzierungssaldo auf, bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen 

errechnete sich damit eine „schwarze Null“. Damit konnte die positive Entwicklung des Vor-

jahres fortgeschrieben werden, in dem erstmals seit dem Jahr 2001 wieder der Referenzwert 

nach dem Maastrichtvertrag von 3,0 % unterschritten wurde. 

Die Wirtschaftsleistung wurde im Jahresdurchschnitt 2007 von gut 39,7 Millionen Erwerbstä-

tigen erbracht, was gleichzeitig den höchsten Stand seit der Wiedervereinigung bedeutete. 

Diese Entwicklung spiegelte sich auch in unserem Geschäftsgebiet wider, so konnten die 

Arbeitslosenquoten per Dezember 2007 im Vergleich zum Vorjahr im Kreis Segeberg von 

6,6 % auf 5,3 %, im Kreis Pinneberg von 7,3 % auf 6,1 % und in der Stadt Neumünster von 

12,3 % auf 10,8 % reduziert werden. 
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Der Verbraucherpreisindex für Deutschland hat im Jahresdurchschnitt 2007 einen Anstieg 

gegenüber 2006 um 2,2 % erfahren, was gleichbedeutend mit der höchsten Jahresteue-

rungsrate seit 1994 ist. Für die Beschleunigung der Preisentwicklung waren neben der Er-

höhung der Mehrwert- und Versicherungssteuer zu Beginn des Jahres vor allem die Ener-

giepreise verantwortlich. 

Die Voraussetzungen für eine Fortsetzung des Aufschwungs in 2008 sind trotz dieser Ent-

wicklung weiterhin günstig, auch wenn mit einer Abschwächung der Wachstumsdynamik im 

laufenden Jahr zu rechnen ist. Zwar dürfte sich der private Konsum bei anhaltend günstiger 

Arbeitsmarktentwicklung und zunehmender Einkommensexpansion beleben, wohingegen 

Exporte und Investitionen bei nachlassenden außenwirtschaftlichen Impulsen vor dem Hin-

tergrund der Euro-Aufwertung sowie schwierigeren Finanzierungsbedingungen wohl an 

Schwung verlieren dürften. Unsicherheitsfaktoren für die weitere Entwicklung stellen neben 

den hohen Energie- und Rohstoffpreisen insbesondere auch die Auswirkungen der Turbu-

lenzen an den Finanzmärkten dar, die zum heutigen Zeitpunkt noch immer nicht abschlie-

ßend zu beziffern sind. In der Konsequenz steht der Wirtschaft in Deutschland eine deutlich 

langsamere Gangart bevor. 

 

Der strukturelle Umbruch der öffentlich-rechtlichen Säule des Kreditgewerbes in Deutsch-

land schritt auch im Jahr 2007 weiter voran. Nach der Übereinkunft über den Wegfall der 

staatlichen Haftungsgarantien im Jahre 2005 als Folge der Wettbewerbsbeschwerde der 

europäischen Bankenvereinigung bei der EU-Kommission in Brüssel, die für die Kunden der 

Sparkasse Südholstein wie erwartet ohne negative Auswirkungen blieb, und der in 2006 ge-

troffenen Entscheidung, das in Zusammenhang mit der Landesbank Berlin eingeleitete Ver-

tragsverletzungsverfahren gegen die Bundesrepublik Deutschland einzustellen, konnten die 

Sparkassen in 2007 das Bietverfahren um die Landesanteile an der Landesbank Berlin Hol-

ding erfolgreich gestalten. Mit dem Erwerb können für die deutschen Sparkassen neue stra-

tegische Möglichkeiten in Bereichen erschlossen werden, die über die bisherigen Tätigkeiten 

der Sparkassen hinausreichen. Gleichzeitig zeigt dieser Erwerb, dass die Sparkassen wil-

lens und in der Lage sind, ihre eigene Zukunft zu gestalten und eine aktive Rolle im deut-

schen Bankenmarkt einzunehmen.  

 

 

Geschäftsentwicklung 2007 

 

Bilanzsumme und Geschäftsvolumen 

Das Geschäftsvolumen verringerte sich um 110,3 Mio. EUR auf 6.172,6 Mio. EUR. Im glei-

chen Zuge verringerte sich die Bilanzsumme um 1,8 % auf 6.061,7 Mio. EUR.  
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Zurückzuführen ist diese Entwicklung auf der Aktivseite auf einen Rückgang der Kunden-

kredite und der Eigenanlagen, bei einem gleichzeitigen Anstieg der Forderungen an Kredit-

institute und der Beteiligungen. Auf der Passivseite verzeichnet die Sparkasse bei einem 

Rückgang der Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten eine Erhöhung der Verbindlich-

keiten gegenüber Kunden. Vor dem Hintergrund des weiter steigenden Wettbewerbsdrucks 

und den vor allem strukturellen Belastungen betrachten wir dies als marktgerechte Entwick-

lung des Geschäftsvolumens. 

 

Kreditgeschäft 

Das gesamte Kundenkreditvolumen einschließlich der Treuhandkredite, Avale und der unwi-

derruflichen Kreditzusagen verringerte sich um 3,3 % auf 4.869,0 Mio. EUR (Vorjahr 5.037,6 

Mio. EUR). 

Nach den statistischen Unterlagen der Sparkasse erhöhten sich die Darlehenszusagen um 

4,3 % auf 442,2 Mio. EUR. Die Darlehensauszahlungen erhöhten sich um 3,5 % auf 408,1 

Mio. EUR bei einem gleichzeitigen Bestandsrückgang der Kundenforderungen in Höhe von 

183,4 Mio. EUR. Ursachen hierfür liegen in erster Linie an starken Rückgängen im Bereich 

der Projektfinanzierungen aufgrund günstiger Marktbedingungen und in einem weiterhin 

stark umkämpften Markt. Die Sparkasse verhält sich weiterhin im Hinblick auf die Kreditrisi-

ken neutral. 

 

Fälligkeiten und Tilgungen konnten nicht durch das Neugeschäft aufgefangen werden. 

 

Eigenanlagen 

Die Position Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere verringerte 

sich im Geschäftsjahr um 238,2 Mio. EUR auf 636,7 Mio. EUR. Der Bestand an Aktien und 

anderen nicht festverzinslichen Wertpapieren erhöhte sich um 215,9 Mio. EUR auf 247,6 

Mio. EUR. 

 

Die Sparkasse Südholstein hat im Jahr 2007 begonnen, die Struktur der Marktpreisrisikopo-

sitionen breiter zu diversifizieren, um unter den Rahmenbedingungen einer flachen Zins-

strukturkurve und des damit verbundenen geringen möglichen Fristentransformationserfol-

ges eine Optimierung zu erreichen. Hierbei wurden insbesondere auch die Möglichkeiten der 

Anlagen in Investmentfonds genutzt, um auch innerhalb der Assetklassen eine breite Risiko-

streuung zu erreichen. Als Folge haben sich oben aufgeführte signifikante Veränderung in 

der Struktur der Eigenanlagen zum Ende des Geschäftsjahres 2007 im Vergleich zum Vor-

jahr ergeben. In der Position Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere sind da-

her im Wesentlichen Anlagen im Bereich der Investmentfonds abgebildet. 

Diese Entwicklung werden wir im Geschäftsjahr 2008 weiter fortführen.  



 30 

 
 

Beteiligungen und Anteile an verbundenen Unternehmungen 

Der ausgewiesene Anteilsbesitz der Sparkasse erhöhte sich um 20,8 Mio. EUR auf 126,6 

Mio. EUR (Vorjahr 105,8 Mio. EUR).  

Im Zuge des Verkaufs der Landesbank Berlin Holding (LBH) beteiligte sich die Sparkasse 

Südholstein an der Erwerbsgesellschaft der S-Finanzgruppe mbH & Co. KG mit 25,0 Mio. 

EUR in Form einer Unterbeteiligung über den DSGV ö.K..  

Die Beteiligung an der S Broker AG & Co. KG in Höhe von 848,3 TEUR wurde aufgrund der 

verschlechterten wirtschaftlichen Lage des Unternehmens zum Jahresende vollständig ab-

geschrieben. 

Aufgrund der den Gesellschaftern der Schleswig-Holsteinischen Sparkassen-

Vermögensverwaltungs- und Beteiligungs GmbH & Co. KG direkt zugerechneten Kapitaler-

tragssteuer ergibt sich eine Substanzverringerung in der Gesellschaft, die zu einer Ab-

schreibung auf die Beteiligung in Höhe von 771,3 TEUR führte. 

 

Kundeneinlagen 

Das Anlageverhalten der Kunden in Sparkassenprodukten (Verbindlichkeiten gegenüber 

Kunden einschließlich verbriefter Verbindlichkeiten, nachrangiger Verbindlichkeiten und Ge-

nussrechtskapital) war durch eine gestiegene Sparquote gekennzeichnet. Aus diesem 

Grund war bei den bilanzwirksamen Kundeneinlagen ein Zugang von 2,0 % auf 3.246,6 Mio. 

EUR zu verzeichnen. 

Innerhalb des Mittelaufkommens von Kunden gab es strukturelle Verschiebungen. Die Spar-

einlagen verringerten sich um 85,9 Mio. EUR auf 962,6 Mio. EUR. Die unverbrieften Ver-

bindlichkeiten mit vereinbarter Kündigungsfrist einschließlich Nachrangverbindlichkeiten er-

höhten sich um 88,6 Mio. EUR auf 404,4 Mio. EUR. Die begebenen Schuldverschreibungen 

erhöhten sich um 30,9 Mio. EUR auf 224,8 Mio. EUR. Die ausgegebenen Genussrechte 

verringerten sich um 7,8 Mio. EUR auf 65,9 Mio. EUR. Die täglich fälligen Verbindlichkeiten 

gegenüber Kunden erhöhten sich um insgesamt 38,5 Mio. EUR auf 1.588,8 Mio. EUR. Dabei 

erhöhte sich der Bestand höherverzinslicher Sichteinlagen um 82,7 Mio. EUR auf 924,1 Mio. 

EUR. 

 

Interbankengeschäft 

Auf der Aktivseite erhöhten sich die Forderungen an Kreditinstitute auf 184,1 Mio. EUR (Vor-

jahr 105,1 Mio. EUR). Die überwiegend in dieser Position enthaltenen Festgelder in Höhe 

von 156,6 Mio. EUR werden zur Steuerung der kurzfristigen Liquidität genutzt. 
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Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten (einschließlich begebener Schuldverschrei-

bungen und Genussrechte) auf der Passivseite verringerten sich auf 2.403,6 Mio. EUR (Vor-

jahr 2.594,0 Mio. EUR). Hierbei handelt es sich um überwiegend langfristige Mittel, die der 

fristenkongruenten Finanzierung des langfristigen Kreditgeschäftes dienen. 

 

Wertpapiergeschäft 

Aktienmarkt: 2007 war das fünfte deutlich positive Aktienjahr für Deutschland in Folge. Mit 

einem Anstieg von rund 22 % im DAX belegte der deutsche Markt die Spitzenposition unter 

den etablierten Märkten. Die europäischen Märkte bewegten sich zwischen +7 % (Spanien), 

+1 % (Frankreich) und -6 % (Italien und Schweiz). Der nordamerikanische Markt lieferte auf 

EUR-Basis ein Minus von knapp 5 %, und der auch Anfang 2007 erneut als Geheimfavorit 

gehandelte japanische Markt verlor erneut - auf EUR-Basis 14,5 %. Aus globaler Sicht war 

das Aktienjahr 2007 eine Enttäuschung, der MSCI World verlor (aus Sicht eines EUR-

Anlegers) 1,2 %. 

 

Rentenmarkt: 2007 war erneut ein schwaches Jahr für Renten-Anleger. Aber im Gegensatz 

zum Vorjahr, in dem erwartete Zinssteigerungen die Ergebnisse festverzinslicher Anlagen 

beeinträchtigt hatten, sorgte in der 2. Jahreshälfte 2007 ein unerwartetes Thema (der Zu-

sammenbruch der US-Subprimes) für hohe Schwankungen und zunehmende Besorgnis.  

Nach den ersten Meldungen und Gerüchten kollabierte letztlich der hunderte von Milliarden 

schwere Markt der forderungsbesicherten Wertpapiere. Fonds, die überwiegend in diese 

ABS-Konstrukte investiert hatten, konnten durch den Ausfall der Handelbarkeit dieser Papie-

re keine Preise ermitteln, so dass diverse dieser Fonds ihre Rücknahmeverpflichtung ein-

stellen mussten.  

Die Folgen dieser „ABS-Problematik“ blieben nicht auf diese Anlageklasse beschränkt. Es 

erfolgte letztlich eine Neubewertung aller Risiken festverzinslicher Anlageformen am Kapi-

talmarkt: Die über Jahre hinweg gesunkene Zinsdifferenz zwischen Staats- und Unterneh-

mensanleihen explodierte regelrecht. Und das durch die US-Subprime-Krise geschürte Miss-

trauen unter Banken hat zudem für eine „V-Formation“ im Zinsniveau gesorgt: die Einjahres-

Marktverzinsung lag in der Spitze auf dem Niveau von 10-jährigen, während 2-jährige / 3-

jährige Papiere bis zu 0,4 % weniger an Rendite lieferten.  

 

Immobilienfonds: Die insgesamt sechs Immobilienfonds der Deka-Gruppe wurden in 2007 

mehrfach ausgezeichnet und konnten im Zuge des sich deutlich aufbessernden Marktumfel-

des erfreuliche bis sehr erfreuliche Ergebnisse produzieren. Die Krise der Deutschland-

orientierten Immobilienfonds ist beendet: der in 2004 in der Kritik stehende Deka Immobi-

lienFonds wurde saniert, der Markt zieht wieder an (Mietrenditen steigen und Leerstände 

sinken).  

 

Entwicklung im Hause der Sparkasse Südholstein 

Trotz der überaus positiven Marktbewegung des DAX haben sich Anleger – und auch unse-

re Kunden – von der pessimistischen internationalen Stimmung beeinflussen lassen. Es er-

folgte ein weiterer Rückzug von Aktieninvestitionen aller Art. Die Sorge vor einer konjunktu-



 32 

rellen Abschwächung hat im Gegenzug den Absatz von Garantiefonds massiv gefördert. 

Nach einem Absatz von ca. 15 Mio. EUR in den ersten 9 Monaten des Jahres wurden allein 

im vierten Quartal Garantiefonds im Wert von über 22 Mio. EUR abgesetzt.  

 

Umschichtungsaktivitäten prägten auch die Entwicklungen in Rentenfonds. Dieses deutliche 

Anziehen des Kurzfrist-Niveaus bei gleichzeitigen Kursverlusten durch das moderat gestie-

gene Zinsniveau in längeren Laufzeiten sorgte bundesweit für deutliche Risikoaversion. 

Auch unsere Kunden haben längere Laufzeiten verkauft, um in Kurzfristanlagen und Geld-

marktfonds neu anzulegen. Insbesondere die steueroptimierten Produkte, die diesen Vorteil 

auch nach Inkrafttreten der Abgeltungssteuer behalten werden, erfreuten sich mit einem 

Absatz von über 30 Mio. EUR großem Interesse. 

 

Im Zuge der deutlichen Bewegungen am Aktien- und Rentenmarkt haben unsere Kunden im 

letzten Jahr langfristig angelegte vermögensverwaltende Anlageformen (DekaStruktur, Dy-

namikDepot, SwissVM) im Gegenwert von ca. 66 Mio. EUR verkauft. Selbst die erneute Aus-

zeichnung des DynamikDepots als „beste konservative Anlage-Variante“ (durch ntv und 

FondsConsult), Überschriften wie „Deka dominiert die Dachfonds-Hitliste“ (Handelsblatt) und 

diverse erneut gewonnene Konkurrenzvergleiche haben an dieser kurzfristigen Nervosität 

nichts ändern können.  

 

Das Geschäft in Zertifikaten und anderen strukturierten Produkten war im Jahr 2007 geprägt 

von steuerlichen Vorgaben einerseits und Verunsicherung der Marktteilnehmer durch die 

Finanzmarktkrise andererseits. Anders als bei allen anderen Wertpapieren hat der Gesetz-

geber bei Zertifikaten eine Stichtagsregelung in Sachen Abgeltungssteuer eingezogen. Die 

Anleger investierten teilweise in steueroptimierte Produkte, mehrheitlich jedoch standen ka-

pitalgarantierte Produkte im Fokus.  

Sehr erfolgreich auch für unser Haus war die konzertierte Aktion der HSH Nordbank und der 

schleswig-holsteinischen Sparkassen zur Platzierung der "Frühlingsanleihe" bzw. des "Früh-

lingszertifikats". Diese Produkte bildeten den Absatzschwerpunkt des abgelaufenen Jahres. 

Discount- und Bonuszertifikate gehören mittlerweile zu den etablierten Produkten im Anla-

gegeschäft. Während Zinsprodukte eher vernachlässigt wurden, keimte immer wieder das 

Interesse unserer Kunden an Rohstoffinvestments auf. 

 

Geschlossene Fonds haben sich in den vergangenen Jahren als wertvolle Kapitalanlage mit 

attraktivem Sicherheits-/Renditeprofil zur Ergänzung des privaten Vermögensportfolios etab-

liert. 2007 war für die Sparkasse Südholstein ein sehr erfolgreiches Jahr. Gegenüber 2006 

konnten wir den Absatz auf über 20 Mio. EUR steigern. Besonders beliebt bei unseren Kun-

den waren Beteiligungen in britischen Lebensversicherungs-Zweitmarktfonds und in den 

klassischen Schiffsfonds. 

 
Verbundgeschäft 

Die kooperative Zusammenarbeit mit dem Verbundpartner der Sparkassen-Finanzgruppe - 

der LBS Bausparkasse Schleswig-Holstein-Hamburg AG - verlief erfreulich. Um die Kräfte 

weiter zu bündeln und auch künftig vor dem Hintergrund des zunehmenden Wettbewerbs 
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konkurrenzfähig bleiben zu können fusionierten Mitte des Jahres die Landesbausparkassen 

Schleswig-Holstein und Hamburg. Dadurch können auch weiterhin attraktive Bauspar- und 

Finanzierungsangebote sowie günstige Konditionen angeboten werden. 

 

Von großer Bedeutung in der Kooperation mit der LBS ist das Wohnungsbaufinanzierungs-

geschäft. Dank zahlreicher aktiver Unterstützungsleistungen innerhalb besonderer Aktivitä-

ten ergaben sich erhöhte Abschlusszahlen. Die Sparkasse Südholstein konnte - nicht zuletzt 

aufgrund der positiven Kundenbindung und der hauseigenen kompetenten Berater - mit ih-

ren speziellen und marktgerechten Finanzierungsangeboten weiterhin viele bausparunterleg-

te Wohnungsbaufinanzierungen abschließen.  

 

Ergänzend zur allgemeinen Kundenansprache bildet die gezielte Kundeninformation den 

Grundstein für eine konsequente und erfolgreiche Marktbearbeitung. Die sich im Laufe eines 

"Bausparvertragslebens" ergebenden Beratungsanlässe führen immer wieder dazu, das 

Gespräch mit den Kunden zu suchen, die vorliegenden Vertragsmerkmale mit den aktuellen 

Bedürfnissen abzugleichen und die daraus gewonnenen Erkenntnisse in Handeln umzuset-

zen.  

 

Die Sparkasse Südholstein konnte somit bei der Vermittlung von Bausparverträgen der LBS 

mit einer Bausparsumme von knapp 85 Mio. EUR ihre guten Erfolge fortsetzen und nimmt 

eine führende Position im Land ein. 

 

Die Zusammenarbeit mit den Provinzial-Versicherungen im Vorsorge- und Versicherungsbe-

reich konnte erneut angemessen zum guten Provisionsergebnis der Sparkasse Südholstein 

beitragen. Dies ist auch darauf zurückzuführen, dass die Sparkasse schon seit Jahren das 

Vorsorge- und Versicherungsgeschäft mit einer eigenen Agentur betreibt und den Kunden 

den kompletten Versicherungsservice über den Antragsabschluss bis hin zur Schadenbear-

beitung aus einer Hand anbietet. 

 

Der Abschluss von Versicherungsverträgen im Kompositgeschäft entwickelte sich in 2007 

weiter sehr erfreulich. Die Sparkasse erreichte mit dem Ergebnis erneut einen Spitzenplatz 

im bundesweiten Vergleich der Sparkassen. Eine deutliche Steigerung konnte insbesondere 

im Bereich der Altersvorsorge erreicht werden. Dabei wurde von den Kunden der Sparkasse 

besonders oft die Riesterrente nachgefragt. Hier wurden im Jahr 2007 mehr als 5400 Ries-

terverträge abgeschlossen. Die Ertragsentwicklung gestaltete sich im Versicherungsbereich 

insgesamt sehr positiv. Das Provisionsergebnis aus der Vermittlung von Versicherungspro-

dukten konnte gegenüber dem Vorjahr um 50 % gesteigert werden. 
 

Investitionen 
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Die Investitionen der Sparkasse in Grundstücke und Gebäude sowie Betriebs- und Ge-

schäftsausstattung beliefen sich in 2007 auf 5,2 Mio. EUR (Vorjahr 9,0 Mio. EUR).  

Davon entfallen auf Grundstücke und Gebäude 1,8 Mio. EUR. In Betriebs- und Geschäft-

saus-stattung einschließlich immaterieller Wirtschaftsgüter wurden 3,4 Mio. EUR investiert. 

Mit Kaufvertrag vom 06.10.2007 wurden 43 Sparkassenobjekte veräußert (Erläuterungen 

siehe Seite 84). 

 

Mitarbeiter 

Zum Jahresende 2007 hat die Sparkasse Südholstein insgesamt 1.343 Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter beschäftigt. Von den 1.079 Aktiven (ohne Auszubildende) sind 769 als Vollzeit- 

und 310 als Teilzeitbeschäftigte bei der Sparkasse angestellt gewesen; 128 Auszubildende 

vervollständigen das Bild und sind gleichzeitig Ausdruck unserer Nachwuchskräfteförderung 

wie unserer gesellschaftlichen Verantwortung für die Region Südholstein. Von den 46 Aus-

zubildenden, die ihre Ausbildung im Jahre 2007 mit Erfolg beendeten, sind 44 in ein Ange-

stelltenverhältnis übernommen worden. 

In der Teilzeitquote von über 28 % spiegeln sich nicht nur unsere flexiblen Arbeitszeitmodel-

le wieder (z. B. Jahresarbeitszeitkonto); sie ist neben vielen anderen Maßnahmen (z. B. be-

triebliche Elternzeit, Telearbeitsmöglichkeiten u. a. m.) Beleg dafür, dass die Sparkasse 

Südholstein zu Recht als besonders familienfreundlicher Betrieb eingestuft wird. 

 

Umgerechnet auf Vollzeitarbeitsplätze hat die Sparkasse Südholstein per 31.12.2007 984 

Planstellen ausgewiesen, von denen zum Jahresende 951 besetzt waren. Das hat einem 

Personalaufwand von etwa 60,7 Mio. EUR entsprochen. 

 

Im Personalaufwand des Jahres 2007 schlagen sich auch unsere freiwilligen sozialen Leis-

tungen, wie z. B. Zuschüsse zum Betriebssport, zu Betriebs- und Teamveranstaltungen und 

anderes mehr, nieder. Erstmals in 2007 wurde die Sparkassensonderzahlung als tarifliche 

Zahlung nach internen Kriterien erfolgsorientiert gestaltet und durch weitere Leistungsanrei-

ze ergänzt.  

 

Darüber hinaus war das Jahr 2007 durch umfangreiche Aktivitäten gekennzeichnet. Die Aus-

lagerung weiter Teile des Kreditservices und des zentralen Vertriebsservices auf die Nord-

deutsche Retail-Service AG (NRS) wurde Anfang des Jahres vollzogen. Damit verbunden 

war der Übergang von rd. 120 Mitarbeitern von der Sparkasse auf die NRS. 

 

In der zweiten Jahreshälfte haben wir mit dem Start des Turnaround-Projektes Grundsteine 

gelegt für eine deutliche Ergebnisverbesserung. Neben Maßnahmen zur Ertragssteigerung 
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und Sachkostenreduzierung sind rund 8 Mio. EUR Personalkostensenkung über den Stel-

lenabbau in internen Bereichen - womit gleichzeitig ein Personalumbau in Richtung Vertrieb 

vorgezeichnet ist - vorgesehen. 

 

Die volle Auswirkung der Maßnahmen auf den Personalbereich unseres Hauses wird sich 

erst im Zeitraum 2008 bis 2010 abzeichnen. Die ersten Erfolge zeigen sich aber schon 2007 

in der deutlichen Unterschreitung sowohl der Stellenplanausnutzung als auch des geplanten 

Personalkostenbudgets. Darüber hinaus sind die Stelleneinsparpotentiale mittlerweile nicht 

nur identifiziert, sondern größtenteils bereits umgesetzt. Der Stellenplan 2008 entspricht in 

weiten Teilen dem Zielstellenplan von 828 (2010 dann 808) Stellen. Und alle Indikatoren 

deuten derzeit darauf hin, dass der erforderliche Stellenabbau über die natürliche Fluktuati-

on – ergänzt um weitergehende Maßnahmen (Arbeitszeitreduzierungsangebote, Altersteil-

zeitangebote, Aufhebungsverträge mit Abfindungszahlungen und Outplacement) - und aller 

Voraussicht nach ohne betriebsbedingte Kündigungen zu bewältigen sein wird. 
 

 

Jahresergebnis 

Die Sparkasse Südholstein hat in 2007 den Jahresüberschuss um 1,5 Mio. EUR auf 6,0 Mio. 

EUR gesteigert. 

Ausschlaggebend für den Anstieg des Jahresüberschusses ist zum einen der steigende Pro-

visionsüberschuss, zum anderen aber auch die Erfolge aus dem Verkauf der sparkassenei-

genen Grundstücke und Gebäude.  

Belastend hat sich weiterhin die flache Zinsstrukturkurve und die stetig zunehmende Wett-

bewerbsintensität im Kreditgewerbe auf den Zinsüberschuss ausgewirkt. 

Die einzelnen Erfolgskomponenten sind der Darstellung der Ertragslage zu entnehmen. 

 

 

 

Wichtige Vorgänge des Geschäftsjahres 

 

Norddeutsche Retail–Service AG 

Der Sparkassen- und Giroverband für Schleswig-Holstein (SGVSH) hat sich im Jahr 2006 

aufgrund seines Grundsatzbeschlusses vom 25.11.2005 direkt an der NRS in Höhe von 25,0 

% + 1 Aktie beteiligt, so dass eine direkte Beteiligung der Sparkassen im Verbandsgebiet 

nicht vorgesehen ist. Der Produktivstart der NRS mit den Mandantensparkassen Hamburger 

Sparkasse und Sparkasse Bremen erfolgte zum 01.07.2006.  

 

Von Seiten der NRS, dem SGVSH und einigen Verbandssparkassen wurde im Jahr 2006 ein 

Initialisierungsprojekt durchgeführt, an dem sich die Sparkasse Südholstein beteiligte. Die-
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ses Projekt wurde in der Sparkasse durch ein internes Migrationsprojekt fortgeführt. Auf Ba-

sis der Projektergebnisse hat der Verwaltungsrat am 12.10.2006 eine Zusammenarbeit im 

Rahmen der vorgestellten Dienstleistungen beschlossen und den Vorstand beauftragt, die 

hierfür erforderlichen Verhandlungen zu führen, abzuschließen und die weiteren rechtlichen 

Schritte für den Betriebsübergang einzuleiten. Der Geschäftsbesorgungsvertrag wurde am 

25.01.2007 unterzeichnet. 

 

Die NRS hat die folgenden Dienstleistungen mit Wirkung vom 01.03.2007 übernommen: 

a) Die Bearbeitung von Marktfolgeprodukten des Vertriebsservice. Hierzu gehört insbe-

sondere die Bearbeitung von Vorgängen in den Sachgebieten Spar, Giro, Kartenge-

schäft, KIS, Onlinebanking, Erbfälle, Zinsabschlagssteuer, Zahlungsverkehr, Pfän-

dungen und Bankauskünfte. 

b) Die Sachbearbeitung der Produkte des Kreditservice für alle Kundenakquisitionsver-

bünde unter 1,0 Mio. EUR. Hierzu gehören die Bereiche Privatkunden Neu- und Be-

standsgeschäft, Firmenkunden Neu- und Bestandsgeschäft, Offenlegung der wirt-

schaftlichen Verhältnisse (Erst- und laufende Offenlegung) sowie Service- und Zu-

satzleistungen.  

 

Auf der Basis von Ist-Mengen und Ist-Prozessen der Sparkasse hat die NRS der Sparkasse 

ein konkretes Angebot unterbreitet mit dem Ziel, die zu übernehmenden Leistungen in stan-

dardisierte Prozesse und Preise zu überführen. Mit der NRS wurde unabhängig von einer 

weiteren Standardisierung der Prozesse bis zum Jahr 2011 eine Kostensenkung auf den 

Stückleistungspreis vertraglich vereinbart. Damit ist für die Sparkasse auf der Basis gleich-

bleibender Mengen und Faktorkosten eine wirtschaftliche Vorteilhaftigkeit der Auslagerung - 

ohne Bewertung qualitativer Aspekte - bereits ab dem 3. Jahr möglich. Weitere Einspa-

rungseffekte sind durch die Umstellung auf Normprozesse und die damit verbundene mögli-

che Mengendegression aufgrund der einheitlichen Abwicklung der eigenen und der Leistun-

gen weiterer Mandantensparkassen bei der NRS zu erwarten.  

 

Im Wege des Betriebsüberganges nach § 613 a BGB sind 122 Mitarbeiter/innen auf die 

NRS übergegangen. Die rechtlichen und aufbauorganisatorischen Voraussetzungen wurden 

zum Übergabezeitpunkt 01.03.2007 geschaffen. Weitere 20 Mitarbeiter/innen, mit denen 

Altersteilzeitvereinbarungen bestehen, werden im Wege der Arbeitnehmerüberlassung der 

NRS beigestellt.  

 

Dabei gelten neben den gesetzlichen Bestimmungen des § 613 a BGB die zwischen NRS, 

der Sparkasse Südholstein und dem Personalrat der Sparkasse geschlossenen Vereinba-
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rungen, die unter anderem die Tarifbindung bis zum Jahr 2013 beinhalten und damit den 

übergehenden Mitarbeitern/innen für diesen Zeitraum weitreichende Bestandssicherungs- 

und Arbeitnehmerschutzrechte gewährleisten.  

 

Der Produktionsstandort der NRS für die Leistungen der Sparkasse ist Neumünster. Bis zur 

Fertigstellung des Produktionsstandortes im Mai 2007 hat die NRS die Dienstleistungen ü-

bergangsweise an den Standorten Pinneberg (Kreditservice) und Bad Segeberg (Marktser-

vice) produziert. 

 

Um die Anforderungen an die Verpflichtungen nach § 25 a KWG, an das Qualitätsmanage-

ment und an die Umsetzungen von Neuerungen zu erfüllen, wurde die Funktion des Schnitt-

stellenmanagements in den Fachbereichen Kreditservice und Vertriebsservice innerhalb der 

Sparkasse neu geschaffen. 

 

 

Basel II 

In 2007 wurden die Anforderungen aus Basel II und den Mindestanforderungen an das Risi-

komanagement (MaRisk) im Rahmen eines umfassenden Projektes umgesetzt. Projektziele 

sind die Erstellung der aufsichtsrechtlichen Meldefähigkeit nach den Regelungen von KWG 

und Solvabilitätsverordnung (SolvV) sowie die Sicherstellung eines reibungslosen Überprü-

fungsprozess durch die Aufsichtsbehörden (Supervisory Review Process).  

 

Die Sparkasse hat sich zur Berechnung des Solvabilitätskoeffizienten für die Nutzung des 

Kreditrisiko-Standardansatzes (KSA) entschieden, operationelle Risiken werden nach den 

Regelungen des Basis-Indikatoransatzes mit Eigenkapital unterlegt.  Die Sparkasse macht 

von der Übergangsregelung nach § 339 Abs. 9 SolvV Gebrauch, so dass die Anwendung 

der SolvV (inkl. vollständiger Umsetzung der MaRisk) ab dem 01.01.2008 erfolgt.  

 

Unter dem Aspekt der Prozesskostenminimierung hat sich die Sparkasse dafür entschieden, 

für die Berechnung des Solvabilitätskoeffizienten lediglich wohnwirtschaftlich genutzte Im-

mobilien als Risiko mindernde Sicherheit anzurechnen. Belastbare Proberechnungen lassen 

aus der Anwendung des „Basel II-Regelwerkes“ derzeit keine Restriktionen für unsere ge-

schäftlichen Aktivitäten erkennen. 

 

Im Rahmen des Projektes wurden auch die Anforderungen der MaRisk fristgerecht umge-

setzt. Aufgrund unserer fortschrittlichen internen Steuerungsprozesse waren aus der Umset-

zung der Säule 2 des Baseler Rahmenwerkes in wesentlichen Teilbereichen nur geringe 
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Anpassungen vorzunehmen. So haben wir unter anderem unsere Geschäfts- und dazu kon-

sistent auch unsere Risikostrategie im Rahmen der Anforderungen der Verlautbarung über-

arbeitet. Grundlage hierfür war eine umfassende Risikoinventur. In Anlehnung an deren Er-

gebnisse haben wir dann insbesondere risikorelevante Prozesse überprüft und ggf. ange-

passt. Dabei wurden die Anforderungen aus der Säule I ebenso berücksichtigt wie auch die 

in den MaRisk aufgezeigten Möglichkeiten, betriebswirtschaftlich sinnvolle Erleichterungen 

zu nutzen. Nähere Angaben zu den einzelnen Risikoarten enthält der Risikobericht. 

 

Da die Anforderungen der „Säule III“ des Baseler Rahmenwerkes zur Offenlegung aufgrund 

der in Anspruch genommen Übergangsregelung für uns erstmals für den Stichtag 

31.12.2008 zu erfüllen sind, werden wir die diesbezüglichen Anforderungen im Verlauf des 

Jahres 2008 umsetzen.  
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Verkauf des Immobilienportfolios 

Der Verwaltungsrat hat mit dem Grundsatzbeschluss vom 23.04.2007 den Vorstand beauf-

tragt, die Veräußerung des gesamten Immobilienportfolios und die langfristige Rückmietung 

der Sparkassenfilialen vor dem Hintergrund des aktuellen Marktumfeldes und der vorhande-

nen Nachfragesituation zu prüfen. Auf Basis der Ergebnisse haben Vorstand und Verwal-

tungsrat den Verkauf der 43 Sparkassenobjekte im sogenannten Sale-and-rent-back-

Verfahren am 10.09.2007 beschlossen. Prämisse war die Abwicklung der Transaktion als 

Gesamtportfolio. Die Kauf- und Mietverträge wurden am 06.10.2007 mit den Erwerberge-

sellschaften Fair-Value REIT AG mit Sitz in München und IC Grundbesitzgesellschaft mbh & 

Co. Immobilien KG mit Sitz in Unterschleißheim beurkundet. Der ursprünglich vereinbarte 

Gesamtkaufpreis beträgt 52,9 Mio. EUR. 

 

Die Rückmietung der Sparkassenfilialen erfolgte zu überwiegend  langfristigen Triple-Net-

Mietverträgen von 10 Jahren und von 18 Jahren an unseren Hauptfilialstandorten zu markt-

üblichen Mieten. 

 

Für das Objekt Bad Segeberg, Bahnhofstraße 3 hat der Vorkaufsberechtigte sein vertraglich 

vereinbartes Vorkaufsrecht geltend gemacht und das Objekt zu den vereinbarten Konditio-

nen erworben. 

 

Die Auswahl der Erwerber wurde im Rahmen eines beschränkten Bieterverfahrens, an dem 

anfangs 7 Interessenten teilgenommen haben, getroffen. Zum Entscheidungstermin lagen 

belastbare, vergleichbare Angebote von zwei Interessenten vor. Das Verfahren wurde bis 

zum Vertragsabschluss durch die Anwaltskanzlei Ashurst (München, Frankfurt / M.) bera-

tend begleitet. 

 

Die Kaufpreise wurden am 20.12.2007 auf ein Notaranderkonto gezahlt. Der Nutzen- und 

Lastenübergang erfolgte ebenfalls noch im Jahr 2007,  so dass die  Wirkung der Maßnahme 

in voller Höhe für den Jahresabschluss 2007 erzielt wird. Insgesamt kann durch den Verkauf 

die beabsichtigte Hebung von stillen Reserven realisiert werden. 

 

Zusätzlich ist über Einbringung des Großteils der Objekte durch den Erwerber in eine REIT 

AG ein steuerlicher Vorteil bei der Besteuerung des Erlöses der Transaktion zu berücksich-

tigen. 

 

Die Investitionsrechnung hat eine langfristige wirtschaftliche Vorteilhaftigkeit der Transaktion 

gegenüber der Eigentumshaltung von mindestens 20 Jahren ergeben. 
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Darstellung der Lage 

 

Rückblick Lagebericht Vorjahr 

Das Betriebsergebnis vor Bewertung liegt wie erwartet unter dem des Vorjahres. 

 

Der Planwert für den Zinsüberschuss wurde unterschritten. Der Zinsertrag ist zwar gestie-

gen, der Zinsaufwand dazu jedoch überproportional. Neben dem gestiegenen Zinsniveau, 

besonders im kurzfristigen Bereich, das auf beide Bilanzseiten wirkt, ist als Ursache eine 

Umschichtung der Kundeneinlagen in höherverzinsliche Produkte zu sehen. Dieser Trend 

hielt erwartungsgemäß im letzten Jahr an, wirkte sich jedoch stärker als erwartet auf den 

Zinsaufwand aus. Grund war auch, dass Hochzinsprodukte im Passivbereich zum Teil zu 

initiativ angeboten wurden.  

 

Die Neuausrichtung des Depot A wurde aufgrund der Marktbedingungen und Umstrukturie-

rungen im Treasury der Sparkasse erst zur Jahresmitte schrittweise umgesetzt. In Zusam-

menarbeit mit der Firma Eller Consulting wurden Werkzeuge zur Risikomessung implemen-

tiert und zur Risikodiversifikation im Portfolio genutzt.  

 

Aufgrund der Zinsstruktur war der Ertrag aus Fristentransformationen nahe Null. Im Rahmen 

des Bilanzstrukturmanagements wurden wie geplant Payer-Swaps gehandelt, um die 

Benchmarkpositionierung beizubehalten.  

 

Wie im Lagebericht des Vorjahres angekündigt kam es bei den Darlehen zu Sondereffekten. 

Aufgrund der hohen Immobilienpreise verkauften Kunden im gewerblichen Immobilien-

Geschäft Immobilien und lösten Verbindlichkeiten ab.  

 

Unter anderem deswegen entspricht die Entwicklung der Bilanzsumme nicht dem Planwert.  

 

Der Provisionsüberschuss ist insbesondere durch zusätzliche Erträge aus dem Giroverkehr 

und der Vermittlung von Versicherungen höher als angenommen.  

 

Der Verwaltungsaufwand ist aufgrund von Kostensenkungsmaßnahmen und einer sehr re-

striktiven Personalpolitik in der zweiten Jahreshälfte niedriger als geplant (-3,18 %) und nur 

ca. 3 Mio. EUR (+3,65 %) höher als in 2006.  

 

Im Kreditgeschäft ist ein deutlicher Rückgang der Wertberichtigungserfordernisse festzustel-

len, den wir auf unser weiter verbessertes Risikomanagement und die konsequente Anwen-



 41 

dung der Kreditrisikostrategie zurückführen. Im Wertpapiergeschäft verursachte die Subpri-

mekrise ein negatives Ergebnis. Das neutrale Ergebnis ist von dem Verkaufsgewinn der 

eigenen Immobilien geprägt. Dieser Sonderfaktor trägt maßgeblich zum positiven Gesamt-

ergebnis bei.  

 

Insgesamt schließt das Berichtsjahr 2007 mit einem Jahresüberschuss ab, der eine Zufüh-

rung zur Sicherheitsrücklage über die des Vorjahres hinaus ermöglicht.  

 

Vermögenslage 

Die Sicherheitsrücklage erhöht sich nach der geplanten Zuführung des Bilanzgewinnes 2007 

um 6 Mio. EUR auf 231,5 Mio. EUR. Neben der Sicherheitsrücklage und den stillen Einlagen 

verfügt die Sparkasse über weitere ergänzende Eigenkapitalbestandteile. Das Verhältnis der 

angerechneten Eigenmittel (gem. KWG) bezogen auf die Summe der gewichteten Risikoak-

tiva und Marktrisikopositionen betrug zum Jahresende 10,12 % und übersteigt damit den 

gesetzlich vorgeschriebenen Mindestwert von 8,0 %.  

 

Im abgelaufenen Geschäftsjahr haben sich, bis auf den Verkauf der sparkasseneigenen 

Grundstücke und Gebäude, innerhalb der Bilanzstruktur auf der Aktivseite keine nennens-

werten Veränderungen ergeben. Die Forderungen an Kunden mit 76,4 % (77,9 %) und die 

Schuldverschreibungen und andere festverzinslichen Wertpapiere in Verbindung mit den 

Aktien und anderen nicht festverzinslichen Wertpapieren mit 14,6 % (14,7 %) sind die tra-

genden Positionen. Aufgrund von Investitionen in zwei Spezialfonds kam es zu Veränderun-

gen in den Positionen Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere 

(636,7 Mio. EUR, Vorjahr: 874,8 Mio. EUR) und Aktien und andere nicht festverzinsliche 

Wertpapiere (247,6 Mio. EUR, Vorjahr: 31,7 Mio. EUR). 

Auf der Passivseite stellen die Verbindlichkeiten gegenüber Kunden mit 47,5 % (45,9 %) 

sowie die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten mit 37,5 % (39,9 %) weiterhin die 

bedeutendsten Positionen dar. 

 

Die Bewertung der Wertpapiere des Umlaufvermögens und der Fonds im Anlagevermögen 

erfolgte grundsätzlich zu Anschaffungskosten bzw. zu niedrigeren Kurswerten am Bilanz-

stichtag, gegebenenfalls wurde auch auf diese Werte zugeschrieben. Die Bewertung von 

zwei Asset Backed Securities Fonds (ABS-Fonds) erfolgte anhand von Bewertungsmodel-

len. Durch die erstmalige Anwendung des gemilderten Niederstwertprinzips für verzinsliche 

Wertpapiere des Anlagevermögens wurden Abschreibungen in Höhe von 4,3 Mio. EUR ver-

mieden. 
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Mit den gebildeten Wertberichtigungen und Rückstellungen ist den Risiken im Kreditgeschäft 

und den sonstigen Verpflichtungen ausreichend Rechnung getragen worden. 

 

Die Bewertung der übrigen Vermögensgegenstände erfolgte ebenfalls nach den geltenden 

Vorschriften. 

 

Die Vermögenslage der Sparkasse ist geordnet. 

 

 

Finanzlage 

Die Zahlungsfähigkeit der Sparkasse war im Geschäftsjahr 2007 aufgrund einer planvollen 

und ausgewogenen Liquiditätsvorsorge jederzeit gegeben. 

 

Der Sparkasse stehen Kreditlinien bei der HSH Nordbank AG zur Verfügung, zur Erfüllung 

der Mindestreservevorschriften wurden entsprechende Guthaben bei der zuständigen Zent-

ralbank unterhalten. 

 

Der vom Bundesaufsichtsamt aufgestellte Grundsatz II über die Liquidität wurde während 

des gesamten Jahres eingehalten. 

Die Sparkasse Südholstein refinanziert sich aus dem Kundengeschäft. Darüber hinaus be-

nötigte Mittel werden am Kapitalmarkt beschafft. Die Auswirkungen des Wegfalls der Ge-

währträgerhaftung auf das Geschäft waren für das Geschäftsjahr 2007 wie erwartet gering. 

Zum Jahreswechsel 2007/2008 sind die Refinanzierungskosten aufgrund der Auswirkungen 

der Subprime-Krise angestiegen. Die Auswirkungen können jedoch mit Hilfe einer voraus-

schauenden und langfristigen Liquiditätsplanung gesteuert und in Grenzen gehalten werden. 

Die Sparkasse hat ihr Liquiditätsmanagement im Rahmen der MaRisk-Umsetzung weiter 

verbessert und betreibt systematischen Liquiditätsaufbau mit dem Ziel, eine gleichmäßige 

Verteilung der Fälligkeiten für die Zukunft zu sichern. Die Auswirkungen der gestiegenen 

Refinanzierungskosten sind angemessen für die Jahre 2008ff berücksichtigt.  

 

 

 

 

Ertragslage 

Das Ergebnis der Gewinn- und Verlustrechnung der Sparkasse in Höhe von 6,0 Mio. EUR 

hat sich zwar gegenüber dem Vorjahr verbessert, kann aber vor dem Hintergrund der Ent-

wicklung des Ergebnisses der ordentlichen Geschäftstätigkeit nicht befriedigen. Es ist ge-

plant, den Jahresüberschuss voll der Sicherheitsrücklage zuzuführen. 
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Als wesentliche Einflussfaktoren sind die Reduzierung des Zinsüberschusses, die Steige-

rung der Provisionserträge, die Senkung der Personalkosten bei gleichzeitiger Erhöhung der 

Verwaltungsaufwendungen sowie die Steigerung der außerordentlichen Erfolge zu nennen. 

Die Erfolgskomponenten aus der Gewinn- und Verlustrechnung entwickelten sich im Ver-

gleich zum Geschäftsjahr 2006 wie folgt: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  2007 2006         Veränderung 
  Mio. EUR Mio. EUR Mio. EUR in % 
          

Zinsüberschuss               
Pos. 1;2;3 108,82 113,55 -4,73 -4,17% 

Provisionsüberschuss        
Pos. 5;6 35,15 30,07 5,08 16,89% 

Nettoergebnis aus Finanz-
geschäften           Pos. 7 0,39 1,15 -0,76 -66,09% 

Sonstige betriebliche Erträ-
ge          Pos. 8 11,17 11,04 0,13 1,18% 
Summe der Erträge 155,53 155,81 -0,28 -0,18% 

Personalaufwand             
Pos. 10a 60,73 66,53 -5,80 -8,72% 

andere Verwaltungsauf- 
wendungen                    
Pos. 10b 47,82 38,22 9,60 25,12% 

Abschreibungen und Wert-
berichtigungen auf immate-
rielle Anlagewerte und 
Sachanlagen und sonstige 
betriebliche Aufwendungen         
Pos. 11;12 12,75 14,38 -1,63 -11,34% 

Ergebnis vor Bewertung 
und Risikovorsorge 34,23 36,68 -2,45 -6,68% 

Ertrag bzw. Aufwand aus 
Bewertung und Risikovor-
sorge                 Pos. 
13;14;15;16 29,27 30,75 -1,48 -4,81% 

Zuführung zum Fonds für 
allgemeine Bankrisiken        
Pos. 17 12,00 0,00 12,00 - 
Ergebnis vor Steuern -7,04 5,93 -12,97 - 

Außerordentliches Ergebnis 
Pos. 23 15,60 0,00 15,60 - 

Steueraufwand                
Pos. 24;25 2,56 1,43 1,13 79,02% 
Jahresüberschuss 6,00 4,50 1,50 33,33% 
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Zu den einzelnen wesentlichen Ergebnispositionen: 

Der Zinsüberschuss - einschließlich laufender Erträge (gem. GuV, Pos. 3) – verringerte sich 

im Vergleich zu 2006 um 4,7 Mio. EUR auf 108,8 Mio. EUR. Trotz der seit Jahren rückläufi-

gen Zinsmargen im Kundengeschäft stellt der Zinsertrag auch weiterhin die bedeutendste 

Ertragsquelle der Sparkasse dar, ursächlich für diese Entwicklung ist vor allem die unverän-

dert hohe und weiter steigende Wettbewerbsintensität in der Kreditwirtschaft. Gleichzeitig 

waren die Möglichkeiten zur Generierung von Fristentransformationserträgen unter anderem 

durch die flache Zinsstrukturkurve begrenzt. In den laufenden Erträgen aus Beteiligungen ist 

eine Ausschüttung des Verbandes aufgrund von Veräußerungsgewinnen aus dem Verkauf 

von Aktien der HSH Nordbank AG enthalten. 

 

Unter den gegebenen Rahmenbedingungen verringerte sich die nach betriebswirtschaftli-

chen Grundsätzen ermittelte Zinsspanne von 1,71 % im Vorjahr auf 1,65 %. 

 

Der Provisionsüberschuss erreichte 35,2 Mio. EUR und befand sich damit deutlich über dem 

Vorjahresergebnis in Höhe von 30,1 Mio. EUR. Insbesondere in den Bereichen Giroverkehr, 

Wertpapierdienstleistungsgeschäft und Versicherungsgeschäft konnte eine erfreuliche Ent-

wicklung festgestellt werden. 

 

Im Bereich der allgemeinen Verwaltungsaufwendungen konnte in diesem Geschäftsjahr ein 

Rückgang der Personalkosten um 5,8 Mio. EUR verzeichnet werden. Diese Entwicklung ist 

zum einen auf die Personalüberlassung in die Norddeutsche Retail-Service AG (NRS) und in 

die Kredit-Service-Center GmbH (KSC) zurückzuführen, zum anderen sind bereits im Ge-

schäftsjahr 2007 erste Auswirkungen des Turnaround-Projektes spürbar. 

In den anderen Verwaltungsaufwendungen ist hingegen eine deutliche Steigerung in Höhe 

von 9,6 Mio. EUR zu verzeichnen. Diese Erhöhung resultiert fast ausschließlich aus den 

steigenden Aufwendungen für Dienstleistungen Dritter, insbesondere Dienstleistungen der 

NRS und KSC sowie externer Unternehmensberatungen. 

In der Summe der oben genannten Faktoren erhöhten sich die allgemeinen Verwaltungs-

aufwendungen um 3,6 % auf 108,6 Mio. EUR (Vorjahr 104,8 Mio. EUR). 

In diesem Bereich wird für das Geschäftsjahr 2008 aufgrund unterschiedlicher Sparmaß-

nahmen im Personal- und Sachkostensegment eine Reduzierung der Aufwendungen erwar-

tet. 

 

Insgesamt sanken die Erträge der Sparkasse um 0,2 % auf 155,5 Mio. EUR. Der Gesamt-

aufwand erhöhte sich um 1,8 % auf 121,3 Mio. EUR. 
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Im Geschäftsjahr 2007 wurde eine Zuführung zum Fonds für allgemeine Bankrisiken in Höhe 

von 12,0 Mio. EUR durchgeführt. 

 

Das außerordentliche Ergebnis in Höhe von 15,6 Mio. EUR ergibt sich aus den Erfolgen aus 

dem Verkauf der sparkasseneigenen Grundstücke und Gebäude. 

 

Aufgrund bereits vorliegender Prüfungsanmerkungen aus der steuerlichen Betriebsprüfung 

des „Althauses“ Stadtsparkasse Neumünster für die Jahre 2001 bis 2004 wurden im Ge-

schäftsjahr 2007 Rückstellungen inklusive Zinsen in Höhe von 3,0 Mio. EUR gebildet. 

 

Unter Einbezug der Risikovorsorge- und Steueraufwendungen ergibt sich so ein Jahres-

überschuss von 6,0 Mio. EUR nach 4,5 Mio. EUR im Vorjahr. 

 

 

Risikobericht 

 

Das Risikomanagement   

Die bewusste Übernahme, aktive Steuerung und gezielte Transformation von Risiken sind 

Kernfunktionen von Kreditinstituten. Die Sparkasse hat im Rahmen einer ganzheitlichen Ri-

sikoinventur Adressen- und Marktpreis- inkl. Zinsänderungsrisiken als wesentliche Risiken 

bewertet. Operationelle und Liquiditätsrisiken sind als Ergebnis der Bewertung als nicht we-

sentlich zu betrachten.  

 

Generell erfolgt die Übernahme von Risiken nach geschäftspolitischen und betriebswirt-

schaftlichen Vorgaben und entspricht der Risikotragfähigkeit unseres Hauses. 

 

Zur Messung, Steuerung, Analyse und Überwachung der Risiken haben wir sukzessive Risi-

komanagement- und -controllingsysteme implementiert und entwickeln diese permanent 

weiter. Ziel dieses Risikomanagementprozesses ist zum einen die Sicherstellung der Risiko-

tragfähigkeit, zum anderen die Optimierung des erzielten Ertrages im Verhältnis zum einge-

gangenen Risiko.  

Durch die Geschäftsleitung wurden in der Risikokapitalallokation entsprechend der Risiko-

tragfähigkeit den einzelnen Risikofeldern Limite zugeordnet, denen entsprechende Berech-

nungsparameter zur Risikomessung zu Grunde liegen. Die Betrachtung erfolgt sowohl bar-

wertig als auch unter Berücksichtigung des GuV-Ergebnisses. Die Kontrolle dieser Vorgaben 

erfolgt durch ein entsprechendes Risikocontrolling innerhalb des Überwachungsbereiches 

unter Beachtung der gesetzlichen und aufsichtsrechtlichen Anforderungen. 
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Zur Erfassung der risikorelevanten Prozesse und Verfahren nutzt die Sparkasse ein Risiko-

handbuch, welches in 2004 eingeführt wurde und regelmäßig, mindestens aber einmal jähr-

lich aktualisiert wird. Dieses Risikohandbuch ist im Rahmen der Umsetzung der Mindestan-

forderungen an das Risikomanagement (MaRisk) in 2007 grundlegend überarbeitet worden. 

Die Dokumentation erfolgt als integrativer Bestandteil der Software „Managementinformati-

onssystems für das Risikomanagement (MIS). 

 

Adressenrisiken 

Zur Steuerung der Adressenrisiken stellt die Kreditrisikostrategie ein zentrales Steuerungs-

instrument der Kreditpolitik der Sparkasse dar. Sie wird bei allen Beschlüssen / Entschei-

dungen im Kreditgeschäft beachtet. Als ein wesentlicher Baustein zur Erfüllung der 

Kreditrisikostrategie werden Kreditrisiken durch die sorgfältige Auswahl unserer 

Vertragspartner nach den Regeln der Kreditwürdigkeitsprüfung begrenzt. Des Weiteren 

erfolgt die Steuerung der für die Sparkasse bedeutsamen Engagements über 

Einzelengagementstrategien als Ergänzung zur Kreditrisikostrategie.  

 

Basis für jede Einzelkreditentscheidung ist ein mehrstufiges Kompetenzsystem, das im Fir-

menkundengeschäft unter Nutzung der Ratingnoten zur Anwendung kommt. Die in der Kre-

ditrisikostrategie verankerte Trennung von Markt und Marktfolge findet auch im Kompetenz-

system ihre Anwendung. 

 

Im Rahmen der planmäßigen Umsetzung der MaRisk durch das Projekt Basel II ist eine An-

passung unserer Strategien erfolgt. In diesem Zusammenhang wurde Ende 2007 die neue 

Adressenrisikostrategie auf Basis der MaRisk vom Vorstand festgelegt, dem Verwaltungsrat 

zur Kenntnis gegeben und mit diesem erörtert. 

 

Die Adressenrisikostrategie steht allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der aktuellen 

Version zur Verfügung. 

 

Unverändert haben wir entsprechend unserer strengen Bewertungsmaßstäbe für alle er-

kennbaren akuten und latenten Risiken durch Wertberichtigungen und Rückstellungen an-

gemessen Vorsorge getroffen. Es erfolgt eine laufende EWB-Ermittlung zur Risikoabschir-

mung, deren Ergebnisse in der Risikotragfähigkeitsberechnung berücksichtigt werden.  
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Als antizipatives Instrument zur Kreditrisikosteuerung im Firmenkundengeschäft setzen wir 

die von der Sparkassen Rating- und Risikosysteme zur Verfügung gestellten zentralen Ra-

tingverfahren als Risikoklassifizierungsverfahren im Kreditgeschäft ein.  

 

Auf Basis des Adressenrisiko-Reports und des MaK-Reports erfolgt in vierteljährlichen Sit-

zungen die notwendige Messung und Überwachung der Kreditrisiken als Bestandteil der 

Gesamtbanksteuerung. Neben einer Analyse des Gesamtportfolios nach verschiedenen 

Strukturmerkmalen, z.B. nach Kundengruppen und Größenklassen, wird darin die aktuelle 

Risikolage dargestellt und über bestimmte bemerkenswerte Kreditengagements berichtet 

sowie ggf. Maßnahmen zur Risikobegrenzung angestoßen. Der vierteljährliche MaK-Report 

wird dem Verwaltungsrat zur Kenntnis gegeben.  

 

Über die Reportingsysteme hinaus wird durch die vom DSGV bereitgestellte Anwendung 

„Credit-Portfolio-View“ (CPV) das notwendige Instrumentarium zur Kreditportfoliosteuerung 

im Rahmen einer „ex post“ Betrachtung und zur Simulation von Portfoliomaßnahmen bereit-

gestellt. Die wesentlichen Informationen zum Value at Risk und zu den erwarteten Verlusten 

werden im Rahmen des regelmäßigen Reportings Adressenrisiko und MaK berichtet. Durch 

den Einsatz von CPV haben wir die Basis für das Kreditportfoliomanagement gelegt.  

  

Im Rahmen der Beteiligungsstrategie wird der Umgang mit Beteiligungsrisiken dargestellt. 

Die wesentlichen Beteiligungen stellen Verbund- oder Pflichtbeteiligungen im Rahmen der S-

Finanzgruppe dar. Über Beteiligungen mit Gewinnerzielungsabsicht wird vierteljährlich im 

Rahmen des MaK- und Adressenrisikoreports berichtet. 

 

Kontrahentenrisiken 

Die Abwicklung der Handelsgeschäfte erfolgt grundsätzlich Zahlung gegen Lieferung bzw. 

Lieferung gegen Zahlung. Davon ausgenommen sind ausgewählte Adressen, insbesondere 

unser Zentralinstitut die HSH Nordbank. 

 

Marktpreisrisiken 

Marktpreisrisiken werden mit dem Ziel gesteuert, Ertragschancen wahrzunehmen, ohne die 

finanziellen Ressourcen zu belasten. Im Bereich der Eigenanlagen findet eine tägliche Über-

prüfung der Marktpreisrisiken auf Basis eines Value-at-Risk-Ansatzes im Rahmen des MaH-

Tagesreportes statt. Die Verteilung des MaH-Tagesreportes erfolgt an den Vorstand, die 

Gesamtbanksteuerung und den Eigenhandel vor Geschäftsbeginn des folgenden Tages. 

Das verwendete Konfidenzniveau beträgt 95 %, die Haltedauer 1 Tag. Wir nutzen dafür DV-

gestützte Systeme, um diese Risiken zu identifizieren, zu bewerten, zu begrenzen und zu 
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überwachen. Auf der Grundlage von Risikotragfähigkeitsberechnungen sind Verlustober-

grenzen und Limite für den Wertpapierbereich definiert, an denen wir unter anderem unsere 

geschäftspolitischen Maßnahmen ausrichten. 

 

Im Rahmen dieses Überwachungssystems wurden im Jahresverlauf entsprechende Maß-

nahmen ergriffen, um der Kursentwicklung an den Wertpapierbörsen Rechnung zu tragen. 

 

Vierteljährlich werden Worst-Case Szenarien erstellt, um sicherzustellen, dass die vorhan-

denen Limite auch bei Eintritt von extremen Marktentwicklungen ausreichend sind. 

 

Halbjährlich überprüft die Sparkasse die verwendeten Risikoparameter (= Backtesting). Die 

Ergebnisse werden in den Risikoparametern berücksichtigt. 

 

Devisentermingeschäfte, Devisenoptionsgeschäfte und Zinscaps werden nur im Kundenge-

schäft als geschlossene Positionen abgewickelt. 

 

In 2007 wurde vom Vorstand eine deutlich erweiterte und diverzifizierte Asset Allokation be-

schlossen. Hierbei wurden unter anderem 137,3 Mio. EUR an variabel verzinslichen Wert-

papieren in den Anlagebestand umgewidmet. Es handelt sich dabei um ein Portfolio, deren 

Erwerb Anlagecharakter hat und die nicht der Liquiditätssteuerung dienen. Bei den Emitten-

ten handelt es sich ausschließlich um Kreditinstitute mit einem Rating im Investmentgrade-

Bereich. Die Papiere sind nicht ausfallgefährdet. Die Bewertung dieser Papiere erfolgte im 

Jahresabschluss zum gemilderten Niederstwertprinzip.  
 

Zinsänderungsrisiken 

Durch Nutzung der von der Finanz-IT zur Verfügung gestellten Anwendung Aktiv-Passiv-

Steuerung (APS) verfügt die Sparkasse über ein Instrumentarium, das geeignet ist, die Zins-

änderungsrisiken und -chancen im Zeitablauf offen zu legen. 

 

In Verbindung mit der barwertigen Betrachtung steuern wir das Zinsänderungsrisiko bench-

markorientiert. Ziel ist, ein ausgewogenes Verhältnis zwischen Ertrag und Risiko zu gewähr-

leisten. 

Die Parameter für die Steuerung des Zinsänderungsrisikos legt der Vorstand mindestens 

einmal jährlich fest: Die aktuelle Benchmark wird aus dem in der Risikotragfähigkeit vorge-

gebenen maximalen Value-at-Risk (per 31.12.2007: 18,7 Mio. EUR) abgeleitet. Die Zah-

lungsströme der Festzinsgeschäfte werden auf Basis der Kontraktdaten generiert. Die Cash-

flows der variabel verzinslichen Produkte werden aufgrund von Fiktionen gebildet. Diese 

basieren auf der Methode der gleitenden Durchschnitte. Der Risikomessung liegt ebenfalls 
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ein Value-at-Risk-Ansatz zugrunde (Konfidenzniveau 95 %, Haltedauer 63 Handelstage, 

Historische Vollsimulation). 

Als Stressszenario wurde in 2007 die Auswirkung des standardisierten Zinsschocks auf den 

Barwert simuliert. Seit März 2007 wird dieser Zinsschock gem. BaFin-Rundschreiben mit 

+130 BP Overnight simuliert. 

Das Zinsänderungsrisiko wird auf Basis eines Limitsystems durch den Bilanzstrukturmana-

gement-Ausschuss gesteuert. Grundlage ist ein monatliches Reporting, dessen Empfänger 

der Gesamtvorstand sowie die Mitglieder des BSM-Ausschusses sind (BSM = Bilanzstruk-

turmanagement). Dieser setzt sich aus Mitarbeitern des Controllings und des Eigenhandels 

zusammen. 

Die Instrumente zur Steuerung können bilanzieller Art oder auch Finanzderivate in Form von 

Swapgeschäften sein. Das Basisvolumen beträgt per Stichtag 31.12.2007 815 Mio. EUR. 

 

Operationelle und sonstige Risiken 

Operationelle Risiken ergeben sich aus der Gefahr von Verlusten, die in Folge der Unange-

messenheit oder des Versagens von internen Prozessen, von Menschen, von Systemen 

oder von externen Ereignissen eintreten können. 

 

Der Risikomanagementprozess, der Informationen über die Erkennung, Bewertung, Mes-

sung und Steuerung von operationellen Risiken dokumentiert, ist im Risikohandbuch (MIS) 

dargestellt. 

 

Bereits 2005 wurde die Schadenfalldatenbank eingeführt, in der im Rahmen operationeller 

Risiken entstandene Schadenfälle erfasst werden. Neben der ex post Betrachtung der Risi-

ken werden auch die Risikofrüherkennungsinstrumente fortlaufend weiterentwickelt. So wird 

im Rahmen der Gesamtrisikoinventur auch das Instrument „Risikoinventur“ eingesetzt, das 

vom DSGV speziell für operationelle Risiken entwickelt wurde. 

 

Im Bereich IT-Sicherheit ist seit 2006 ein IT-Sicherheitsmanagementkonzept umgesetzt und 

ein IT-Sicherheitsmanager sowie ein Sicherheitsmanagementteam installiert worden. 

 

Im Zusammenhang mit dem Forderungsverkauf an die LSF Irish Holdings V Ltd. Ende 2006 

kam es zu einer Vielzahl von öffentlichkeitswirksamen Reaktionen und Berichtserstattungen 

im Geschäftsjahr 2007. Im Ergebnis führten diese Berichte zu Verunsicherungen bei unse-

ren Kunden und zu einem Anstieg des Reputationsrisikos. Die Rechtmäßigkeit des Forde-

rungsverkaufes wurde mit Unterstützung einer internationalen Rechtsanwaltskanzlei sowie 

des Sparkassen- und Giroverbandes für Schleswig-Holstein im Vorfeld der Transaktion um-

fassend bewertet. Diese Bewertung wurde im Rahmen von mehreren juristischen Prüfungen 
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bestätigt (OLG Schleswig v. 18.10.2007, Zip 2007/2308ff sowie LG Itzehoe v. 15.01.2008 AZ 

3 0 247/07). 
 

Liquiditätsrisiken 

Unter dem Liquiditätsrisiko wird allgemein die Gefahr verstanden, dass das Kreditinstitut 

seinen Zahlungsverpflichtungen nicht mehr uneingeschränkt nachkommen kann. Liquiditäts-

risiken ergeben sich aufgrund mangelnder Synchronitäten zwischen Mittelzuflüssen und Mit-

telabflüssen, die vor allem durch die Fristentransformation sowie durch Unsicherheiten bei 

den erwarteten Zahlungsströmen begründet sind.  

Die aufsichtsrechtlichen Liquiditätsanforderungen wurden 2007 stets erfüllt. 
 

In der operativen Steuerung erfolgt die tägliche Disposition der Liquidität und somit die Si-

cherstellung der jederzeitigen Zahlungsfähigkeit über den Geldmarkt. 

Die Steuerung der strategischen Liquidität erfolgt in Abhängigkeit der jeweiligen Laufzeit der 

Instrumente. Für Laufzeiten mit maximal einem Jahr erfolgt die selbständige Steuerung 

durch den BSM-Ausschuss, Transaktionen mit längeren Laufzeiten werden dem BSM-

Dispoausschuss zum Beschluss vorgelegt. 

Darüber hinaus wurde die Liquidität anhand der Kennziffern des Grundsatz II gesteuert. 

 

Im Rahmen des Projektes Basel II/MaRisk wurden vorhandene Elemente des Risikomana-

gementprozesses auf operativer und strategischer Ebene überarbeitet und ergänzt. 

 

Die strategische Liquiditätssteuerung wird zukünftig mit dem aus dem Projekt eingeführten 

OSV-Tool gesteuert und im Rahmen des BSM-Ausschusses überwacht. Das Reporting er-

folgt vierteljährlich und enthält ein Realszenario und ein Risikoszenario, sowie die Möglich-

keit mittels Maßnahmenplanung die Einhaltung der Limite zu gewährleisten. Die notwendi-

gen Parameter und Limite sind vom Vorstand festzulegen und mindestens einmal jährlich zu 

überprüfen. Des Weiteren wurden sowohl Limite für einen Liquiditätsnotfall als auch ein 

dann eintretender Notfallplan mit den dann durchzuführenden Maßnahmen implementiert. 

 

Die Einhaltung der Zahlungsverpflichtungen war zu keiner Zeit bedroht. 

Im Rahmen des Jahresabschlusses müssen zwar Wertberichtigungen auf den Wertpapier-

bestand vorgenommen werden, jedoch erwarten wir keine Zahlungsausfälle aus diesen Po-

sitionen. 
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Risikovorsorge  

 
Das Gesamtbankrisiko, das sich im Wesentlichen aus der Zusammenführung der oben auf-

geführten Risiken ergibt, ist ausreichend durch das vorhandene Risikodeckungspotential 

abgeschirmt. 

Die im Berichtsjahr angefallenen Aufwendungen zur Risikovorsorge betrugen insgesamt 

41,3 Mio. EUR. Davon entfallen auf den Kreditbereich 17,0 Mio. EUR, auf den Wertpapier-

bereich 10,6 Mio. EUR, auf den Bereich der Beteiligungen 1,6 Mio. EUR und auf die Dotie-

rung der Rücklagen nach §§ 340f / 340g HGB 12,1 Mio. EUR. 

 

 

Zusammenfassung der Risikolage 

Bestandsgefährdende Risiken oder Risiken, die einen wesentlichen Einfluss auf die Vermö-

gens-, Finanz- oder Ertragslage außerhalb der vorgesehenen Limite haben können, sind 

derzeit nicht ersichtlich. Ergänzend verweisen wir auf die Ausführungen des Prognosebe-

richtes Seite 26 ff. 

 

Steuerungsgrößen 

Die im Rahmen der mittelfristigen Institutsplanung und im Rahmen des Projektes Turna-

round festgelegten Zielwerte für den absoluten Gewinn werden verfolgt, um die an die Spar-

kasse herangetragenen Bedürfnisse erfüllen zu können. 

 

Wir orientieren uns zudem bei der CIR an dem Wert, der für die Monitoringstufe im Rahmen 

des Haftungsverbundes der Sparkassenorganisation „grün“ erforderlichen ist. Dieser Wert 

beträgt aktuell 70 %.  

 

Während die Kernkapitalquote auch in 2007 mit 6,3 % die angestrebte Größe erreicht, ist die 

Cost-Income-Ratio, die das Verhältnis der Aufwendungen zu den Erträgen aus der gewöhn-

lichen Geschäftstätigkeit beschreibt, aufgrund des gesunkenen Zinsüberschusses auf 78,4 

gestiegen. Das Bewertungsergebnis liegt bei 0,47 %. Die Eigenkapitalverzinsung ohne die 

Erfolge aus dem Verkauf der sparkasseneigenen Grundstücke und Gebäude beläuft sich auf 

0,9 %. Der Solvabilitätskoeffizient war 10,12. 

 

Unterjährig wird besonderes Augenmerk auf die Komponenten des Betriebsergebnisses vor 

Bewertung gelegt. Dabei spielen die Betrachtung der Entwicklung des Zinsüberschusses, 

der Provisionserträge und des ordentlichen Aufwandes eine große Rolle. Ziel ist es, unter 



 52 

Beachtung der Risikotragfähigkeit und der daraus abgeleiteten Risikolimite, die Erträge zu 

steigern. 

 

 

Darstellung der voraussichtlichen Entwicklung mit ihren Chancen 

und Risiken (Prognosebericht) 

Das Jahr 2007 zeigte typische Anzeichen eines reifen Booms. Über die Entwicklung in 2008 

herrscht angesichts der Turbulenzen am Finanzmarkt allgemein Unsicherheit. Es ist aber 

wahrscheinlich, dass der Boom mit einer voraussichtlich weichen Landung ausläuft und eine 

Pause einlegt.  

Das Abflauen der Weltwirtschaft wird in Deutschland teilweise durch einen Anstieg des pri-

vaten Konsums kompensiert. Der wird gestützt durch das Beschäftigungswachstum und 

dadurch, dass es in 2008 wohl keine neuerlichen fiskalischen Belastungen geben wird.  

 

Wegen der unbefriedigenden Geschäftsentwicklung der Sparkasse, wurde im August 2007 

das Projekt Turnaround in unserem Haus initiiert. Dieses Projekt identifizierte Potentiale zur 

Ertragssteigerung, insbesondere im Provisionsgeschäft. Des Weiteren wurden Möglichkeiten 

lokalisiert, die Kosten zu senken, bzw. auf gleichem Level zu halten. Die Projektergebnisse 

hatten großen Einfluss auf die Unternehmensplanung. Erste Ergebnisse des Projektes, wie 

z.B. die Reduzierung der Personal- und Sachkosten und das deutliche Anziehen des Provi-

sionsgeschäftes haben sich bereits in der Erfolgsrechnung des Jahres 2007 niedergeschla-

gen. Seit Beginn des Jahres 2008 arbeitet die Sparkasse in einer veränderten Vertriebs-

struktur mit einem neuen Führungs- und Steuerungssystem im Vertrieb. Die Ergebnisse des 

ersten Quartals des Jahres 2008 zeigen, dass das neue Vertriebssystem erfolgreich einge-

führt wurde. Die Vertriebszahlen bewegen sich – ebenso wie die Prognosewerte – auf dem 

für die Planung für das Jahr 2008 angedachten Wachstumspfad und bestätigen den einge-

schlagenen Kurs. 

 

Wir gehen von einer fast gleichbleibenden Bilanzsumme aus, bei annähernd konstantem 

Zinsüberschuss. Bei einem leicht höheren allgemeinen Zinsniveau, rechnen wir mit positiven 

Effekten aus dem Depot A und einem verbessertem Derivateergebnis. Diese werden das 

Abschmelzen der Kundenforderungen auffangen. Im Zinsaufwand beobachten wir weiterhin 

den langfristigen Trend zur Umschichtung der Kundeneinlagen in Produkte mit niedrigeren 

Margen. Insgesamt erwarten wir ein Volumen an Verbindlichkeiten gegenüber Kunden auf 

Niveau des Vorjahres. Im Vergleich der Jahresdurchschnitte 2007 und 2008 steigen die Ver-

bindlichkeiten gegenüber Kunden jedoch leicht. Mit der Ablösung von Refinanzierungsver-
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bindlichkeiten kann der Margenverlust innerhalb des Kundengeschäfts also aufgefangen 

werden.  

 

Die sinkenden Forderungen an Kunden resultieren aus dem anhaltenden Wettbewerbsdruck 

im Kreditgeschäft. Wir gehen davon aus, dass trotz vermehrter Aktivitäten im Kreditgeschäft 

durch die Konzentration auf risikoneutrales Wachstum ein leichtes Abschmelzen unvermeid-

lich sein wird.  

 

Die prognostizierten Zinssätze ergeben sich aus einer Hauszinsmeinung und den aktuellen 

Gegebenheiten am Geld- und Kapitalmarkt (Zins für Neugeschäft wird nach dem Elastizi-

tätskonzept berechnet).  

Das niedrige Zinsniveau und die Verflachung der Zinsstrukturkurve beeinträchtigen unter 

anderem den Zinsertrag aus der Neuanlage von Wertpapieren. Die Struktur des Depot A 

Geschäftes wurde im letzten Jahr optimiert. Die Anstrengungen in diesem Bereich werden in 

2008 weitergeführt, mit dem Ziel, über eine optimale Anlagestruktur im Eigengeschäft aus-

bleibende Erträge aus dem Kundengeschäft zu ersetzen.  

 

Zur Steuerung der Fristentransformationserträge in Anlehnung an die Benchmark und zum 

Ausgleich von Finanzierungslücken im reinen Kundengeschäft ist die regelmäßige Aufnah-

me von Refinanzierungsmitteln bzw. Payer-Swaps eingeplant.  

 

Im Rahmen des Projektes Turnaround wurden insbesondere Potentiale für das Provisions-

ergebnis identifiziert. Deutlich höhere Erträge als im Vorjahr sind vor allem im Versiche-

rungsbereich geplant, wo wir besonders im Bereich der Altersvorsorge große Chancen se-

hen.  

 

Um die ambitionierten Vertriebsziele zu erreichen, wird der Vertrieb umstrukturiert und noch 

stärker als bisher unterstützt.  

 

Bei den Personalkosten ergibt sich mit der Verstärkung der Vertriebsbereiche bei gleichzei-

tiger Personalreduzierung in den Stabsbereichen ein nahezu gleichbleibender Aufwand.  

 

Der Sachaufwand soll auch stagnieren. Das wird durch große Bemühungen erreicht, Kosten 

einzusparen. Besonders ist für dieses Jahr, dass durch den Immobilienverkauf und an-

schließender Anmietung der eigenen Immobilien, der Mietaufwand steigt, dafür aber der 

Abschreibungsbedarf drastisch sinkt.  
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Die genannten Umstände und Anstrengungen sollen dazu führen, dass das Betriebsergeb-

nis vor Bewertung von 0,50 % auf 0,54 % der Durchschnittsbilanzsumme steigt. Wir gehen 

davon aus, dass die konsequente Stärkung der Vertriebsausrichtung im Rahmen der Um-

setzung des Projektes Turnaround im Jahre 2009 zu einer weiteren Steigerung des Be-

triebsergebnisses vor Bewertung führt. Träger dieser Steigerung wird dabei wiederum die 

Steigerung des Provisionsüberschusses sein.  

 

Wir erwarten aus der konsequenten Umsetzung unserer Kreditrisikostrategie künftig eine bis 

2010 weitere kontinuierliche Entlastung bei der erforderlichen Risikovorsorge um 1,0 Mio. 

EUR pro Jahr gegenüber dem Planwert für das Jahr 2007. Diesen Trend wollen wir auch mit 

einer weiteren Entlastung um 1,0 Mio. EUR in 2009 fortsetzen.  

In Abhängigkeit von einer Neustrukturierung der Eigenanlagen sowie der Entwicklung am 

Geld- und Kapitalmarkt ist aus Vorsichtsgründen ein negatives Bewertungsergebnis im 

Wertpapiergeschäft einzuplanen. 

 

Die genannten Sonderfaktoren in 2007 bedingen einen Rückgang des Ergebnisses vor 

Steuern trotz Steigerung des Betriebsergebnisses vor Bewertung in 2008.  

 

Für das Geschäftsjahr 2009 gehen wir davon aus, dass wir durch die stärkere Konzentration 

auf den Vertrieb die Vertriebsergebnisse weiter steigern können. Über eine gewisse Zeit wird 

das Thema Altersvorsorge die Vertriebsaktivitäten prägen. Aber auch aus dem Firmenkun-

dengeschäft versprechen wir uns positive Impulse, insbesondere weil wir durch regionale 

Kompetenzzentren unsere Marktpräsenz und Kundennähe steigern werden. Risiken sehen 

wir in dem anhaltenden Margendruck und in der Entwicklung des Kapitalmarktes.  

 

Wir wollen den Provisionsüberschuss in den kommenden Jahren kontinuierlich weiter aus-

bauen. Durch umfassende Beratung unserer Kunden sowie Nutzung von cross-selling An-

sätzen wollen wir unsere Marktstellung in einem nach wie vor schwierigen Umfeld - zwischen 

Preiskampf und Qualitätsbewusstsein - behaupten.  

 

Mittelfristig rechnen wir mit einem gleich bleibenden Zinsüberschuss, einem stark ansteigen-

den Provisionsüberschusses, sowie einem leicht sinkenden Verwaltungsaufwand. Der leicht 

steigende Personalaufwand wird durch den sinkenden Sachaufwand aufgefangen.  

 

In Summe bedeutet das ein steigendes Betriebsergebnis vor Bewertung für das Geschäfts-

jahr 2009. 
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Zum heutigen Zeitpunkt sind keine wesentlichen Risiken im Bewertungsbereich erkennbar. 

Das Neugeschäft wird zudem risikoorientiert bepreist. Die Fortsetzung der Umsetzung der 

Kreditsrisikostrategie führt überdies zu einer weiteren Senkung der Risikovorsorge. 

 

Im Übrigen erwarten wir für den Prognosezeitraum einen normalen Geschäftsverlauf. Be-

sondere Risiken, die Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Spar-

kasse haben, sind derzeit nicht erkennbar, wenn die den Planungen zugrunde liegenden 

Annahmen zur Ertragslage eintreten. Wenn sich die optimistischen Einschätzungen zum 

privaten Konsum nicht bestätigen, könnte sich dies nachteilig auf die geplanten Steigerun-

gen im Provisionsbereich auswirken.  

 

Ein wichtiges Element für die Wettbewerbsfähigkeit ist weiterhin die hohe Beratungs- und 

Servicequalität. Wir haben bereits Schritte unternommen und werden weiter daran arbeiten, 

um bei unseren Kunden immer stärker als kompetenter Berater in Geldangelegenheiten ins 

Bewusstsein zu rücken. Entscheidend wird es in Zukunft sein, dass es der Sparkasse Süd-

holstein gelingt, ihre Stärke, Größe und Marktpräsenz optimal in Wettbewerbserfolg umzu-

setzen. 

 

Schlussbemerkung 

Dieser Lagebericht enthält zukunftsgerichtete Aussagen und Informationen. Solche voraus-

schauenden Aussagen beruhen auf unseren heutigen Erwartungen und bestimmten An-

nahmen. Sie bergen daher eine Reihe von Risiken und Ungewissheiten. 

Eine Vielzahl von Faktoren, von denen zahlreiche außerhalb des Einflussbereiches der 

Sparkasse Südholstein liegen, beeinflusst die Geschäftsaktivitäten, den Erfolg, die Ge-

schäftsstrategie und die Ergebnisse. Diese Faktoren können dazu führen, dass die tatsächli-

chen Ergebnisse, Erfolge und Leistungen der Sparkasse Südholstein wesentlich abweichen 

von den in zukunftsgerichteten Aussagen enthaltenen Angaben.  

  

  Neumünster, den 10. Juni 2008 

 

  Der Vorstand 

 

 gez. Porten  gez. Bundtzen  

 

 gez. Juli  gez. Schmieder 
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Filialen  (Stand 31.12.2007) 

  

Hauptstelle:       

Neumünster, Kieler Straße 1 

 

Die Filialen wurden zwei Marktbereichen zugeordnet. 

Filialen Süd: 

Schenefeld Kiebitzweg 2, 22869 Schenefeld 

Garstedt Berliner Allee 40B, 22850 Norderstedt 

Hamburg-Niendorf  Ernst-Mittelbach-Ring 82, 22455 Hamburg 

Henstedt-Ulzburg 1 Hamburger Str. 83, 24558 Henstedt-Ulzburg 

Henstedt-Ulzburg 3 Wilstedter Str. 41, 24558 Henstedt-Ulzburg 

Norderstedt-Ulzburger Straße Ulzburger Str. 363e, 22846 Norderstedt 

Norderstedt-Glashütte Tangstedter Landstr. 502, 22851 Norderstedt 

Quickborn-Heide (�-Shop) Pascalstr. 9, 25451 Quickborn-Halenberg 

Bönningstedt Bahnhofstr. 9, 25474 Bönningstedt 

Hasloh Bahnhofstr. 37, 25474 Hasloh 

Ellerau Berliner Damm 6, 25479 Ellerau 

Uetersen Wassermühlenstr. 5, 25436 Uetersen 

Pinneberg-Kundencenter Friedrich-Ebert-Str. 33 (Rathauspassage), 

25421 Pinneberg 

Appen Hauptstr. 56 E, 25482 Appen 

Halstenbek Hauptstr. 33, 25469 Halstenbek 

Rellingen Hauptstr. 49, 25462 Rellingen 

Tornesch Willy-Meyer-Str. 3 - 5, 25436 Tornesch 

Helgoland Friesenstr. 59, 27498 Helgoland 

Pinneberg-Quellental Oeltingsallee 30, 25421 Pinneberg 

Ellerbek Pinneberger Str. 155, 25474 Ellerbek 

Pinneberg-Waldenau Waldenauer Marktplatz 9, 25421 Pinneberg 

Krupunder Seestr. 232, 25469 Halstenbek 

Barmstedt Königstr. 19 - 21, 25355 Barmstedt 

Kölln-Reisiek Köllner Chaussee 27, 25337 Kölln-Reisiek 

Sparrieshoop Rosenstr. 15, 25365 Sparrieshoop 

Brande-Hörnerkirchen Bahnhofstr. 107, 25364 Brande-Hörnerkirchen 

Holm Hauptstr. 19, 25488 Holm 
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Filialen Nord: 

Bad Segeberg Oldesloer Str. 24, 23795 Bad Segeberg 

Technikzentrum Bahnhofstraße 3, 23795 Bad Segeberg  

Bad Segeberg-Nord An der Trave 28, 23795 Bad Segeberg 

Geschendorf Dorfstr. 29, 23815 Geschendorf 

Bornhöved Am Alten Markt 9a, 24619 Bornhöved 

Trappenkamp Am Markt 1, 24610 Trappenkamp 

Bad Bramstedt Bleeck 1, 24576 Bad Bramstedt 

Boostedt Bahnhofstr. 14, 24598 Boostedt 

Nahe Segeberger Str. 21, 23866 Nahe 

Leezen Hamburger Str. 40, 23816 Leezen 

Wahlstedt Am Markt 1, 23812 Wahlstedt 

Kaltenkirchen Holstenstr. 32, 24568 Kaltenkirchen 

Hartenholm Am Dorfplatz 2, 24628 Hartenholm 

Quickborn Kieler Str. 100, 25451 Quickborn 

Neumünster-Tungendorf Am Kamp 2, 24536 Neumünster 

Neumünster-Brachenfeld Hauptstr. 32, 24536 Neumünster 

Neumünster-Wittorf Mühlenstr. 7, 24539 Neumünster 

Neumünster-Faldera Ehndorfer Str. 153, 24537 Neumünster 

Neumünster-Böckler-Siedlung Max-Richter-Str. 18 a, 24537 Neumünster 

Neumünster-Großflecken Großflecken 68/72, 24534 Neumünster 

Neumünster-Gadeland Segeberger Str. 63, 24539 Neumünster 

Neumünster-Gartenstadt Röntgenstr. 120, 24537 Neumünster 
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Selbstbedienungs-Filialen: 

23795 Bad Segeberg, Kurhausstraße 50 

23795 Bad Segeberg, Ziegelstr. 1, Möbel-Kraft 

25421 Pinneberg, Flensburger Str. 3, Famila-Handelsmarkt 

22869 Schenefeld, Kiebitzweg 2, Casino im Stadtzentrum 

25436 Uetersen, Großer Sand 96, Famila-Handelsmarkt 

25485 Bilsen, Beim Denkmal 2, Fa. Mohr 

25497 Prisdorf, Peiner Hag 1, Marktkauf-Verbrauchermarkt 

22607 Hamburg, Notkestraße 85, Fa. DESY-Kantinengebäude (9a) 

(nur GeldKarte-Ladegerät) 

23795 Bad Segeberg, Bramstedter Landstr. 100, Lettow-Vorbeck-Kaserne, Ge-

bäude 3 (nur GeldKarte-Ladegerät) 

24576 Bad Bramstedt, Oskar-Alexander-Str. 26, Rheumaklinik Bad Bramstedt 

GmbH 

24558 Henstedt-Ulzburg, Gutenbergstraße 7, real SB-Warenhaus 

24568 Kaltenkirchen, Kisdorfer Weg, Famila Handelsmarkt 

24568 Kaltenkirchen, Auf dem Berge 1, Dodenhof Einrichtungshaus 

21844 Norderstedt, Stormarnstraße 33-41, Famila Handelsmarkt 

22844 Norderstedt, Ulzburger Str. 547 

23867 Sülfeld, Neuer Weg 14, Edeka-Aktiv-Markt Oertwig 

24536 Neumünster, Wasbeker Straße, Freesen-Center real SB-Warenhaus 

24534 Neumünster, Großflecken 4-10, Karstadt 

24539 Neumünster, Haart 224, Famila Handelsmarkt 

24539 Neumünster, Grüner Weg 9, NORTEX-Mode-Center 

24534 Neumünster, Kieler Str. 31 

24536 Neumünster, Stoverweg/Baeyerstr.1, a + b center 

24534 Neumünster, Friesenstr. 11, Friedrich-Ebert-Krankenhaus 
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Bericht des Verwaltungsrates 

 

Der Verwaltungsrat der Sparkasse Südholstein kam im Geschäftsjahr 2007 zu insgesamt 6 

Sitzungen zusammen. 

  

Im Rahmen dieser Sitzungen hat der Verwaltungsrat seine ihm nach Gesetz und Satzung 

übertragenen Aufgaben wahrgenommen und ließ sich durch den Vorstand ausführlich über 

die Geschäftsführung, die Geschäftsentwicklung und die wirtschaftlichen Verhältnisse der 

Sparkasse informieren.  

 

Der Kreditausschuss der Sparkasse Südholstein entschied im Geschäftsjahr 2007 in 6 Sit-

zungen über Kredit- und Darlehensanträge in seinem Zuständigkeitsbereich.  

 

Der Prüfungsausschuss der Sparkasse Südholstein befasste sich im Geschäftsjahr 2007 in 

einer Sitzung mit der Vorberatung des Ergebnisses über die Jahresabschlussprüfung 2006 

sowie den Ergebnissen weiterer im Geschäftsjahr 2006 durchgeführter Prüfungen. 

 

Einen Schwerpunkt der Arbeit des Verwaltungsrates bildete 2007 die Diskussion  rund um 

den im Jahr 2006 beschlossenen und umgesetzten Verkauf Not leidender Forderungen, in 

dessen Folge einzelne Kreditnehmer die Sparkasse Südholstein öffentlichkeitswirksam mit 

falschen Behauptungen belastet haben. 

 

Im Zuge des Erwerbs der Anteile an der Landesbank Berlin Holding AG durch die Erwerbs-

gesellschaft der S-Finanzgruppe mbH & Co. KG, der den dauerhaften Bestand der Berliner 

Sparkasse in öffentlicher Trägerschaft sowie als Teil der Sparkassen-Finanzgruppe sicher-

stellt, hat der Verwaltungsrat dem Abschluss eines Unterbeteiligungsvertrages zugestimmt. 

 

Vor dem Hintergrund der betriebswirtschaftlichen Ausgangssituation und des in den letzten 

Jahren deutlich verschärften Marktumfeld für Kreditinstitute hat der Verwaltungsrat den Vor-

stand der Sparkasse Südholstein nach intensiven Diskussionen beauftragt, eine umfassen-

de Überprüfung des Geschäftsmodells Sparkasse Südholstein durchzuführen und die für 

eine positive Geschäftsentwicklung erforderlichen Maßnahmen einzuleiten.  

 

Eine weitere geschäftspolitische Fragestellung, die durch den Verwaltungsrat zeitnah und 

ausführlich begleitet wurde, war die Entscheidung zur Prüfung und Umsetzung des Verkau-

fes eigener Immobilien. 
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Vor dem Hintergrund des Inkrafttretens der Mindestanforderungen an das Risikomanage-

ment (MaRisk) erfolgte zudem eine Kenntnisnahme und intensive Erörterung der Geschäfts- 

sowie der Risikostrategie der Sparkasse. 

 

Die Prüfungsstelle des Sparkassen- und Giroverbandes für Schleswig-Holstein führte im 

Geschäftsjahr 2007 in der Sparkasse Südholstein die gesetzlich vorgeschriebenen Prüfun-

gen des Wertpapierdienstleistungs- und Depotgeschäftes sowie der Einhaltung der Pflichten 

nach dem Geldwäschegesetz durch. Außerdem nahm sie eine Risikolage- und eine Risiko-

managementprüfung vor, innerhalb derer eine vollständige Prüfung der aufsichtsrechtlichen 

Anforderungen gemäß MaRisk unter Berücksichtigung des damaligen Umsetzungsstandes 

durchgeführt wurde. 

Die Prüfungsstelle hat des Weiteren den durch den Vorstand der Sparkasse Südholstein 

aufgestellten Jahresabschluss und den Lagebericht für das Jahr 2007 geprüft und mit einem 

uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehen.  

Im August 2007 wurde durch die Prüfungsstelle des Sparkassen- und Giroverbandes für 

Schleswig-Holstein eine ergänzende Prüfung zum Einsatz von Informationstechnologie (IT) 

im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2007 bei der Sparkasse 

Südholstein durchgeführt. 

 

In seiner heutigen Sitzung hat der Verwaltungsrat den Jahresabschluss 2007 festgestellt 

und den Lagebericht gebilligt.  

 
Dank und Anerkennung für die geleistete Arbeit im Geschäftsjahr 2007 spricht der Verwal-

tungsrat dem Vorstand sowie allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus. 

 

 Neumünster, den 14. Juli 2008 

 Der Vorsitzende des Verwaltungsrates 

 gez. Hans-Albert Höft 
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3.2.2   Jahresabschluss 2007 

 

 

Jahresabschluss  
zum 31. Dezember 2007   
      

      

      

      
      

      
      

      

      

     
    

      

      

      

      

      

      

      
      

der Sparkasse Südholstein   

Land Schleswig-Holstein    
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Aktivseite Jahresbilanz zum  31. Dezember 2007
31.12.2006

EUR EUR EUR TEUR
 1. Barreserve  

a) Kassenbestand 40.857.449,32 41.803
b) Guthaben bei der Deutschen Bundesbank 47.302.168,89 40.755

88.159.618,21 82.558
2. Schuldtitel öffentlicher Stellen und Wechsel, die zur Refinanzierung

bei der Deutschen Bundesbank zugelassen sind
a) Schatzwechsel und unverzinsliche Schatzanweisungen

sowie ähnliche Schuldtitel öffentlicher Stellen -,-- -
b) Wechsel -,-- -

-,-- -
3. Forderungen an Kreditinstitute

a) täglich fällig 10.270.905,99 20.606
b) andere Forderungen 173.870.029,38 84.468

184.140.935,37 105.074
4. Forderungen an Kunden 4.633.043.650,50 4.808.617

darunter: durch Grundpfandrechte
gesichert 1.611.139.848,20 EUR (1.669.729)
Kommunalkredite 173.518.874,56 EUR (225.528)

5. Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere
a) Geldmarktpapiere

aa) von öffentlichen Emittenten -,-- -
      darunter: beleihbar bei der Deutschen
      Bundesbank -,-- EUR (              -)
ab) von anderen Emittenten -,-- -
      darunter: beleihbar bei der Deutschen -,-- -
      Bundesbank -,-- EUR (              -)

b) Anleihen und Schuldverschreibungen
ba) von öffentlichen Emittenten 8.062.180,47 10.803
      darunter: beleihbar bei der Deutschen
      Bundesbank 8.062.180,47 EUR (9.793)
bb) von anderen Emittenten 624.852.857,76 860.001
      darunter: beleihbar bei der Deutschen 632.915.038,23 870.804
      Bundesbank 570.701.502,27 EUR (788.042)

c) eigene Schuldverschreibungen 3.765.681,02 4.031
Nennbetrag 3.767.700,00 EUR (4.004)

636.680.719,25 874.835
6. Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere 247.563.206,91 31.699

7. Beteiligungen 124.548.086,95 103.731
darunter:
an Kreditinstituten 76.693,78 EUR (925)
an Finanzdienst-
leistungsinstituten -,-- EUR (              -)

8. Anteile an verbundenen Unternehmen 2.050.000,00 2.050
darunter:
an Kreditinstituten -,-- EUR (              -)
an Finanzdienst-
leistungsinstituten -,-- EUR (              -)

9. Treuhandvermögen 35.230.162,25 43.111
darunter:
Treuhandkredite 35.230.162,25 EUR (43.111)

10. Ausgleichsforderungen gegen die öffentliche Hand einschließlich
Schuldverschreibungen aus deren Umtausch -,-- -

11. Immaterielle Anlagewerte 437.615,00 527

12. Sachanlagen 20.409.364,01 62.947

13. Sonstige Vermögensgegenstände 84.485.434,35 54.875

14. Rechnungsabgrenzungsposten 4.999.758,16 4.312

Summe der Aktiva 6.061.748.550,96 6.174.336
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Passivseite
31.12.2006

EUR EUR EUR TEUR
 1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten

a) täglich fällig 26.634.586,22 2.099
b) mit vereinbarter Laufzeit oder Kündigungsfrist 2.249.037.549,45 2.463.888

2.275.672.135,67 2.465.987
2. Verbindlichkeiten gegenüber Kunden

a) Spareinlagen
aa) mit vereinbarter Kündigungsfrist
      von drei Monaten 911.529.763,98 966.920
ab) mit vereinbarter Kündigungsfrist    
      von mehr als drei Monaten 51.121.507,10 81.550

  962.651.271,08 1.048.470
b) andere Verbindlichkeiten

ba) täglich fällig 1.588.844.384,79 1.550.343
bb) mit vereinbarter Laufzeit oder Kündigungsfrist 328.212.249,59 234.076

1.917.056.634,38 1.784.419
2.879.707.905,46 2.832.889

3. Verbriefte Verbindlichkeiten
a) begebene Schuldverschreibungen 330.024.648,03 298.420
b) andere verbriefte Verbindlichkeiten -,-- -

darunter: 330.024.648,03 298.420
Geldmarktpapiere -,-- EUR (               -)
eigene Akzepte und 
Solawechsel im Umlauf -,-- EUR (               -)

4. Treuhandverbindlichkeiten 35.230.162,25 43.111
darunter: Treuhandkredite 35.230.162,25 EUR (43.111)

5. Sonstige Verbindlichkeiten 12.356.596,25 12.008

6. Rechnungsabgrenzungsposten 6.963.111,08 6.834

7. Rückstellungen
a) Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen 13.808.615,00 13.364
b) Steuerrückstellungen 2.680.200,00 1.263
c) andere Rückstellungen 30.967.399,94 30.075

47.456.214,94 44.702
8. Sonderposten mit Rücklageanteil -,-- -

9. Nachrangige Verbindlichkeiten 98.950.444,31 105.221

10. Genussrechtskapital 65.887.332,97 73.664
darunter: vor Ablauf von
zwei Jahren fällig 25.044.185,43 EUR (19.938)

11. Fonds für allgemeine Bankrisiken 18.000.000,00 6.000

12. Eigenkapital
a) gezeichnetes Kapital 60.000.000,00 60.000
b) Kapitalrücklage -,-- -
c) Gewinnrücklagen

ca) Sicherheitsrücklage 225.500.000,00 221.000
cb) andere Rücklagen -,-- -

225.500.000,00 221.000
d) Bilanzgewinn 6.000.000,00 4.500

291.500.000,00 285.500

Summe der Passiva 6.061.748.550,96 6.174.336

1. Eventualverbindlichkeiten
a) Eventualverbindlichkeiten aus weitergegebenen abgerechneten Wechseln -,-- -
b) Verbindlichkeiten aus Bürgschaften und Gewährleistungsverträgen 110.845.951,79 108.588
c) Haftung aus der Bestellung von Sicherheiten für fremde Verbindlichkeiten -,-- -

110.845.951,79 108.588
2. Andere Verpflichtungen  

a) Rücknahmeverpflichtungen aus unechten Pensionsgeschäften -,-- -
b) Platzierungs- und Übernahmeverpflichtungen -,-- -
c) Unwiderrufliche Kreditzusagen 89.885.419,15 77.295

89.885.419,15 77.295
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Gewinn- und Verlustrechnung
für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2007 1.1.-31.12.2006

EUR EUR EUR TEUR
1. Zinserträge aus

a) Kredit- und Geldmarktgeschäften 265.246.166,52 267.962
b) festverzinslichen Wertpapieren

und Schuldbuchforderungen 31.512.317,18 25.835
296.758.483,70 293.797

2. Zinsaufwendungen 202.138.840,02 186.619
94.619.643,68 107.178

3. Laufende Erträge aus
a) Aktien und anderen nicht festverzinslichen Wertpapieren 2.323.256,24 (600)
b) Beteiligungen 11.882.260,39 (5.773)
c) Anteilen an verbundenen Unternehmen -,-- (              -)

14.205.516,63 6.373
4. Erträge aus Gewinngemeinschaften, Gewinnabführungs-

oder Teilgewinnabführungsverträgen -,-- -
5. Provisionserträge 38.211.058,20 (33.252)
6. Provisionsaufwendungen 3.055.469,10 (3.179)

35.155.589,10 30.073
7. Nettoertrag oder Nettoaufwand aus Finanzgeschäften 387.467,74 1.152
8. Sonstige betriebliche Erträge 11.172.225,37 11.036
9. Erträge aus der Auflösung von Sonderposten mit Rücklageanteil -,-- -

155.540.442,52 155.812
10. Allgemeine Verwaltungsaufwendungen

a) Personalaufwand
aa) Löhne und Gehälter 47.396.782,77 (52.201)
ab) Soziale Abgaben und Aufwendungen für

Altersversorgung und für Unterstützung 13.337.047,50 (14.331)
darunter: für Alters- 60.733.830,27 (66.532)
versorgung 4.638.654,54 EUR (4.757)

b) andere Verwaltungsaufwendungen 47.821.495,53 (38.220)
108.555.325,80 104.752

11. Abschreibungen und Wertberichtigungen auf immaterielle 
Anlagewerte und Sachanlagen 7.770.464,15 8.033

12. Sonstige betriebliche Aufwendungen 4.977.872,59 6.343
13. Abschreibungen und Wertberichtigungen auf Forderungen

und bestimmte Wertpapiere sowie Zuführungen zu Rück-
stellungen im Kreditgeschäft 27.361.922,24 (30.770)

14. Erträge aus Zuschreibungen zu Forderungen und bestimmten
Wertpapieren sowie aus der Auflösung von Rückstellungen
im Kreditgeschäft -,-- (              -)

27.361.922,24 30.770
15. Abschreibungen und Wertberichtigungen auf Beteiligungen,

Anteile an verbundenen Unternehmen und wie Anlage-
vermögen behandelte Wertpapiere 1.909.584,06 (              -)

16. Erträge aus Zuschreibungen zu Beteiligungen, Anteilen an
verbundenen Unternehmen und wie Anlagevermögen
behandelten Wertpapieren -,-- (23)

1.909.584,06 23
17. Zuführung zum Fonds für allgemeine Bankrisiken 12.000.000,00 -
18. Aufwendungen aus Verlustübernahme -,-- -
19. Einstellungen in Sonderposten mit Rücklageanteil -,-- -
20. Ergebnis der normalen Geschäftstätigkeit - 7.034.726,32  5.937
21. Außerordentliche Erträge 18.180.537,70 (              -)
22. Außerordentliche Aufwendungen 2.584.440,42 (              -)
23. Außerordentliches Ergebnis 15.596.097,28 -
24. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 2.904.770,88 (663)
25. Sonstige Steuern, soweit nicht unter Posten 12 ausgewiesen + 343.399,92 (774)

 2.561.370,96 1.437
26. Jahresüberschuss 6.000.000,00 4.500
27. Gewinnvortrag aus dem Vorjahr -,-- -

 6.000.000,00  4.500
28. Entnahmen aus Gewinnrücklagen

a) aus der Sicherheitsrücklage -,-- (              -)
b) aus anderen Rücklagen -,-- (              -)

-,-- -
 6.000.000,00  4.500

29. Einstellungen in Gewinnrücklagen
a) in die Sicherheitsrücklage -,-- (              -)
b) in andere Rücklagen -,-- (              -)

-,-- -
30. Bilanzgewinn 6.000.000,00 4.500
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Anhang

Allgemeine Angaben

Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden

Die Aufstellung des Jahresabschlusses 2007 erfolgte nach den Vorschriften des
Handelsgesetzbuches (HGB) sowie der Verordnung über die Rechnungslegung der Kreditinstitute
(RechKredV).
Anteilige Zinsen und ähnliche das Geschäftsjahr betreffende Beträge, die erst nach dem
Bilanzstichtag fällig werden, haben wir unter Ausnutzung des Wahlrechts nach § 11 Satz 3
RechKredV nicht nach Restlaufzeiten aufgegliedert.
Für das Finanzanlagevermögen wurde von der Zusammenfassungsmöglichkeit des § 34 Abs. 3
RechKredV Gebrauch gemacht.

Wechsel im Bestand haben wir zum Zeitwert angesetzt. Sie wurden zu effektiven
Hereinnahmesätzen abgezinst. 

Forderungen an Kunden und Kreditinstitute (einschließlich erworbener Schuldscheinforderungen und
Namensschuldverschreibungen) sind zum Nennwert bilanziert. Bei der Auszahlung von Darlehen
einbehaltene Disagien werden laufzeit- und kapitalanteilig über maximal fünf Jahre bzw. der
vereinbarten Festzinsbindungsdauer aufgelöst.
Für erkennbare Ausfallrisiken haben wir bei Forderungen an Kunden in Höhe des zu erwartenden
Ausfalls Einzelwertberichtigungen vorgenommen. Wertmindernde Ereignisse, die erst nach dem
Abschlussstichtag, aber vor Aufstellung der Bilanz bekannt geworden sind, wurden im
Jahresabschluss berücksichtigt, soweit sie vor dem Bilanzstichtag verursacht wurden. Außerdem
haben wir nach den Erfahrungen der Vergangenheit (Ausfälle der letzten fünf Jahre) dem latenten
Kreditrisiko durch die Bildung von Pauschalwertberichtigungen (PWB) Rechnung getragen. 

Die Wertpapiere des Umlaufvermögens wurden zu den Anschaffungskosten bzw. den niedrigeren
Kursen am Bilanzstichtag angesetzt, gegebenenfalls wurde auf diese Werte zugeschrieben.

Mit Beschluss des Vorstandes vom 18.12.2007 wurden 137,3 Mio. Euro verzinsliche Wertpapiere
(Floater) in den Anlagebestand umgewidmet. Wesentliches Motiv für die Umwidmung ist die
gewünschte Anwendung des gemilderten Niederstwertprinzips bei der Bewertung dieser
Wertpapiere. Zum Beschlusszeitpunkt führte diese Maßnahme auf Basis der Planungsüberprüfung
im Dezember 2007 zur Vermeidung eines ansonsten negativen Ergebnisses der normalen
Geschäftstätigkeit. Diese Papiere dienen nicht der Liquiditätssteuerung. Voraussetzungen für die
Umwidmung waren eine Restlaufzeit > 3 Jahre, Anschaffungskosten < 100 % und ein Rating
Standard & Poor’s  von mindestens „A“.

Daneben befinden sich weitere verzinsliche Wertpapiere in Höhe von 3,0 Mio. Euro im
Anlagebestand. Diese Papiere dienen als Ersatzsicherheit für begebene Pfandbriefe der Sparkasse.
Es handelt sich um Emissionen inländischer öffentlicher Körperschaften, mit Buchwert < 100 % und
Endfälligkeiten in 2011 und 2012.

Die Sparkasse beabsichtigt, die vorgenannten Wertpapiere bis zur Endfälligkeit im Bestand zu
halten. Hinweise auf eine dauernde Wertminderung liegen nicht vor. 

Die vorgenannten Wertpapierbestände des Anlagevermögens wurden erstmals im Berichtsjahr mit
dem gemilderten Niederstwertprinzip (§ 253 Abs. 2 S. 3 HGB) bewertet. Durch diese Maßnahme
wurden Abschreibungen in Höhe von 4,3 Mio. Euro vermieden.      
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Um auszuschließen, dass die herangezogenen Kurse infolge der Finanzmarktturbulenzen keinen
realistischen Wert widerspiegeln, erfolgte für die Bilanzposition Aktiva 5b/bb zu zwei Stichtagen
(28.12.2007/08.01.2008) ein Abgleich mit gestellten Kursen aus den Informationssystemen
Bloomberg (Bloomberg generic), TASS (Trading And Sales Support) Handelsbank GmbH sowie
eines weiteren international agierenden Market-Maker, der eine Kursstellung für diese Papiere
vorgenommen hatte.

Sofern die Abweichungen zu den Vergleichskursen unter 1 %-Punkt lagen, wurden keine
Veränderungen der Bewertungskurse vorgenommen. Lag der gebildete Durchschnittskurs um mehr
als 1 %-Punkt über dem Bewertungskurs, erfolgte nach dem Vorsichtsprinzip keine Korrektur. Lag
der gebildete Durchschnittskurs um mehr als 1 %-Punkt unter unserem Bewertungskurs, wurde ohne
Berücksichtigung der höchsten Abweichung (Ausreisser) aus den verbliebenen Vergleichskursen ein
neuer Durchschnittskurs ermittelt. Wich dann dieser Kurs weiterhin um mehr als 1 %-Punkt vom
Bewertungskurs ab, wurde mit diesem rechnerischen Kurs bewertet. In drei Fällen war diese
letztgenannte Vorgehensweise notwendig.

Weitere im Anlagebestand befindliche Wertpapiere (Fonds) wurden zu den Anschaffungskosten bzw.
den niedrigeren Kursen am Bilanzstichtag angesetzt.

Die Bewertung von zwei Asset Backed Securities-Fonds (ABS-Fonds) erfolgte anhand von
Bewertungsmodellen. Bei einem ABS-Fonds, bei dem zum Jahresende die Rücknahme
vorübergehend ausgesetzt war, wurde der Anteilswert des durch einen Wirtschaftsprüfer testierten
Jahresabschlusses zum 31.12.2007 zugrunde gelegt. Bei einem zweiten ABS-Fonds wurden am
24.07.2007 aufgrund der Folgen der US-Subprimekrise die Nettoinventarberechnung sowie die
Rücknahme von Fondsanteilen bis auf weiteres ausgesetzt. Basiswert für diesen Bewertungskurs
war der Jahresabschlusswert des Fonds per 30.09.2007, in dem ein pauschaler Abschlag der
Fondsgesellschaft auf die letzten berechneten Kurse von 6,5 % enthalten ist. Auf diesen Kurs haben
wir entsprechend der Wertentwicklung eines vergleichbaren anderen ABS-Fonds bis zum
Bilanzstichtag weitere Abwertungen vorgenommen. Für beide Fonds wurden die so ermittelten Werte
um einen zusätzlichen Bewertungsabschlag von rund 2 % zur Berücksichtigung der schwierigen
Marktliquidität in dieser Asset-Klasse reduziert. Bei den weiteren Fonds-Anteilen ohne ABS-
Strukturen wurden grundsätzlich die ermittelten Anteilswerte der Fondsgesellschaften angesetzt. 

Beteiligungen und Anteile an verbundenen Unternehmen werden zu Anschaffungskosten bewertet.
Abschreibungen werden nur bei dauerhafter Wertminderung vorgenommen.

Immaterielle Anlagewerte setzen wir zu Anschaffungskosten, vermindert um planmäßige
Abschreibungen an. 

Das Sachanlagevermögen wurde zu Anschaffungskosten bilanziert und mit den höchsten steuerlich
zulässigen Sätzen abgeschrieben. Ab 2005 werden die Gegenstände der Betriebs- und
Geschäftsausstattung, einschließlich der Betriebsvorrichtungen, linear abgeschrieben. Geringwertige
Vermögensgegenstände (bis 410 EUR) wurden aus Vereinfachungsgründen im Anschaffungsjahr
voll abgeschrieben.  
             
Bei Bauten auf fremden Grundstücken sowie Einbauten in gemieteten Räumen erfolgt die Verteilung
der Anschaffungs- und Herstellungskosten entsprechend der Dauer des jeweiligen
Vertragsverhältnisses, wenn diese kürzer ist als die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer. Für seit
1997 verwirklichte Maßnahmen wird die geänderte Rechtsprechung beachtet. Danach bestimmt sich
die Höhe der AfA für Mieterein- und -umbauten nach den für Gebäude geltenden Grundsätzen.

Die Verbindlichkeiten sind grundsätzlich mit dem Rückzahlungsbetrag passiviert. Für abgezinste
Verbindlichkeiten sind Rechnungsabgrenzungen gebildet, die entsprechend der Laufzeit aufgelöst
werden. Der Unterschiedsbetrag zwischen dem Rückzahlungs- und dem niedrigeren Ausgabebetrag
wurde unter den Rechnungsabgrenzungsposten der Aktivseite aufgenommen. Er wird grundsätzlich
laufzeit- und kapitalanteilig aufgelöst.
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Die Rückstellungen werden in Höhe des Betrages gebildet, der nach vernünftiger kaufmännischer
Beurteilung notwendig ist; sie berücksichtigen erkennbare Risiken und ungewisse Verpflichtungen.

Rückstellungen für Pensionen werden nach versicherungsmathematischen Grundsätzen
entsprechend dem Teilwertverfahren unter Beachtung der steuerlichen Vorschriften ermittelt. 
Die Anpassung an die neuen Heubeck-Richttafeln 2005 G zur Berechnung der
Pensionsrückstellungen wird ab 2005 stufenweise über einen Zeitraum von drei Jahren
berücksichtigt.

Zusätzlich sind Aufwandsrückstellungen für Spareinlagen mit steigendem Zinssatz gebildet worden. 

Die Sparkasse ist Mitglied bei der für sie zuständigen Zusatzversorgungskasse "Versorgungsanstalt
des Bundes und der Länder" (VBL). Für die subsidiären Einstandspflichten aus mittelbaren
Verpflichtungen im Zusammenhang mit dieser Mitgliedschaft hat die Sparkasse das
Passivierungswahlrecht nach Art. 28 Abs. 1 EGHGB in Anspruch genommen. Eine Quantifizierung
möglicher Ausgleichsbeträge ist nicht möglich. Die Ausgestaltung der Verpflichtungen der Sparkasse
aus ihrer Mitgliedschaft in der VBL stellt sich wie folgt dar: Der Umlagesatz wird für einen
Deckungsabschnitt von fünf Jahren festgelegt und orientiert sich an dem zu erwartenden Aufwand.
Für den Zeitraum vom 01.01.2002 bis zum 31.12.2007 wurde ein besonderer Deckungsabschnitt
festgelegt.
Anspruchsberechtigt gegen die VBL sind grundsätzlich alle aufgrund der Tarifverträge für den
öffentlichen Dienst sozialversicherungspflichtig Beschäftigte der Sparkasse. Die Höhe der
Versorgungszusage ist abhängig von der Dauer der Beschäftigung sowie dem in dieser Zeit erzielten
Entgelt. Zusätzlich werden soziale Komponenten für Zeiten ohne Arbeitsentgelt wie z.B. Elternzeit
berücksichtigt. Es werden Alters-, Erwerbsminderungs- und Hinterbliebenenrenten gezahlt. Die
Versicherungsfälle entsprechen denen in der gesetzlichen Rentenversicherung. Die derzeitig noch
bestehende Zahlung von Sterbegeldern entfällt ab 2008.
Die Tarifvertragsparteien des öffentlichen Dienstes haben sich am 13.11.2001 auf eine grundlegende
Reform der Zusatzversorgung geeinigt. Das bisherige Gesamtversorgungsmodell wurde rückwirkend
zum 31.12.2000 geschlossen und durch ein Betriebsrentensystem in Form eines Punktemodells
ersetzt, in dem diejenigen Leistungen zugesagt werden, die sich ergeben würden, wenn eine
Gesamtbeitragsleistung von 4 % des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts vollständig in ein
kapitalgedecktes System eingezahlt würde.      
Bei Arbeitnehmern, die am 1.1.2002 noch nicht das 55. Lebensjahr vollendet hatten, wurden die
Anwartschaften entsprechend dem Gesamtversorgungsmodell festgestellt und in beitragsfreie
Versorgungspunkte umgewandelt. Arbeitnehmer, die am 1.1.2002 bereits das 55. Lebensjahr
vollendet hatten (rentennahe Jahrgänge), erhielten einen Bestandsschutz durch konkrete
Berechnung ihrer zum 31.12.2001 bei Vollendung des 63. Lebensjahres erworbenen Zusatzrente auf
der Grundlage des bisherigen Satzungsrechts. Einbußen erfolgten nur durch geringere
Dynamisierung. Zweck der Änderung des Versorgungssystems ist, durch Absenkung des
Versorgungsniveaus den Umlagesatz stabil zu halten.
Der Umlagesatz beträgt seit dem 01.01.2002 7,86 % der zusatzversorgungspflichtigen Entgelte von
ca. 41,0 Mio.EUR. Die Sparkasse trägt den Umlagesatz in Höhe von 6,45 %, der Arbeitnehmer zahlt
als Eigenbeteiligung eine Umlage in Höhe von 1,41 %.
Zusätzlich zur Umlage kann von der Sparkasse ein Sanierungsgeld, das zur Finanzierung der vor
dem 01.01.2002 begründeten Anwartschaften und Ansprüche (Altbestand) gilt, eingefordert werden.
Seit dem Jahr 2006 erfolgt eine leistungsgerechtere Verteilung des Sanierungsgeldes, bei der jedes
Jahr ein Solldeckungsgrad errechnet wird, der ins Verhältnis zum individuellen Deckungsgrad des
Arbeitgebers gesetzt wird. Hieraus berechnet sich der jährliche individuelle Sanierungsgeldsatz des
Arbeitgebers. Für 2007 ist von der Sparkasse kein Sanierungsgeld zu zahlen.

Die Währungsumrechnung erfolgt unter Beachtung von § 340h HGB. Die auf Fremdwährung
lautenden Vermögensgegenstände, Schulden und Posten der Gewinn- und Verlustrechnung, sind
grundsätzlich zum Mittelkurs in Euro umgerechnet worden. Schwebende Termingeschäfte wurden
zum Terminkurs am Bilanzstichtag umgerechnet. Erträge aus der Währungsumrechnung wurden
erfolgswirksam berücksichtigt, wenn andere Termingeschäfte in derselben Währung besonders
gedeckt waren. Nicht realisierte Erfolge aus schwebenden Geschäften werden nur bei Vorliegen
einer besonderen Deckung vereinnahmt.
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Erläuterungen zur Jahresbilanz

AKTIVA

Posten 3: Forderungen an Kreditinstitute

Die unter Posten 3b) andere Forderungen ausgewiesenen Bestände
gliedern sich nach ihrer Restlaufzeit wie folgt:
 - bis drei Monate 159.291 TEUR
 - mehr als drei Monate bis zu einem Jahr 4.582 TEUR
 - mehr als ein Jahr bis zu fünf Jahre 0 TEUR
 - mehr als fünf Jahre 0 TEUR
Forderungen an die eigene Girozentrale 104.010 TEUR
Forderungen des Anlagevermögens mit Nachrangabrede
entwickelten sich wie folgt:
Stand am 31.12. des Vorjahres 11.403 TEUR
Nettoveränderung im Berichtsjahr 5.113 TEUR
Bestand am Bilanzstichtag 6.290 TEUR

Posten 4: Forderungen an Kunden

Die Forderungen an Kunden gliedern sich nach ihrer Restlaufzeit wie folgt:
 - mit unbestimmter Laufzeit 287.846 TEUR
 - bis drei Monate 355.472 TEUR
 - mehr als drei Monate bis zu einem Jahr 333.719 TEUR
 - mehr als ein Jahr bis zu fünf Jahre 934.076 TEUR
 - mehr als fünf Jahre 2.713.393 TEUR
Forderungen an Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht:
Bestand am Bilanzstichtag 53.672 TEUR
Stand am 31.12. des Vorjahres 55.773 TEUR
Forderungen an verbundene Unternehmen:
Bestand am Bilanzstichtag 3.739 TEUR
Stand am 31.12. des Vorjahres 0 TEUR
Forderungen mit Nachrangabrede entwickelten sich wie folgt:
Stand am 31.12. des Vorjahres 12.750 TEUR
Veränderungen im Berichtsjahr 400 TEUR
Bestand am Bilanzstichtag 13.150 TEUR

Posten 5: Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere

Von den unter Posten 5 ausgewiesenen Anleihen und Schuldverschreibungen
sind in dem Jahr, das auf den Bilanzstichtag folgt, fällig: 102.982 TEUR

Von den unter Aktiva Posten 5 enthaltenen börsenfähigen Wertpapieren sind
börsennotiert 494.562 TEUR
nicht börsennotiert 142.118 TEUR
Der Anlagebestand der unter Posten 5 ausgewiesenen
Wertpapiere hat sich im Berichtsjahr wie folgt entwickelt:
Bilanzwert am 31.12. des Vorjahres 4.570 TEUR
Veränderungen im Berichtsjahr 137.190 TEUR
Bilanzwert am Bilanzstichtag 141.760 TEUR
Verbriefte Forderungen mit Nachrangabrede (Posten 5c: eigene Schuldverschreibungen)
Bestand am Bilanzstichtag 463 TEUR
Stand am 31.12. des Vorjahres 233 TEUR

Zur Absicherung begebener Pfandbriefe sind Schatzanweisungen im Nennwert von 3.000 TEUR in
ein Deckungsregister eingestellt.

Zur Absicherung begebener Pfandbriefe sind Realkredite in Höhe von 118.789 TEUR in ein
Deckungsregister eingestellt.
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Posten 6: Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere

Von den unter Aktiva Posten 6 enthaltenen börsenfähigen Wertpapieren sind
börsennotiert 36.949 TEUR
nicht börsennotiert 8.921 TEUR
Der Anlagebestand der unter Posten 6 ausgewiesenen
Wertpapiere hat sich im Berichtsjahr wie folgt entwickelt:
Bilanzwert am 31.12. des Vorjahres 0 TEUR
Veränderungen im Berichtsjahr 211.709 TEUR
Bilanzwert am Bilanzstichtag 211.709 TEUR
Verbriefte Forderungen mit Nachrangabrede (eigene Genussrechte)
Bestand am Bilanzstichtag 1.792 TEUR
Stand am 31.12. des Vorjahres 904 TEUR

Posten 7: Beteiligungen

Die Beteiligungen haben sich im Berichtsjahr wie folgt entwickelt:
Bilanzwert am 31.12. des Vorjahres 103.731 TEUR
Veränderungen im Berichtsjahr 20.817 TEUR
Bilanzwert am Bilanzstichtag 124.548 TEUR

Posten 8: Anteile an verbundenen Unternehmen

Die Anteile an verbundenen Unternehmen haben sich im Berichtsjahr wie folgt entwickelt:
Bilanzwert am 31.12. des Vorjahres 2.050 TEUR
Veränderungen im Berichtsjahr 0 TEUR
Bilanzwert am Bilanzstichtag 2.050 TEUR

Posten 9: Treuhandvermögen

Das Treuhandvermögen gliedert sich wie folgt:
Forderungen an Kunden (Posten 4 des Formblattes) 35.230 TEUR

Mit den Beteiligungen an der s direkt Schleswig-Holstein GbR und der Verwaltungsgesellschaft der

schleswig-holsteinischen Sparkassenorganisation ist eine unbeschränkte Haftung für die
Verbindlichkeiten der Gesellschaften verbunden.

Im Zusammenhang mit der Unterbeteiligung der Sparkasse an der Erwerbsgesellschaft der
S-Finanzgruppe GmbH & Co. KG (Beteiligung an der Landesbank Berlin Holding AG) hat die
Sparkasse eventuelle Verpflichtungsüberhänge gegenüber dem DSGV ö.K. aus
Aufwendungsersatzansprüchen auszugleichen. Ein Betrag, zu dem die Inanspruchnahme aus dem
Haftungsverhältnis eingreifen kann, ist nicht quantifizierbar; Rückstellungen waren im
Jahresabschluss 2007 nicht erforderlich.

Im Aktiva Posten 7 sind unverändert 5 TEUR börsenfähige aber nicht börsennotierte Aktien
enthalten.

Das vorläufige Ergebnis der Beteiligungsgesellschaft Südholstein mbH beläuft sich im Geschäftsjahr
2007 auf -499 TEUR. Das vorläufige Ergebnis 2007 der �S Immobilien GmbH Pinneberg - Segeberg

beläuft sich auf  238 TEUR.
Ein Konzernabschluss zum 31.12.2007 ist nicht erforderlich, weil die Einbeziehung der
Gesellschaften für die Vermittlung eines den tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden Bildes der
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns von untergeordneter Bedeutung ist.            
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Posten 11: Immaterielle Anlagewerte

Die immateriellen Anlagewerte haben sich im Berichtsjahr wie folgt entwickelt:
Ursprünglicher Anschaffungswert 3.433 TEUR
Zugänge im Berichtsjahr 403 TEUR
Abgänge im Berichtsjahr 858 TEUR
Zuschreibungen im Berichtsjahr 0 TEUR
Abschreibungen und Wertberichtigungen insgesamt 2.540 TEUR
Abschreibungen und Wertberichtigungen im Berichtsjahr (nachrichtlich) 492 TEUR
Bilanzwert zum Bilanzstichtag 438 TEUR
Bilanzwert am 31.12. des Vorjahres 527 TEUR

Posten 12: Sachanlagen

Der Bilanzwert der für sparkassenbetriebliche Zwecke
genutzten Grundstücke und Bauten beläuft sich auf 0 TEUR
Der Bilanzwert der Betriebs- und Geschäftsausstattung beträgt 20.040 TEUR
Das Sachanlagevermögen hat sich im Berichtsjahr wie folgt entwickelt:
Ursprünglicher Anschaffungswert 178.504 TEUR
Zugänge im Berichtsjahr 4.785 TEUR
Abgänge im Berichtsjahr 124.438 TEUR
Zuschreibungen im Berichtsjahr 0 TEUR
Abschreibungen und Wertberichtigungen insgesamt 38.442 TEUR
Abschreibungen und Wertberichtigungen im Berichtsjahr (nachrichtlich) 7.278 TEUR
Bilanzwert zum Bilanzstichtag 20.409 TEUR
Bilanzwert am 31.12. des Vorjahres 62.947 TEUR

Posten 13: Sonstige Vermögensgegenstände

Die nachrangigen stillen Beteiligungen belaufen sich unverändert auf 19.423 TEUR
Das unter den sonstigen Vermögensgegenständen ausgewiesene Anlagevermögen
entwickelte sich wie folgt (ohne Zinsabgrenzung):
Bestand am 31.12. des Vorjahres 25.688 TEUR
Veränderungen im Berichtsjahr -4.425 TEUR
Bestand am Bilanzstichtag 21.263 TEUR
Der verpfändete Anteil gegenüber Pensionsanspruchsberechtigten
beträgt am Bilanzstichtag 55 TEUR
Zum Rettungserwerb von Forderungen erworbene Grundstücke: 200 TEUR

Posten 14: Rechnungsabgrenzungsposten

In den Rechnungsabgrenzungsposten sind enthalten:
Unterschiedsbetrag zwischen dem Rückzahlungs- und
dem niedrigeren Ausgabebetrag bei Verbindlichkeiten und Anleihen 3.935 TEUR
Bestand am 31.12. des Vorjahres 4.212 TEUR

Unterschiedsbetrag zwischen Nennbetrag und
höherem Auszahlungsbetrag von Forderungen 0 TEUR
Bestand am 31.12. des Vorjahres 3 TEUR

Der Gesamtbetrag der auf Fremdwährung lautenden
Vermögensgegenstände beläuft sich auf 76.357 TEUR

Die aus den Grundstücks- und Gebäudeverkäufen fälligen Kaufpreisforderungen in Höhe 
von 52.882 TEUR wurden hier aktiviert und gegen die Sachanlagen gebucht.
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PASSIVA

Posten 1: Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten

Die unter Posten 1b) ausgewiesenen Bestände gliedern
sich nach ihrer Restlaufzeit wie folgt:
 - bis drei Monate 91.344 TEUR
 - mehr als drei Monate bis zu einem Jahr 238.813 TEUR
 - mehr als ein Jahr bis zu fünf Jahre 595.182 TEUR
 - mehr als fünf Jahre 1.274.390 TEUR
Gesamtbetrag der als Sicherheit für Verbindlichkeiten gegenüber
Kreditinstituten übertragenen Vermögensgegenstände 50.102 TEUR
Verbindlichkeiten gegenüber der eigenen Girozentrale 243.557 TEUR

Posten 2: Verbindlichkeiten gegenüber Kunden

Die unter Posten 2a) Unterposten ab) ausgewiesenen Bestände 
gliedern sich nach ihrer Restlaufzeit wie folgt:
 - bis drei Monate 11.091 TEUR
 - mehr als drei Monate bis zu einem Jahr 33.587 TEUR
 - mehr als ein Jahr bis zu fünf Jahre 6.088 TEUR
 - mehr als fünf Jahre 355 TEUR
Die unter Posten 2b) Unterposten bb) ausgewiesenen Bestände 
gliedern sich nach ihrer Restlaufzeit wie folgt:
 - bis drei Monate 237.310 TEUR
 - mehr als drei Monate bis zu einem Jahr 27.913 TEUR
 - mehr als ein Jahr bis zu fünf Jahre 42.992 TEUR
 - mehr als fünf Jahre 17.462 TEUR
Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen,
mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht:
Bestand am Bilanzstichtag 3.502 TEUR
Bestand am 31.12. des Vorjahres 5.779 TEUR
Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen:
Bestand am Bilanzstichtag 4.177 TEUR
Bestand am 31.12. des Vorjahres 784 TEUR

Posten 3: Verbriefte Verbindlichkeiten  

Von den unter Posten 3a) ausgewiesenen Beständen:
 - sind im auf den Bilanzstichtag folgenden Jahr fällig: 88.908 TEUR
 - sind begebene Pfandbriefe ( Nennwert ) 100.000 TEUR

Posten 4: Treuhandverbindlichkeiten  

Die Treuhandverbindlichkeiten gliedern sich wie folgt:
Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 1.266 TEUR
Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 33.964 TEUR

Posten 6: Rechnungsabgrenzungsposten

Unterschiedsbeträge zwischen dem Auszahlungsbetrag
bzw. den Anschaffungskosten von Forderungen gegenüber
dem höheren Nominalbetrag sind enthalten mit 6.790 TEUR
Bestand am 31.12. des Vorjahres 6.545 TEUR  
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Posten 9: Nachrangige Verbindlichkeiten

Für nachrangige Verbindlichkeiten sind im Berichtsjahr Zinsen in Höhe von 5.299 TEUR
angefallen.

Im Folgejahr werden aus diesen Mittelaufnahmen zur Rückzahlung fällig: 2.801 TEUR

Fälligkeit Betrag/TEUR
04.06.2009 10.000
25.02.2010 10.000
13.12.2010 10.000
16.07.2012 10.000

Der Gesamtbetrag der auf Fremdwährungen lautenden Schulden 
(einschl. Avalverbindlichkeiten) beläuft sich auf 75.544 TEUR

Posten 2c unter dem Strich: Unwiderrufliche Kreditzusagen

Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung

Posten 21: Außerordentliche Erträge

Außerhalb der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit waren Erträge in Höhe von 18.181 TEUR
zu verzeichnen. Sie stehen in Zusammenhang mit den Grundstücks-
und Gebäudeverkäufen der Sparkasse.

Posten 22: Außerordentliche Aufwendungen

Außerhalb der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit waren Aufwendungen von 2.584 TEUR
zu verzeichnen. Sie stehen in Zusammenhang mit den Grundstücks-
und Gebäudeverkäufen der Sparkasse.

Posten 24: Steuern vom Einkommen und vom Ertrag

Zinssatz

6,15
5,90

3,50
6,24

Unter den unwiderruflichen Kreditzusagen sind sämtliche noch nicht durch Auszahlung erfüllte
Kreditzusagen erfasst, die aufgrund einer förmlichen Zusage nicht vorbehaltslos und fristlos gekündigt
werden können.

Die Verbindlichkeiten mit Nachrangabrede von im Einzelfall mehr als zehn Prozent der Summe des
Bilanzpostens 9 sind durch folgende Merkmale (ohne anteilige Zinsen) gekennzeichnet:

Die Bedingungen der in diesem Posten enthaltenen Mittelaufnahmen entsprechen in allen Fällen
§ 10 Abs. 5a KWG. Eine vorzeitige Rückzahlungsverpflichtung der nachrangigen Verbindlichkeiten
besteht nicht. Nachträglich kann der Nachrang nicht beschränkt sowie die Laufzeit und die
Kündigungsfrist nicht verkürzt werden.

Die nachrangigen Verbindlichkeiten von insgesamt 56.470 TEUR, die im Einzelfall 10 % des
Gesamtbetrags der nachrangigen Verbindlichkeiten nicht übersteigen, haben eine
Durchschnittsverzinsung von 5,52 % und eine Ursprungslaufzeit von fünf bis zehn Jahren.

In diesem Posten sind nahezu ausschließlich Beträge enthalten, die Steueraufwendungen für Vorjahre
darstellen.
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Posten 26: Jahresüberschuss

Sonstige Angaben

TEUR % TEUR % TEUR %
Begebene Schuld-
verschreibungen
    Pfandbriefe 108.648
    Namenspfandbriefe  10.000 305
    Inhaberpfandbriefe  100.000 4.000
    Disagio      164

110.000 4.469 108.648

Forderungen an Kunden 118.789 6.045 124.577

Ersatzdeckung 2.790 118 2.940
121.579 6.163 127.517

Überdeckung 11.579 10,5 1.694 37,9 18.869 17,4

Basis-
Derivative Finanzinstrumente Volumen Microhedge Macrohedge

TEUR TEUR TEUR
Zins-Swaps 815.000 0 12.416 0
Zinsterminkontrakte 54.276 0 0 0
Devisentermingeschäfte 25.789 18 0 18
Devisenoptionsgeschäfte1)     17.880 0 0 0
1) nur Stillhalterverpflichtungen
2) positive und negative Marktwerte wurden aufgerechnet und netto angegeben

Marktwerte2)       

TEUR
Handelsgeschäfte

Sicherungszwecke

Sichernde 
Überdeckung

Ordentliche Deckung

ZinsenKapital 31.12.2007 Barwert 31.12.2007

Zur Berechnung der beizulegenden Zeitwerte (Marktwerte) werden die Modelle von Black & Scholes
(bzw. abgeleitete Modelle von Black bzw. Garmann/Kohlmorgen) und das Biomialmodell von Cox,
Rubinstein und Ross verwendet. 
Als Parameter wurden der EURIBOR, die Swapkurve und der LIBOR eingestellt. Bei den Volatilitäten für
Devisenoptionen und Caps wurde auf Werte aus VWD zurückgegriffen.
Die Zins- und Devisenvolatilitäten wurden vom zuständigen Verband zur Verfügung gestellt.
Ebenfalls wurde auf die aktuellen Devisenkurse zurückgegriffen.                                                       

Darstellung der Deckungsverhältnisse für begebene Pfandbriefe aus Passiva Posten 2 und 3 :    
Verbindlichkeiten gegenüber Kunden und Verbriefte Verbindlichkeiten               

Das Deckungsregister wurde am 11.07.2005 geschlossen.

Als "Pfandbriefinstitut" ist die Sparkasse verpflichtet, die Beleihungswertermittlung künftig gemäß den 
Anforderungen der Beleihungswertermittlungsverordnung (BelWertV) vom 12.05.2006 
(Bundesgesetzblatt Teil I vom 22.05.2006, Seiten 1175-1186) vorzunehmen. Die Sparkasse wird diese 
umsetzen, sobald die internen Voraussetzungen für diese Vorgehensweise geschaffen sind.

Noch nicht abgewickelte derivative Finanzinstrumente per 31. Dezember 2007

Der Jahresüberschuss in Höhe von 18.000 TEUR (vor Zuführung zum Fonds für allgemeine Bankrisiken
in Höhe von 12.000 TEUR) wurde durch Folgewirkungen von steuerlich begründeten
Bewertungsmaßnahmen aus Vorjahren (§§ 254, 273 HGB) beeinflusst. Ohne diese Sondereinflüsse
wäre der Jahresüberschuss vor Zuführung zum Fonds für allgemeine Bankrisiken um rd. 61 % niedriger
ausgefallen.
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Die zur Absicherung von Zinsänderungsrisiken abgeschlossenen Zinsswapgeschäfte wurden in die 

Gesamtbetrachtung des Zinsänderungsrisikos einbezogen und waren somit nicht gesondert zu be-

werten. Die gesicherten Bilanzbestände wurden einzeln bewertet. Die Geschäfte wurden mit fünf 

Landesbanken abgeschlossen.                                   

 

Bei den Zinsterminkontrakten bestehen Zinsbegrenzungsgeschäfte in Form einer Mindest-

/Höchstzins-vereinbarung (CAP/Collar) mit Kunden, die durch entsprechende Deckungsgeschäfte mit 

vier Landesbanken geschlossen wurden. 

 

Die Devisentermingeschäfte und Devisenoptionsgeschäfte sind zur Deckung von Wechselkurs-

schwankungen mit Kunden abgeschlossen. Es bestehen grundsätzlich Deckungsgeschäfte bei der 

zuständigen Landesbank. 

 

Zum 31.12.2007 bestanden Forwarddarlehen (Prolongationen bestehender Darlehen mit Zinsverein-

barung) mit einem Nominalvolumen von 227.366 TEUR und Forwardzinsvereinbarungen auf Basis 

von Neuverträgen mit einem Nominalvolumen von 21.247 TEUR, die ausschließlich der Befriedigung 

des Kundenbedarfs dienten. 

 

Die Verpflichtung aus einem Leasingvertrag (Laufzeit bis April 2025) bezüglich des Neubaus eines 

Sparkassenkundenzentrums beträgt ca. 905 TEUR p.a.. 

 

Für die Abwicklung der ausgelagerten standardisierten Marktfolgeprozesse rechnet die Sparkasse 

Südholstein während der Anfangslaufzeit bis 2013  mit einem Aufwand von ca. 8.000 bis 9.000 TEUR 

p.a.. 

 

Die Verpflichtungen aus den Triple-Net-Mietverträgen bezüglich der im Rahmen eines Sale-and-rent-

back-Vertrages veräußerten und zurück gemieteten betrieblich genutzten Gebäude (Laufzeiten von 5 

bis 18 Jahre) betragen ca. 3.093 TEUR p.a.. 

 

Für die früheren Mitglieder des Vorstandes und deren Hinterbliebenen wurden Gesamtbezüge in Hö-

he von 902 TEUR gezahlt. Für diese Personengruppen bestehen Pensionsrückstellungen in Höhe 

von 11.070 TEUR. 

 

Im Geschäftsjahr 2007 betrugen die Gesamtbezüge des Vorstandes 1.648 TEUR. 

Den Mitgliedern des Vorstandes wurden Kredite in Höhe von 1.202 TEUR gewährt. 

Im Geschäftsjahr 2007 beliefen sich die Vergütungen für den Verwaltungsrat auf 73 TEUR. 

An die Mitglieder des Verwaltungsrates wurden Kredite in Höhe von 2.712 TEUR ausgereicht. 

 

Mandate gemäß § 340a Abs. 4 Nr. 1 HGB: 

Das Vorstandsmitglied Bernd Bundtzen ist Aufsichtsratsvorsitzender der Friedrich-Ebert-Krankenhaus 

Neumünster GmbH (FEK). 
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Organe der Sparkasse Südholstein 

Verwaltungsrat

Vorsitzender:

Stellvertreter des Vorsitzenden:

Mitglieder:

Vorstand

Vorstandsvertreter:

Dietrich Anders, Geschäftsführer Rehabilitation i.R., stellv.Kreispräsident, Pinneberg 
Jutta Bauer, Sparkassenangestellte, Kaltenkirchen
Claus Bornhöft, Rechtsanwalt und Notar, Bad Bramstedt
Martina Denkena, Sparkassenangestellte, Pinneberg
Torsten Geerdts, Industriekaufmann, Mitglied des Landtages, Neumünster
Kai Gräper, Sparkassenangestellter, Klein Rönnau
Dr. Wolfgang Grimme, Landrat, Wakendorf I 
Andreas Hering, Krankenkassenfachwirt, Neumünster 
Michael Hirsekorn, Leitender Verwaltungsbeamter, Uetersen 
Karen Kanschat,  Sparkassenangestellte, Bad Segeberg
Gert Leiteritz, selbst. Kaufmann, Norderstedt
Anja Lohse, Dipl.-Soz. Pädagogin, Hartenholm
Klaus Lübbert, Bauunternehmer, Uetersen 
Uwe Schwarzenberger, Sparkassenangestellter, Moorrege
Monika Stiemke, Sparkassenangestellte, Klein Offenseth-Sparrieshoop 
Petra Westphal, Sparkassenangestellte, Bad Segeberg
Wolfgang Wiech, Bürgermeister, Groß Nordende
Hans-Joachim Wild, Oberstudienrat, Bad Segeberg

Mario Porten, Sparkassendirektor (Vorsitzender)
Rainer Horst, Sparkassendirektor (bis 19.06.2007 einschließlich)
Bernd Bundtzen, Sparkassendirektor
Thorsten Juli, Sparkassendirektor
Ralph Schmieder, Sparkassendirektor 

Hans-Albert Höft, Wirtschaftsprüfer/Steuerberater, Prisdorf 

Georg Gorrissen, Landrat, Bad Segeberg
Hartmut Unterlehberg, Oberbürgermeister, Neumünster 

Markus Steen, Abteilungsdirektor
Hans-Wilhelm Prieß, Abteilungsdirektor (bis 28.02.2007 einschließlich)
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Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

860
373
118

1.351

Neumünster, den 10. Juni 2008

                                                Vollzeitbeschäftigte

                                                Teilzeit- und Ultimokräfte

                                                Auszubildende

                                                insgesamt

Im Jahresdurchschnitt wurden beschäftigt:

                                                                  DER VORSTAND                                          

                                  
                                 
                                        gez. Porten                                             gez. Bundtzen

                                        gez. Juli                                                 gez. Schmieder
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Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers

Kiel, den 3.Juli 2008          

Wir haben den Jahresabschluss bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung
sowie Anhang unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der Sparkasse
Südholstein für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2007 geprüft. Die
Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den
deutschen handelsrechtlichen Vorschriften liegen in der Verantwortung des Vorstands der
Sparkasse. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten
Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung
und über den Lagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen
und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des
durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger
Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der
Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit
und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Sparkasse sowie die Erwartungen
über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben
in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von
Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten
Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen des Vorstands sowie die
Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir
sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere
Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse
entspricht der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt unter
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der
Sparkasse. Der Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Sparkasse und stellt die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

PRÜFUNGSSTELLE DES
SPARKASSEN- UND GIROVERBANDES FÜR SCHLESWIG-HOLSTEIN

                        gez. Stenneken                                          gez. Franzenburg
                           Wirtschaftsprüfer                                                       Wirtschaftsprüfer
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SPARKASSE SÜDHOLSTEIN 

 

 

 

Kieler Straße 1 

24534 Neumünster 

 

 

 

183. Geschäftsjahr 

 

Die Sparkasse Südholstein ist zum 1.8.2005 mit bilanzieller Wirkung zum 1.1.2005 aus der 

Kreissparkasse Südholstein und der Stadtsparkasse Neumünster hervorgegangen. 

Träger der Sparkasse ist der Zweckverband Sparkasse Südholstein. Die Sparkasse ist Mit-

glied des Sparkassen- und Giroverbandes für Schleswig-Holstein und damit dem Deutschen 

Sparkassen- und Giroverband e.V. angeschlossen. 
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3.2.3   Lagebericht 2008 

 

Grundzüge der Geschäftsentwicklung 

 

Gesamtwirtschaftliche Situation 

Das Jahr 2008 erlebte zunächst einen signifikant kräftigen Auftakt. Im ersten Quartal 

wuchs die deutsche Wirtschaft noch einmal ausgesprochen dynamisch. Bis Anfang 

2008 waren in Deutschland noch keine realwirtschaftlichen Bremsspuren der seit 

Sommer 2007 offenkundig gewordenen, zunächst wegen ihres Ursprungs im zweit-

klassigen US-Immobiliensektor als „Subprime Krise“ bezeichneten, Erschütterungen 

zu verzeichnen. Das änderte sich jedoch ab dem Frühjahr 2008. Ohnehin stand der 

reife Aufschwung vor einer Setzung. Im zweiten Quartal drückte die Gegenbewegung 

die laufende Rate des Bruttoinlandsproduktes (BIP) ins Minus. Gleichwohl ist das BIP 

im Jahresdurchschnitt 2008 um 1,3% gestiegen, was auf die hohe Wachstumsrate zu 

Beginn des Jahres zurückzuführen ist. Nach zwei rückläufigen BIP-Quartalen in Folge 

befindet sich Deutschland definitionsgemäß seit Sommer 2008 nun in einer Rezessi-

on. 

 

Eskalation der Finanzkrise im Spätsommer 2008 

Die Finanzkrise erhielt im Spätsommer 2008 mit dem Bankrott der US-Investmentbank 

Lehman Brothers einen neuen Schub. Waren die Märkte nach den vorangegangenen 

Auffanglösungen von Bear Stearns in den USA und von Northern Rock im Vereinigten 

Königreich davon ausgegangen, dass kein systemrelevantes Kreditinstitut von den 

Regierungen tatsächlich in eine Insolvenz entlassen würde, wirkten die Ereignisse um 

Lehman wie ein Schock. Kurz zuvor waren noch die ohnehin mit staatlicher Garantie 

operierenden gigantischen US-Immobilienfinanzierungsagenturen Freddie Mac und 

Fannie Mae verstaatlicht und der US-Versicherungskonzern AIG gestützt worden. An 

Lehman Brothers sollte das für die Anreize zur Vorsicht in künftigen Boomzyklen 

durchaus sinnvolle Exempel statuiert werden, dass eben nicht jedes Kreditinstitut 

einer bestimmten Größe sich auf staatliche Rettung verlassen könne. 

Allerdings erwiesen sich die Markteffekte der Lehman-Pleite als größer als erwartet. 

Es kam zu massiven Ansteckungseffekten. Der Interbankenmarkt brach praktisch völ-

lig zusammen, es wurden extrem hohe Risikoprämien eingepreist, die Refinanzie-

rungskosten der sich vorwiegend am Kapitalmarkt refinanzierenden US-

Investmentbanken explodierten. Die Panik erfasste aber auch alle anderen US-
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Kreditinstitute und Europa und viele Schwellenländer. Die Aktienkurse für Banken 

brachen weltweit ein. 

 

Rettungsschirme für den Finanzsektor in praktisch allen Industrieländern 

Liquidität und Vertrauen in den Finanzsektor drohten völlig zusammenzubrechen. Zu-

erst in den USA, aber bald darauf auch in den anderen betroffenen Industrieländern, 

sahen sich die Regierungen gezwungen, Stützungspakete und Rettungsschirme ein-

zurichten. So wurden auch in Deutschland Anfang Oktober zunächst alle Bankeinla-

gen politisch garantiert. Dann folgte die formale Einrichtung eines „Sonderfonds Fi-

nanzmarktstabilisierung“ (SoFFin), der Garantien für Bankverbindlichkeiten ausstel-

len, Risiken von abschreibungsgefährdeten Vermögensgegenständen übernehmen 

und Eigenkapital bereitstellen kann.  

 

Auf Preisspitze im Sommer folgt Abfall des Ölpreises 

Der hohe Ölpreis war ein Belastungsfaktor, der mit zum Einbruch der Konjunktur bei-

getragen hat. Umgekehrt hat er dann seinerseits auf die eingetrübten Perspektiven 

der Weltwirtschaft mit einem schnellen Preisverfall reagiert. Bis Ende des Jahres ist 

er um rund 70 % auf etwa 40 US-Dollar pro Barrel gesunken. Maßgeblich durch diesen 

Rückgang, der sich in ähnlicher Form auch bei anderen Rohstoffen abspielte, haben 

sich die Steigerungsraten der Verbraucherpreise in allen Industrienationen verringert. 

 

Keine Kreditklemme in Deutschland 

In Deutschland ist das Kreditvolumen an Unternehmen dagegen weiter gewachsen. 

Dazu haben auch die Sparkassen maßgeblich beigetragen. Vor allem im ersten Halb-

jahr 2008 bestand noch eine hohe Dynamik bei neuen Zusagen und Auszahlungen. Im 

zweiten Halbjahr ließ die Kreditnachfrage dann etwas nach. In Deutschland besteht 

jedenfalls keine Kreditklemme! Das gilt jedenfalls uneingeschränkt für die Versorgung 

des Mittelstandes.  

 

Staatshaushalt und Arbeitsmarkt 2008 noch einmal mit positiven Nachrichten 

Gleichwohl waren im Jahr 2008 bei manchen gesamtwirtschaftlichen Kennzahlen 

noch einmal ausgesprochene Erfolge zu verzeichnen. Neben dem schon erwähnten 
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Nachlassen des Preisauftriebs sind insbesondere der Staatshaushalt und der Ar-

beitsmarkt zu nennen. Wenngleich der Bundeshaushalt nicht ohne Defizit auskam, 

sorgte eine gute Finanzlage bei Ländern und Gemeinden dafür, dass der gesamtstaat-

liche Haushalt wie schon im Jahr davor annähernd ausgeglichen war. Dies wird 2009 

nicht wiederholbar sein. Durch fortgesetzte Rezession und die unweigerlichen Kon-

junkturpakete wird der Staatshaushalt bedenklich ins Defizit gedrückt. Ähnlich verhält 

es sich mit dem Arbeitsmarkt. Er setzte 2008 den schon zwei Jahre zuvor andauern-

den Aufschwung bei der Erwerbstätigkeit, vor allem bei der sozialversicherungs-

pflichtigen Beschäftigung, fort. Die Zahl der Arbeitslosen lag nun rund 2 Mio. niedri-

ger als zu Beginn des Zyklus. Allerdings lief dieser Besserungstrend zum Ende des 

Jahres 2008 spürbar aus. Im Dezember stieg die Arbeitslosenzahl im saisonbereinig-

ten Monatsverlauf erstmals seit Jahren wieder an. Aber selbst am Jahresende liegt die 

Arbeitslosigkeit noch deutlich unter dem Vorjahresvergleichswert. So lagen die Ar-

beitslosenzahlen im Dezember 2008 auch in unserem Geschäftsgebiet unten den Vor-

jahreswerten (Kreis Segeberg: 4,7% (12/2007: 5,3%), Kreis Pinneberg: 5,7% (12/2007: 

6,1%) und Stadt Neumünster: 10,7% (12/2007: 10,8%)).  

Gegen Jahresende Einbrüche bei Auftragseingängen und beim Export 

Dass die Rezession den Arbeitsmarkt aber bereits erreicht hat, ist an den im Novem-

ber und Dezember rapide angestiegenen Zahlen von Kurzarbeitern abzulesen. Immer-

hin haben die Unternehmen bislang vorwiegend von diesem Instrument Gebrauch 

gemacht, statt gleich zu Kündigungen zu greifen. Den effektiven Arbeitseinsatz muss-

ten manche Branchen gleichwohl schon massiv reduzieren. Sie passen sich damit an 

die sich schon seit dem Sommer verschlechternden Auftragseingänge an. Im Novem-

ber sind die Bestellungen in der deutschen Industrie dann sogar mit zweistelligen 

Prozentraten gefallen. Vor allem aus dem Ausland wurde deutlich weniger geordert. 

Und auch die tatsächlich abgewickelten Exporte sind schon im November zweistellig 

auf dem Rückzug. 

 

 

Geschäftsentwicklung 2008 

 

Bilanzsumme und Geschäftsvolumen 

Das Geschäftsvolumen verringerte sich um 51,4 Mio. EUR auf 6.121,2 Mio. EUR. Im glei-

chen Zuge verringerte sich die Bilanzsumme um 0,7 % auf 6.022,3 Mio. EUR.  

 

Wie bereits 2007 ist diese Entwicklung auf der Aktivseite auf einen Rückgang der Kunden-

kredite und der Eigenanlagen, bei einem gleichzeitigen Anstieg der Forderungen an Kredit-

institute zurückzuführen. Der Rückgang in den sonstigen Vermögensgegenständen ist auf 
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die in 2007 aktivierte Kaufpreisforderung aus dem Grundstücksverkauf zurückzuführen. 

Auch auf der Passivseite verzeichnet die Sparkasse wie im Vorjahr bei einem Rückgang der 

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten eine Erhöhung der Verbindlichkeiten gegenüber 

Kunden. Vor dem Hintergrund des weiter steigenden Wettbewerbsdrucks, der Belastungen 

im Zuge der Finanzmarktkrise sowie der strukturellen Schwierigkeiten betrachten wir dies 

weiterhin als marktgerechte Entwicklung des Geschäftsvolumens. 

 

Kreditgeschäft 

Das gesamte Kundenkreditvolumen einschließlich der Treuhandkredite, Avale und der unwi-

derruflichen Kreditzusagen verringerte sich um 1,7 % auf 4.784,7 Mio. EUR (Vorjahr 4.869,0 

Mio. EUR). 

Nach den statistischen Unterlagen der Sparkasse verringerten sich die Darlehenszusagen 

um 7,2 % auf 410,5 Mio. EUR. Die Darlehensauszahlungen verringerten sich um 1,3 % auf 

402,7 Mio. EUR bei einem gleichzeitigen Bestandsrückgang der Kundenforderungen in Hö-

he von 65,0 Mio. EUR. Ursachen hierfür liegen in einem weiterhin stark umkämpften Markt. 

Die Sparkasse verhält sich weiterhin im Hinblick auf die Kreditrisiken neutral. 

 

Fälligkeiten und Tilgungen konnten nicht durch das Neugeschäft aufgefangen werden. 

 

Eigenanlagen 

Die Position „Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere“ verringerte 

sich im Geschäftsjahr um 355,8 Mio. EUR auf 280,9 Mio. EUR. Der Bestand an „Aktien und 

anderen nicht festverzinslichen Wertpapieren“ erhöhte sich um 243,2 Mio. EUR auf 490,8 

Mio. EUR. 

 

Die Sparkasse Südholstein hat auch in 2008 zunächst den in 2007 begonnenen Weg einer 

breiteren Diversifizierung der Marktpreisrisiken konsequent fortgeführt. Dabei wurde der Be-

stand an Schuldverschreibungen und anderen festverzinslichen Wertpapieren weiter redu-

ziert. Im Verlauf des Jahres 2008 führte die Zuspitzung der Finanzkrise dann zu immer stär-

keren Verwerfungen an den Kapitalmärkten bei gleichzeitig extremer Volatilität. Die Rendite-

aufschläge für Bonitätsrisiken weiteten sich massiv aus und es kam zu einigen aufsehener-

regenden Insolvenzen. Die Auswirkungen der Krise führten zu global stark sinkenden Leit-

zinssätzen der Zentralbanken, welches zusammen mit einer starken Nachfrage nach Staats-

anleihen zu erheblich sinkenden Renditen führte.  

 

Diesen Entwicklungen konnte sich auch die Sparkasse Südholstein nicht entziehen. Die Ei-

genanlagen der Sparkasse Südholstein waren im Jahr 2008 sowohl von negativen Markt-

schwankungen als auch von Ausfällen betroffen. Wir gehen davon aus, dass insbesondere 

die durch Marktschwankungen bedingten Kursrückgänge bei verzinslichen Titeln nur vorü-

bergehend sind und sich bis zur Fälligkeit wieder relativieren werden. 



 84 

 

Die Auswirkungen und das Ende der Finanzmarktkrise lassen sich derzeit nur schwer prog-

nostizieren.  Daher haben wir im 4. Quartal eine Reihe von strukturellen Maßnahmen ergrif-

fen, um die bestehenden Risiken zu begrenzen, u.a. wurde der Bestand an Eigenanlagen in 

Wertpapieren aus Vorsichtsgründen deutlich reduziert. 

 
Beteiligungen und Anteile an verbundenen Unternehmen 

Der ausgewiesene Anteilsbesitz der Sparkasse verringerte sich um 1,0 Mio. EUR auf 

125,6 Mio. EUR (Vorjahr 126,6 Mio. EUR).  

Die Sparkasse nahm im Jahr 2008 eine Einzahlung von 12,1 Mio. EUR in die Rücklage der 

Schleswig-Holsteinischen Sparkassen-Vermögensverwaltungs- und Beteiligungs GmbH & 

Co. KG (SVB KG) als Maßnahme zur notwendigen Erhöhung des Eigenkapitals der Gesell-

schaft vor. Aufgrund der wirtschaftlichen Entwicklung der HSH Nordbank AG wurde die Be-

teiligung an der SVB KG  zum Jahresende vollständig abgeschrieben. 

Im Zuge der Beendigung des Treuhandverhältnisses zwischen den schleswig-holsteinischen 

Sparkassen und dem Sparkassen- und Giroverband Schleswig-Holstein (SGVSH) bezüglich 

der FinanzIT GmbH (aufgrund der Verschmelzung auf die Sparkassen Informatik GmbH & 

Co. KG am 15.08.2008) erfolgte eine Rückzahlung der Beteiligung an der FinanzIT GmbH in 

voller Höhe von 240,0 TEUR. 

Weiterer Abschreibungsbedarf entstand auf gewährte Kapitalrücklagen gegenüber zwei Ge-

sellschaften in Höhe von insgesamt 721,9 TEUR. 

 

Kundeneinlagen 

Das Anlageverhalten der Kunden in Sparkassenprodukten (Verbindlichkeiten gegenüber 

Kunden einschließlich verbriefter Verbindlichkeiten, nachrangiger Verbindlichkeiten und Ge-

nussrechtskapital) war durch eine in etwa gleichbleibende Sparquote gekennzeichnet. Aus 

diesem Grund war bei den bilanzwirksamen Kundeneinlagen eine leichte Verminderung um 

0,1 % auf 3.242,7 Mio. EUR zu verzeichnen. 

Innerhalb des Mittelaufkommens von Kunden gab es strukturelle Verschiebungen. Die Spar-

einlagen erhöhten sich um 49,8 Mio. EUR auf 1.012,5 Mio. EUR. Die unverbrieften Verbind-

lichkeiten mit vereinbarter Kündigungsfrist einschließlich Nachrangverbindlichkeiten erhöh-

ten sich um 46,5 Mio. EUR auf 450,9 Mio. EUR. Die begebenen Schuldverschreibungen 

verringerten sich um 30,1 Mio. EUR auf 194,7 Mio. EUR. Die ausgegebenen Genussrechte 

verringerten sich um 12,2 Mio. EUR auf 53,7 Mio. EUR. Die täglich fälligen Verbindlichkeiten 

gegenüber Kunden verringerten sich um insgesamt 58,0 Mio. EUR auf 1.530,9 Mio. EUR. 

Dabei erhöhte sich der Bestand höherverzinslicher Sichteinlagen geringfügig um 3,0 Mio. 

EUR auf 927,1 Mio. EUR. 
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Interbankengeschäft 

Auf der Aktivseite erhöhten sich die Forderungen an Kreditinstitute auf 378,0 Mio. EUR (Vor-

jahr 184,1 Mio. EUR). Die überwiegend in dieser Position enthaltenen Festgelder in Höhe 

von 280,5 Mio. EUR werden zur Steuerung der kurzfristigen Liquidität genutzt. 

Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten (einschließlich begebener Schuldverschrei-

bungen und Genussrechte) auf der Passivseite verringerten sich auf 2.373,2 Mio. EUR (Vor-

jahr 2.403,6 Mio. EUR). Hierbei handelt es sich um überwiegend langfristige Mittel, die der 

fristenkongruenten Finanzierung des langfristigen Kreditgeschäftes dienen. 

 

Kundenwertpapiergeschäft 

Aktienmarkt: Anfang des Jahres 2008 blickten wir zurück auf fünf deutlich positive Aktienjah-

re für Deutschland in Folge und einen DAX-Stand in der Nähe des bisherigen Allzeit-Hochs 

von 8.151 Punkten. Die Erwartungen an das neue Jahr 2008 waren positiv: speziell der 

deutsche Markt galt als einer der Gewinner der Globalisierung und sollte weiter von seiner 

exportorientierten Wirtschaft beflügelt werden. Acht Jahre nach dem bisherigen DAX-

Höchststand (damals 8.136 Punkten im März 2000) wiesen Aktien zudem fundamental we-

sentlich attraktivere Kurs-Gewinn-Verhältnisse auf: Speziell der DAX galt als preiswert; die 

dafür maßgeblichen Kennzahlen lagen Anfang 2008 etwa 50% unter den Bewertungen aus 

dem Frühjahr des Jahres 2000. 

Die seit Sommer 2007 bekannte Thematik der US-Subprime-Finanzierungen schien lange 

Zeit ein beherrschbares, regional beschränktes Branchenproblem der USA und einiger we-

niger Wertpapierprodukte zu sein. Diese Erwartung hat sich nicht erfüllt; ganz im Gegenteil: 

Über die letzten zwölf Monate hinweg wurde daraus ein weltweiter Flächenbrand, da die aus 

diesen unseriösen US-Immobilen-Finanzierungen stammenden Forderungen verbrieft, mehr-

fach zerstückelt und als attraktive Anlageform weltweit verkauft wurden. Bekannt sind Ab-

schreibungen von Finanzinstitutionen rund um den Globus von über 1 Bio. USD. Die voll-

ständigen Auswirkungen dieser Entwicklung sind auch jetzt noch nicht abschätzbar.  

Dieser Flächenbrand sorgte für eine nahezu kontinuierliche Abwärtsbewegung aller Aktien-

märkte weltweit, für Indexverluste zwischen 30% und 50% und für massive Verluste speziell 

bei Bank-, Versicherungs- und Automobil-Werten (in der Spitze bis zu 90%). Ein einziger 

positiver Fels in der Brandung war vorhanden: die VW-Aktie, die durch die Übernahmespe-

kulation durch Porsche im Kalenderjahr 2008 um 60% zulegen konnte.  

 

Rentenmarkt: Die obige Entwicklung hat auch den Rentenmarkt erheblich beeindruckt. Die 

von den Notenbanken zur Konjunkturstützung initiierten Zinssenkungen sorgten seit Herbst 

2008 für massiv sinkende Zinsen: allein im vierten Quartal 2008 kam es in etwa zu einer 

Halbierung des Zinsniveaus für 1-Monats- und 1-Jahres-Papiere. Diese Bewegung sorgte 

für erhebliche Kursgewinne, so dass bereits investierte Rentenanleger nach zwei schwachen 

Jahren in Folge erstmals wieder Grund zur Freude hatten.  

Ein sehr differenziertes Bild ergab sich bei Unternehmensanleihen: die bereits seit Sommer 

2006 ansteigende Zinsdifferenz gegenüber Staatsanleihen explodierte förmlich, nachdem 

die in Schwierigkeiten geratene US-Investmentbank Lehman-Brothers nicht wie erwartet 
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durch den Staat gestützt wurde. Neuemissionen einzelner Emittenten (insb. aus dem Auto-

mobilsektor) wiesen Renditevorsprünge von über 400 Basispunkten gegenüber Staatsanlei-

hen auf, vor wenigen Monaten wäre noch ein Vorsprung von 50 bp attraktiv gewesen. 

Dieser Kollaps von Lehman-Brothers führte zu einem erheblichen Vertrauensverlust jedes 

Marktteilnehmers gegen jeden anderen und auch untereinander; der Interbankenhandel 

trocknete im Herbst 2008 nahezu aus. Weltweit stellten Regierungen Rettungsschirme, Haf-

tungserklärungen und Konjunkturpakete zusammen, das kumulierte Volumen soll sich auf 

mehrere Billionen US-Dollar belaufen. 

 

Rohstoffe: Die Euphorie der letzten Jahre ist in 2008 in sich zusammengefallen. Die sich im 

Laufe des Jahres immer deutlicher abzeichnende kommende Rezession drückt verständli-

cherweise den Hunger der Welt nach Rohstoffen aller Art, aber Preishalbierungen innerhalb 

weniger Monate zeigen sehr deutlich, wie stark diese Märkte von reiner Spekulation vorher 

nach oben getragen wurden. Einzige Ausnahme war der Goldpreis, der mit erheblichen 

Schwankungen per Saldo 4,7% (auf USD-Basis) zulegen konnte.   

 

Immobilienfonds: Auch Immobilienfonds litten unter der erheblichen Verängstigung an den 

Kapitalmärkten. Nachdem institutionelle Großanleger innerhalb kürzester Zeit erhebliche 

Gelder aus einem reinen US-Immobilienfonds abgezogen hatten, unterschritt dessen Liquidi-

tätsquote die gesetzlich vorgeschriebenen Mindestgröße. Als Schutzmaßnahme für den 

Fonds und seine Anleger setzte die Fondsgesellschaft daher die Rücknahmeverpflichtung 

für diesen Fonds aus.  

Diese Maßnahme sorgte offensichtlich für Ängste bei anderen institutionellen Anlegern, die 

direkt nach diesem Beschluss erhebliche Beträge aus anderen Immobilienfonds abzogen. 

Innerhalb weniger Tage haben zwölf offene Immobilienfonds ihre Rücknahmeverpflichtung 

vorübergehend einstellen müssen. Dank der Entscheidung, keine Gelder institutioneller 

Großanleger (fremde Dachfonds-Manager, Versicherungen, Vermögensverwalter, etc.) an-

zunehmen, war die Deka erfreulicherweise nicht von diesen Maßnahmen betroffen. 

 

Entwicklung im Hause der Sparkasse Südholstein 

Die Finanzmarktkrise hat das Anlegerverhalten in erheblichem Maß beeinflusst. Reine Akti-

enfonds machten nur ein Volumen von ca. 10% des gesamten Fondsabsatzes aus, obwohl 

die sich zum 31.12.2008 ändernde Steuergesetzgebung direkt dazu aufforderte, noch in 

2008 einzusteigen. Garantiefonds erfreuten sich hingegen kontinuierlich hohem Interesse; 

per Saldo sind mehr als 17% in diese Anlageformen geflossen, die eine Teilnahme an einer 

positiven Marktbewegung versprechen, ohne das Risiko einzugehen, mehr als den Ausga-

beaufschlag zu verlieren.  

 

Umschichtungsaktivitäten und neu aufkommendes Interesse prägten die Entwicklungen in 

Rentenfonds. Der Absatz umfasste in 2008 einen Anteil von knapp 20% des Gesamt-

Fondsabsatzes, dies entspricht einer Verdoppelung gegenüber dem Vorjahr. Zwei Ursachen 

existieren für diesen hohen Zuwachs: einerseits ein kapitalmarktbedingt sehr geringes Inte-

resse an Rentenfonds in 2007, andererseits eine hohe Nachfrage nach den attraktiven Neu-

auflagen des Jahres 2008. Den Absatzschwerpunkt bildeten die Fonds der OptiRent-Familie, 
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die sowohl von der Zinsentwicklung als auch von der im September 2008 angekündigten 

steuerrechtlichen Änderung bezüglich einer neu einzuführenden zeitlichen Befristung der 

Vorteile der steueroptimierten Geldmarktprodukte profitieren konnten.  

 

Immobilienfonds zogen über 15% der neu angelegten Gelder auf sich. Die Diskussion um 

die vorübergehende Aussetzung der Rücknahmeverpflichtung von einzelnen Immobilien-

fonds anderer Anbieter sorgte nur vorübergehend für Besorgnis. 

  

Die deutlichen Bewegungen am Aktien- und Rentenmarkt haben unsere Kunden auch im 

letzten Kalenderjahr zu Verkäufen aus ihren langfristig angelegten vermögensverwaltenden 

Anlageformen (DekaStruktur, DynamikDepot) bewogen. Langjährig bewiesene Qualität 

(Auszeichnungen des DynamikDepots als „beste konservative Anlage-Variante“ durch ntv 

und FondsConsult, Überschriften wie „Deka dominiert die Dachfonds-Hitliste“ (Handelsblatt) 

und diverse erneut gewonnene Konkurrenzvergleiche) wurden leider überdeckt von kurzfris-

tigen Ängsten. Wir bedauern diese Entwicklung sehr, denn an den grundlegenden Vorteilen 

dieser Produkte (breite Streuung, ständige Beobachtung, schnelle Reaktion auf sich verän-

dernde Märkte) hat sich nichts geändert.  

 

Das Geschäft  in Zertifikaten und strukturierten Produkten war in den beiden Halbjahren 

2008 extrem unterschiedlich. Im ersten Halbjahr entsprach das Absatzvolumen in etwa dem 

des Vergleichszeitraums 2007. Gefragt waren vor allem Aktien- und Indexstrukturen, wie 

beispielsweise Discount- und Bonuszertifikate. Darüber hinaus wollten viele Anleger vom 

Rohstoffboom des ersten Halbjahrs profitieren und engagierten sich in entsprechenden Zer-

tifikaten. 

Im 2. Halbjahr wurde das Geschäft wie kein anderer Wertpapierbereich von den Auswirkun-

gen der Finanzmarktkrise geprägt. Mit der Insolvenz der amerikanischen Investmentbank 

Lehman-Brothers am 15.September 2008 waren deutsche Anleger erstmals direkt von To-

talverlust durch den Ausfall der Emittentin betroffen. Obwohl nur sehr wenige Anleger der 

Sparkasse Südholstein Zertifikate von Lehman hielten, führte die Insolvenz und die damit 

verbundene Presseberichterstattung zu einem generellen Umdenken der Anleger. Das Ge-

schäft in Zertifikaten und strukturierten Produkten brach stark ein. Die Sicherheit der Zertifi-

kate ist seither deutlich in der Vordergrund getreten. Die Anleger achten deutlich mehr auf 

Bonität der Emittenten und bevorzugen kapitalgarantierte Produkte bzw. Teilschutzzertifika-

te. 

 

Geschlossene Fonds haben sich in den vergangenen Jahren als wertvolle Kapitalanlage mit 

attraktivem Sicherheits-/Renditeprofil zur Ergänzung des privaten Vermögensportfolios etab-

liert. Geschlossene Fonds investieren in reale Sachwerte und werden deshalb angesichts 

der Finanzmarktkrise von den Anlegern sehr nachgefragt. Bei unseren Kunden waren 2008 

besonders Beteiligungen in britischen Lebensversicherungs-Zweitmarktfonds und in den 

klassischen Schiffsfonds beliebt. 
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Verbundgeschäft 

Die Zusammenarbeit mit dem Verbundpartner der Sparkassen-Finanzgruppe - der LBS 

Bausparkasse Schleswig-Holstein-Hamburg AG - verlief auf einem guten Niveau. 

Nach der im letzten Jahr erfolgten juristischen Fusion zwischen den Landesbausparkassen 

Schleswig-Holstein und Hamburg ist zum Jahreswechsel 2008/2009 die technische Fusion 

umgesetzt. 

 

Die allgemein immer wieder neu aufgekommenen wirtschaftlichen Veränderungen, verbun-

den u. a. mit einer Unsicherheit über die Erhaltung ihres Arbeitsplatzes, haben bei den Bür-

gern vermehrte Unsicherheit bei der Abschlussbereitschaft aufkommen lassen. Von wenigen 

Ausnahmen abgesehen, verhält sich der Wohnungsbau-Markt derzeit relativ ruhig.  

Im bundesweiten Vergleich liegt die Entwicklung des kollektiven Neugeschäfts im Vergleich 

zum Vorjahr im Marktbereich Schleswig-Holstein deutlich unterhalb des Durchschnitts. Der 

zurückgegangene LBS-Marktanteil in Schleswig-Holstein von 29,4% bestätigt diese Entwick-

lung.  

 

Vor dem Hintergrund des verstärkt zunehmenden Wettbewerbs ist mit der Einführung des 

neues LBS-Tarifwerkes und die diesem zugrunde liegenden niedrigeren Darlehenszinssät-

zen die Voraussetzung für ein Aufholen gegenüber den Mitbewerbern gegeben. 

 

Die Einbeziehung des Wohneigentums in die staatlich geförderte private Altersvorsorge 

("Wohn-Riester") verspricht eine große Chance, den Wohnungsbaumarkt nachhaltig zu be-

leben und so hat unser Verbundpartner LBS seine Tarife auch "Wohn-Riester-fähig" zertifi-

zieren lassen. Umsätze in diesem Geschäftsfeld sind in 2008 jedoch noch nicht in nennens-

wertem Umfang erfolgt. 

 

Die erwähnten Fakten haben sich auch auf die vermittelten Bausparvolumina der Sparkasse 

ausgewirkt. Das angestrebte Abschlussvolumen auf Basis des Vorjahres konnte nicht voll-

ständig erreicht werden. Die Sparkasse Südholstein konnte das Jahr 2008 bei der Vermitt-

lung von Bausparverträgen der LBS mit einer Bausparsumme von rd. 65,4 Mio. EUR ab-

schließen (ohne AG-freie Verträge). Bei den Abschlüssen einschl. AG-freie Verträge beträgt 

das Abschlussvolumen rd. 71,8 Mio. EUR. 

 

Das von großer Bedeutung in der Kooperation mit der LBS laufende Wohnungsbaufinanzie-

rungsgeschäft hat keine erhöhten Abschlusszahlen - trotz spezieller und marktgerechter 

Finanzierungsangebote - gebracht. Dennoch konnte der Anteil der Opti-Unterlegung an 

Wohnungsbaudarlehen bzw. der Opti-Anteil an der Gesamtbausparsumme den Landes-

durchschnitt überschreiten. 

 

Die ab dem zweiten Halbjahr 2008 gestartete WOP-Aktion (ab 2009 bestehende Bindung 

der Wohnungsbausprämie an die wohnwirtschaftliche Verwendung) hat aufgrund unserer 

kompetenten Berater eine leichte Steigerung der Abschlusspotenziale - insbesondere in den 

jungen Zielgruppen - und eine weitere Stärkung der positiven Kundenbindung bewirkt. 

"Wohn-Riester" wurde in unserem Hause in 2008 nur reaktiv angeboten. Die LBS-
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EigenheimRente wird jedoch als strategisches "Riester"-Produkt in 2009 einen neuen und 

wichtigen Stellenwert in der Produktpalette der Sparkasse einnehmen. Das wird unseren 

Beratern eine zusätzliche Chance zur Kontaktaufnahme mit dem Bausparer und Generie-

rung von Umsatzpotenzialen bieten. 

 

Die Zusammenarbeit mit den Provinzial-Versicherungen im Vorsorge- und Versicherungsbe-

reich konnte erneut angemessen zum guten Provisionsergebnis der Sparkasse Südholstein 

beitragen. Dies ist auch darauf zurückzuführen, dass die Sparkasse schon seit Jahren das 

Vorsorge- und Versicherungsgeschäft mit einer eigenen Agentur betreibt und den Kunden 

den kompletten Versicherungsservice über den Antragsabschluss bis hin zur Schadenbear-

beitung aus einer Hand anbietet. 

 

Der Provisionsertrag aus dem Vertrieb von Versicherungsprodukten konnte gegenüber dem 

Jahr 2007 nahezu verdoppelt  werden. Es wurde ein Gesamtertrag von 5 Mio. EUR erreicht. 

Diese deutliche Ertragssteigerung beruht vor allem auf einem deutlich höheren Absatz von 

Altersvorsorgeprodukten. Hier ist besonders die RiesterRente zu nennen, die bei allen Kun-

dengruppen der Sparkasse auf hohes Interesse gestoßen ist. 

 

Die Sparkasse Südholstein hat ihre Spitzenposition unter den deutschen Sparkassen bei der 

Vermittlung von Lebens- und Rentenversicherungen für die Versicherer der Sparkassenfi-

nanzgruppe erneut ausbauen können und belegt im Lebensversicherungsgeschäft für das 

Jahr 2008 den ersten Platz aller Sparkassen in Deutschland. 

 

Der Abschluss von Versicherungsverträgen im Kompositgeschäft entwickelte sich in 2008 

weiter erfreulich. Hier ergeben sich für die nächsten Jahre weitere Wachstumspotentiale. 
 

Investitionen 

Die Investitionen der Sparkasse in Grundstücke und Gebäude sowie Betriebs- und Ge-

schäftsausstattung beliefen sich in 2008 auf 1,5 Mio. EUR (Vorjahr 5,2 Mio. EUR).  

Davon entfallen auf Grundstücke und Gebäude 0,7 Mio. EUR. In Betriebs- und Geschäft-

saus-stattung einschließlich immaterieller Wirtschaftsgüter wurden 0,8 Mio. EUR investiert. 

 

Mitarbeiter 

Zum Jahresende 2008 hat die Sparkasse Südholstein insgesamt 1253 Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter beschäftigt. Von 992 Aktiven (ohne Auszubildende) sind 694 als Vollzeit- und 298 

als Teilzeitbeschäftigte bei der Sparkasse angestellt gewesen. 113 Auszubildende vervoll-

ständigen das Bild und sind gleichzeitig Ausdruck unserer Nachwuchskräfteförderung wie 

unserer gesellschaftlichen Verantwortung für die Region Südholstein. Von den 39 Auszubil-

denden, die ihre Ausbildung im Jahre 2008 mit Erfolg beendeten, sind 33 in ein Angestell-

tenverhältnis übernommen worden. 

In der Teilzeitquote von etwa 30 % spiegeln sich nicht nur unsere flexiblen Arbeitszeitmodel-

le wieder (z.B. Jahresarbeitszeitkonto); sie ist neben vielen anderen Maßnahmen (z.B. be-



 90 

triebliche Elternzeit, Telearbeitsmöglichkeiten u.a.m.) Beleg dafür, dass die Sparkasse Süd-

holstein zu Recht als besonders familienfreundlicher Betrieb eingestuft wird. 

 

Umgerechnet auf Vollzeitarbeitsplätze hat die Sparkasse Südholstein per 31.12.2008 895,05 

Planstellen ausgewiesen, von denen zum Jahresende 870,43 besetzt waren.  

Im Jahresverlauf 2008 ergab sich ein Personalaufwand von etwa 59,3 Mio. EUR. Damit liegt 

die Umsetzung des Turnarounds im Personalkosten- und Stellenabbauziel voll im Plan. 

 

Im Personalaufwand des Jahres 2008 schlagen sich auch unsere freiwilligen sozialen Leis-

tungen, wie z.B. Zuschüsse zum Betriebssport, zu Betriebs- und Teamveranstaltungen und 

anderes mehr, nieder. Erstmals in 2007 wurde die Sparkassensonderzahlung als tarifliche 

Zahlung nach internen Kriterien erfolgsorientiert gestaltet und durch weitere Leistungsanrei-

ze ergänzt. 

 

Das beherrschende Thema des Jahres 2008 ist die Umsetzung der beschlossenen  

Turnaround-Aktivitäten gewesen. Daher hat im Personalmanagement die zielorientierte und 

sozialverträgliche Gestaltung des Stellenabbauprozesses zur Realisierung des Personalkos-

tenziels eine herausragende Rolle gespielt.  

 

Von den knapp 120 Stellen (gut 150 Mitarbeitern), die zu Beginn des Prozesses in die inter-

ne Transfereinheit verlagert worden sind, sind zum Jahreswechsel 2008/09 weniger als 50 

Stellen besetzt. Im Laufe des nächsten Jahres wird sich diese Zahl mit Sicherheit (bereits 

geschlossene Vereinbarungen) unter 20 besetzte Stellen bewegen. Den vermutlich ca. 20 

verbleibenden Mitarbeitern (auf ca. 20 Stellen) wird ein Transferkonzept mit umfangreichen 

Chancen der beruflichen Neuorientierung außerhalb der Sparkasse (Outplacement) angebo-

ten, um auch in diesem letzten (und schwierigsten) Stadium des Stellenabbaues betriebsbe-

dingte Kündigungen zu vermeiden und möglichst allen Mitarbeitern neue Beschäftigungs-

möglichkeiten zu bieten. 

 

Gerade in schwierigen Situationen ist es besonders wichtig, die Attraktivität der Sparkasse 

als Arbeitgeber weiter auszubauen. Im Jahre 2008 haben wir hierzu durch das neue Fir-

menwagenkonzept einen Schritt in die richtige Richtung getan. Für das Jahr 2009 haben wir 

uns eine Intensivierung des betrieblichen Gesundheitsmanagements auf die Fahnen ge-

schrieben, um nach dem bereits gut eingeführten Thema „Vereinbarkeit von Familie und 

Beruf“ unseren Worklife-Balance-Aktivitäten einen weiteren Impuls zu geben. 

 

Auch bei der Gewinnung neuer Mitarbeiter werden wir weiterhin neue Wege gehen – begin-

nend bei der Ausbildung: das gut angenommene Konzept „Junior-Management-School“ er-

mutigt, die Kooperation mit Schulen weiter zu intensivieren. Daneben wird die bereits seit 

längerem begonnene Differenzierung bei der Ausbildung (neben Bankkaufleuten auch ande-

re Ausbildungsberufe, duale Ausbildungswege in Kooperation mit der Nordakademie) in 

2009 durch den neuen sparkasseninternen Ausbildungsgang „Vertriebskaufmann/frau“ wei-

ter ausgebaut. 
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Insgesamt sind die Weichen für eine zukunftsgerechte Ausrichtung der Personalarbeit ge-

stellt. In 2009 gilt es, die nächsten Umsetzungsschritte zu tun. 

 
Jahresergebnis 

Der Rückgang des Jahresergebnisses ist insbesondere auf die Unsicherheiten an den Fi-

nanz- und Kapitalmärkten im Zuge der Finanzmarktkrise zurückzuführen. Diese Faktoren 

beeinflussten den Zinsüberschuss und das Bewertungsergebnis negativ. 

Die Sparkasse Südholstein weist für das Jahr 2008 einen Jahresüberschuss von 1,0 Mio. 

EUR aus,  nach einem Jahresüberschuss von 6,0 Mio. EUR im Vorjahr.  

Die einzelnen Erfolgskomponenten sind der Darstellung der Ertragslage zu entnehmen. 

 

 

Wichtige Vorgänge des Geschäftsjahres 

 

Basel II / SolvV 

In 2007 wurden die Anforderungen aus Basel II und den Mindestanforderungen an das Risi-

komanagement (MaRisk) im Rahmen eines umfassenden Projektes umgesetzt. Die Spar-

kasse hat sich zur Berechnung des Solvabilitätskoeffizienten für die Nutzung des Kreditrisi-

ko-Standardansatzes (KSA) entschieden, operationelle Risiken werden nach den Regelun-

gen des Basis-Indikatoransatzes mit Eigenkapital unterlegt. Die Anwendung der Solvabili-

tätsverordnung (SolvV) (inkl. Umsetzung der MaRisk) erfolgt ab dem 01.01.2008.  

 

Unter dem Aspekt der Prozesskostenminimierung hat sich die Sparkasse bei der Berech-

nung des Solvabilitätskoeffizienten dafür entschieden, bei Forderungen, die vollständig 

durch Grundpfandrechte auf Wohnimmobilien abgesichert sind, gemäß § 35 Abs. 1 SolvV, 

von Anrechnungserleichterungen Gebrauch zu machen. Aus der Anwendung des „Basel II-

Regelwerkes“ ergaben sich keine Restriktionen für unsere geschäftlichen Aktivitäten. 

 

Die Anforderungen der „Säule III“ des Baseler Rahmenwerkes zur Offenlegung – umgesetzt 

in den §§ 319 – 337 SolvV - sind aufgrund der in Anspruch genommen Übergangsregelung 

für uns erstmals für den Stichtag 31.12.2008 zu erfüllen. Die hierfür erforderlichen  Maß-

nahmen werden bis zum 30.06.2009 im Rahmen eines eigenständigen Projektes erarbeitet 

und umgesetzt.  

 
Dabei werden wir förmliche Verfahren erarbeiten und Regelungen treffen, die sicherstellen, 

dass wir unseren Offenlegungspflichten ordnungsgemäß nachkommen. Ein besonderes 

Augenmerk liegt neben der Richtigkeit der offengelegten Angaben auf einer Orientierung der 
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Offenlegungsinhalte und -frequenz am Umfang unserer Geschäftstätigkeit und dem daraus 

resultierenden Informationsbedürfnis von Bankenaufsicht und Öffentlichkeit. 

 

Auswirkungen der Finanzmarktkrise 

Im September 2008 verschärfte sich die Situation auf den Geld- und Kapitalmärkten drama-

tisch, ausgelöst durch die Insolvenz von Lehman Brothers. Aufgrund der hieraus folgenden 

Marktverunsicherungen, dem Vertrauensverlust von Banken untereinander, sind die Auswir-

kungen der Finanzkrise auch für uns deutlich spürbar und haben zu deutlichen Wertminde-

rungen geführt.  

Daher haben wir uns in 2008 entschlossen, die Risiken im Depot A deutlich  zu begrenzen  

und sukzessive bei Fälligkeit das Anlagevolumen zu reduzieren. Dieses folgt der sog. Hold-

to-Maturity Strategie (siehe auch Darstellung der Lage). 

Des weiteren hat die Finanzmarktkrise auch Auswirkungen auf die Beteiligungen an der SVB 

KG und führte damit zu einer signifikanten Steigerung des Bewertungsergebnisses und zu 

Ertragsausfällen (siehe auch Beteiligungen und verbundene Unternehmen). Im Kundenge-

schäft führte die Finanzmarktkrise zu einem sehr starken Rückgang der Nachfrage nach 

Wertpapieren, so dass auch hier spürbare Effekte auf den Provisionsüberschuss und damit 

die Ertragslage der Sparkasse zu verzeichnen waren. 

 

Wichtige Vorgänge von besonderer Bedeutung nach Abschluss des Geschäftsjahres 

Ohne die fast vollständige Auflösung der Vorsorgereserven nach § 340f HGB wäre es zu 

einem deutlich höheren negativen Ergebnis der normalen Geschäftstätigkeit gekommen. 

Der Verbrauch der Vorsorgereserven hat entsprechende Auswirkungen auf die Eigenmittel 

der Sparkasse. Um eine drohende Bestandsgefährdung zu verhindern, hat der Verbands-

vorstand des Sparkassen- und Giroverbandes für Schleswig-Holstein (SGVSH) in seiner 

Sitzung am 26. März 2009 für die Sparkasse Südholstein den Stützungsfall gemäß § 3 Nr. 3 

der Satzung des Sparkassenstützungsfonds des SGVSH festgestellt. Der Verbandsvorste-

her wurde ermächtigt und beauftragt, geeignete Maßnahmen zur Gewährleistung der Fort-

führung der Sparkasse einzuleiten. Damit ist eine Fortführung sichergestellt.  

  

   

 

Darstellung der Lage 

 

Rückblick Lagebericht Vorjahr 

Die Aussagen zur Ertragslage basieren auf einer nach betriebswirtschaftlichen Gesichts-

punkten aufgegliederten Gewinn- und Verlustrechnung. 
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Ausgelöst durch die Finanzmarktkrise konnten wir entgegen unserer Planung das Betriebs-

ergebnis nicht steigern sondern liegen unter dem Vorjahreswert. Insbesondere der Zins-

überschuss sowie das Bewertungsergebnis wurden durch die Finanzmarktkrise stark beein-

flusst. 

Die Einbußen im Zinsüberschuss sind vorrangig durch die negative Performance der Eigen-

anlagen verursacht, da die geplante Ausschüttung aus den Spezialfonds nicht erwirtschaftet 

werden konnte. Fehlende Erträge aus unserer mittelbaren Beteiligung an der HSH über die 

Schleswig-Holsteinische Sparkassen-Vermögensverwaltungs- und Beteiligungs GmbH & Co. 

KG  haben darüber hinaus zu Mindereinnahmen im Zinsertrag geführt. 

Als Konsequenz aus der Entwicklung in 2008 haben wir die Risiken in unserem Depot A im 

zweiten Halbjahr durch bewusste Verkäufe aus bestimmten Assetklassen reduziert. Das 

Volumen (Buchwert) wurde gegenüber Jahresanfang 2008 um rund 13 % verringert.  

Die Marktwerte sind bedingt durch die insgesamt gestiegenen credit spreads gesunken. Die-

se Entwicklung hat grundsätzlich keinen Einfluss auf die Werthaltigkeit unserer befristet an-

gelegten Rentenpapiere. Da mit der Anlage keine Handelsabsicht sondern eine Anlage bis 

zur Fälligkeit bei gleichzeitiger Anwendung des gemilderten Niederstwertprinzips vorgesehen 

ist, haben wir einen Großteil der Papiere, die wir bisher in unserer Liquiditätsreserve gehal-

ten haben, in den Anlagebestand umgewidmet. 

Die Volumenreduzierung im Depot A konnte aufgrund stabiler Kundeneinlagen und leicht 

rückläufiger Kundenaktiva in 2008 zur Rückführung von Verbindlichkeiten gegenüber Kredit-

instituten genutzt werden. 

Die Zinsstruktur war auch im vergangenen Jahr nicht geeignet, um Erträge aus der Fristen-

transformation zu generieren. Wir haben die ungewöhnliche Entwicklung am Zinsmarkt 

genutzt und schwebende Gewinne aus laufenden Payer-Swaps realisiert. Im Rahmen des 

Bilanzstrukturmanagements wurden wie geplant weiterhin Payer-Swaps verwendet, um die 

Benchmarkpositionierung beizubehalten.  

 

Der Provisionsüberschuss konnte gegenüber dem Vorjahr gesteigert werden. Aber auch 

hier wurden die positiven Entwicklungen im Vertrieb durch die Finanzkrise überlagert, so 

dass in der Summe der angestrebte Provisionsertrag nicht vollständig erreicht werden konn-

te. Im Versicherungsgeschäft sind unsere ambitionierten Ziele nahezu erreicht worden. Das 

Wertpapier-Provisionsgeschäft erfüllte hingegen die Erwartungen nicht. Bedingt durch die 

Finanzmarktkrise und der damit verbundenen Unsicherheit konnte die Vorteilhaftigkeit von 

Wertpapieranlagen nicht in gewünschtem Umfang vermittelt werden. Auch das Thema Ab-

geltungssteuer trat gegenüber der Sicherheitsfokussierung in den Hintergrund. Die aufgrund 
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der Finanzmarktkrise in breiter Front gesunkenen Marktwerte führten zudem zu einem Be-

standsrückgang, der sich ebenfalls negativ auf den Provisionsertrag auswirkte. 

 

Der Verwaltungsaufwand konnte gegenüber der Planung, welche zum Vorjahr einen 

gleichbleibenden Aufwand vorsah, um 1,99 % gesenkt werden. Neben leichten Rückgängen 

im Personalaufwand ist dies vor allem auf Einsparungen im Bereich der Kosten für die 

Dienstleistungen Dritter zurückzuführen. 

 

Das Bewertungsergebnis für das Kreditgeschäft konnte 2008 nicht auf dem niedrigen Niveau 

des Vorjahres gehalten werden. Die angespannte wirtschaftliche Lage machte eine zusätzli-

che EWB Bildung bei einigen größeren Engagements erforderlich. Das Bewertungsergebnis 

liegt jedoch immer noch deutlich unter den Werten von 2006 und 2005.  
 

Im Wertpapiergeschäft führte die Finanzmarktkrise gegenüber dem ursprünglichen Erwar-

tungswert zu einem spürbaren Anstieg des Bewertungsergebnisses. 

Die schwierige Situation der HSH-Nordbank führte im Beteiligungsportfolio zu einem erhebli-

chen ungeplanten Bewertungsbedarf. 

In der Summe hat sich die Finanzmarktkrise für unser Haus so signifikant ausgewirkt, dass 

ein negatives Ergebnis der normalen Geschäftstätigkeit ausgewiesen wird. 

 
Vermögenslage 

Die Sparkasse verfügt neben der Sicherheitsrücklage in Höhe von 231,5 Mio. EUR und den 

stillen Einlagen über weitere ergänzende Eigenkapitalbestandteile. Das prozentuale Verhält-

nis zwischen den anrechenbaren Eigenmitteln (gem. KWG) und dem 12,5-fachen der Sum-

me aus dem Gesamtanrechnungsbetrag für Adressrisiken, dem Anrechnungsbetrag für das 

operationelle Risiko und der Summe der Anrechnungsbeträge für Marktrisikopositionen be-

trug zum Jahresende 10,21 % und übersteigt damit den gesetzlich vorgeschriebenen Min-

destwert von 8,0 %. Nach Berücksichtigung des im Zuge der Jahresabschlusserstellung 

erforderlichen Verbrauchs der Vorsorgereserven ergibt sich per 27.03.2009 eine Gesamt-

kennziffer gem. § 2 Abs. 6 Satz 2 SolvV von 9,19 %. 

 

Im abgelaufenen Geschäftsjahr haben sich innerhalb der Bilanzstruktur auf der Aktivseite 

keine nennenswerten Veränderungen ergeben. Die „Forderungen an Kunden“ mit 75,9 % 

(76,4 %) und die „Schuldverschreibungen und andere festverzinslichen Wertpapiere“ in Ver-

bindung mit den „Aktien und anderen nicht festverzinslichen Wertpapieren“ mit 12,8 % (14,6 

%) sind die tragenden Positionen. Aufgrund von Umstrukturierungen im Zusammenhang mit 
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den beiden Spezialfonds kam es zu Veränderungen in den Positionen „Schuldverschreibun-

gen und andere festverzinsliche Wertpapiere“ (280,9 Mio. EUR, Vorjahr: 636,7 Mio. EUR) 

und „Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere“ (490,8 Mio. EUR, Vorjahr: 247,6 

Mio. EUR). 

Auf der Passivseite stellen die Verbindlichkeiten gegenüber Kunden mit 48,5 % (47,5 %) 

sowie die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten mit 37,3 % (37,5 %) weiterhin die 

bedeutendsten Positionen dar. 

 

Die Bewertung der Wertpapiere des Umlaufvermögens erfolgte grundsätzlich zu Anschaf-

fungskosten bzw. zu niedrigeren Kurswerten am Bilanzstichtag, gegebenenfalls wurde auch 

auf diese Werte zugeschrieben. Die Bewertung eines Asset Backed Securities Fonds (ABS-

Fonds) erfolgte anhand eines Vergleichsmodells. 

Durch die erneute Anwendung des gemilderten Niederstwertprinzips für verzinsliche Wert-

papiere des Anlagevermögens sowie die erstmalige Anwendung des gemilderten Nie-

derstwertprinzips für andere nicht festverzinsliche Wertpapiere des Anlagevermögens wur-

den Abschreibungen in Höhe von 56,7 Mio. EUR vermieden. 

Bei der Ermittlung der Bewertungskurse ist die unternehmensindividuelle Festsetzung we-

sentlicher Bewertungsparameter mit Ermessensentscheidungen verbunden, die, trotz sach-

gerechter Ermessensausübung, im Vergleich mit aktiven Märkten zu deutlich höheren 

Schätzunsicherheiten führen. 

 

Mit den gebildeten Wertberichtigungen und Rückstellungen ist den Risiken im Kreditgeschäft 

und den sonstigen Verpflichtungen ausreichend Rechnung getragen worden. 

 

Die Bewertung der übrigen Vermögensgegenstände erfolgte ebenfalls nach den geltenden 

Vorschriften. 

 

Die Vermögenslage der Sparkasse ist noch geordnet. 

 

Finanzlage 

Die Zahlungsfähigkeit der Sparkasse war im Geschäftsjahr 2008 aufgrund einer planvollen 

und ausgewogenen Liquiditätsvorsorge jederzeit gegeben. 

 

Der Sparkasse stehen Kreditlinien bei der HSH Nordbank AG zur Verfügung, zur Erfüllung 

der Mindestreservevorschriften wurden entsprechende Guthaben bei der zuständigen Zent-

ralbank unterhalten. 
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Die Anforderung, über eine ausreichende Liquidität gemäß Liquiditätsverordnung zu verfü-

gen, wurde während des gesamten Jahres erfüllt. 

Die Sparkasse Südholstein refinanziert sich aus dem Kundengeschäft. Darüber hinaus be-

nötigte Mittel werden am Kapitalmarkt beschafft. Die Sparkasse hat ihr Liquiditätsmanage-

ment im Rahmen der MaRisk-Umsetzung weiter verbessert und betreibt systematischen 

Liquiditätsaufbau mit dem Ziel, eine gleichmäßige Verteilung der Fälligkeiten für die Zukunft 

zu sichern. Die Auswirkungen der gestiegenen Refinanzierungskosten sind angemessen für 

die Jahre 2009ff berücksichtigt.  
 

Ertragslage 

Das Ergebnis der Gewinn- und Verlustrechnung der Sparkasse in Höhe von 1,0 Mio. EUR 

hat sich gegenüber dem Vorjahr deutlich verschlechtert und ist auch unter Berücksichtigung 

der schwierigen Situation aufgrund der Finanzmarktkrise als unzureichend anzusehen.  

Positive Sonderfaktoren aus dem Vorjahr im außerordentlichen Ergebnis, und die damit ver-

bundene Zuführung zum Fonds für allgemeine Bankrisiken, konnten nicht wieder genutzt 

werden. 

Im Jahre 2008 haben wir zur Realisierung von schwebenden Gewinnen Swaps aufgelöst. 

Um den Jahresüberschuss abzubilden war insbesondere die Auflösung von Vorsorgereser-

ven in erheblichem Umfang erforderlich.  
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Die Erfolgskomponenten aus der Gewinn- und Verlustrechnung entwickelten sich im Ver-

gleich zum Geschäftsjahr 2007 wie folgt: 

  2008 2007         Veränderung 
  Mio. EUR Mio. EUR Mio. EUR in % 
          

Zinsüberschuss                    
Pos. 1;2;3 100,23 108,82 -8,59 -7,89% 

Provisionsüberschuss        
Pos. 5;6 34,88 35,15 -0,27 -0,77% 

Nettoergebnis aus Finanzge-
schäften                           
Pos. 7 0,63 0,39 0,24 61,54% 

Sonstige betriebliche Erträge      
Pos. 8 7,39 11,17 -3,78 -33,84% 
Summe der Erträge 143,13 155,53 -12,40 -7,97% 

Personalaufwand                   
Pos. 10a 59,33 60,73 -1,40 -2,31% 

andere Verwaltungsaufwen-
dungen                              
Pos. 10b 50,18 47,82 2,36 4,94% 

Abschreibungen und Wertbe-
richtigungen auf immaterielle 
Anlagewerte und Sachanla-
gen und sonstige betriebliche 
Aufwendungen                Pos. 
11;12 7,41 12,75 -5,34 -41,88% 

Ergebnis vor Bewertung und 
Risikovorsorge 26,21 34,23 -8,02 -23,43% 

Aufwand aus Bewertung und 
Risikovorsorge                 
Pos. 13;14;15;16 26,46 29,27 -2,81 -9,60% 

Zuführung zum Fonds für 
allgemeine Bankrisiken        
Pos. 17 0,00 12,00 -12,00 ----- 
Ergebnis vor Steuern -0,25 -7,04 6,79 ----- 

Außerordentliches Ergebnis 
Pos. 23 0,00 15,60 -15,60 ----- 

Steuern/ Steueraufwand                                   
Pos. 24;25 1,25 -2,56 3,81 ----- 
Jahresüberschuss 1,00 6,00 -5,00 ----- 
 

Zu den einzelnen wesentlichen Ergebnispositionen: 

Der Zinsüberschuss - einschließlich laufender Erträge (gem. GuV, Pos. 3) – verringerte sich 

im Vergleich zu 2007 um 8,6 Mio. EUR auf 100,2 Mio. EUR. Geplante Ausschüttungen aus 

den beiden Spezialfonds konnten nicht erwirtschaftet werden. Einer Erhöhung der ordentli-

chen Beteiligungserträge stehen ein fast vollständiger Rückgang der außerordentlichen Be-

teiligungserträge gegenüber, die in Summe zu einer Verringerung der Erträge führten. Posi-

tiv wirkten sich aperiodische Zinserträge aus der Auflösung von Swap-Geschäften aus.  
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Trotz der seit Jahren rückläufigen Zinsmargen im Kundengeschäft stellt der Zinsertrag auch 

weiterhin die bedeutendste Ertragsquelle der Sparkasse dar. Ursächlich für diese Entwick-

lung ist vor allem die unverändert hohe und weiter steigende Wettbewerbsintensität in der 

Kreditwirtschaft. Gleichzeitig waren die Möglichkeiten zur Generierung von Fristentransfor-

mationserträgen unter anderem durch die flache bzw. zeitweise inverse  Zinsstrukturkurve 

begrenzt.  

 

Unter den gegebenen Rahmenbedingungen verringerte sich die nach betriebswirtschaftli-

chen Grundsätzen ermittelte Zinsspanne von 1,65 % im Vorjahr auf 1,35 %. 

 

Der Provisionsüberschuss erreichte 34,9 Mio. EUR und befand sich damit nur geringfügig 

unter dem Vorjahresergebnis in Höhe von 35,2 Mio. EUR. Insbesondere im Versicherungs-

geschäft und Giroverkehr konnte eine sehr erfreuliche Entwicklung festgestellt werden, wäh-

rend im Wertpapierdienstleistungsgeschäft die Erträge stark rückläufig waren. 

 

Bedingt durch den Verkauf der Grundstücke und Gebäude in 2007 konnten im Bereich der 

sonstigen betrieblichen Erträge keine ordentlichen Grundstückserträge in 2008 generiert 

werden. 

 

Im Bereich der allgemeinen Verwaltungsaufwendungen konnte in diesem Geschäftsjahr trotz 

Tarifsteigerungen ein Rückgang der Personalkosten um 1,4 Mio. EUR verzeichnet werden. 

Diese Entwicklung ist auf die Umsetzung des Turnaround-Projektes zurückzuführen. 

In den anderen Verwaltungsaufwendungen ist hingegen eine Steigerung in Höhe von 

2,4 Mio. EUR zu verzeichnen. Diese Erhöhung resultiert fast ausschließlich aus den ange-

stiegenen Aufwendungen für Miete für Geschäftsräume, Instandhaltung für gemietete Ob-

jekte sowie Aufwendungen für Dienstleistungen Dritter. 

 

Während aufgrund der Verkäufe von Grundstücken und Gebäuden in 2007 die Grund-

stücksaufwendungen 2008 drastisch reduziert wurden, stiegen die Aufwendungen für Miete 

und Instandhaltung der gemieteten Objekte stark an.  

In der Summe der oben genannten Faktoren erhöhten sich die allgemeinen Verwaltungs-

aufwendungen um 0,9 % auf 109,5 Mio. EUR (Vorjahr 108,6 Mio. EUR). 

 

Aufgrund des Verkaufs der Grundstücke und Gebäude in 2007 ist der Abschreibungsbedarf 

auf Grundstücke und Gebäude in 2008 fast vollständig zurückgegangen. 
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Insgesamt sanken die Erträge der Sparkasse um 8,0 % auf 143,1 Mio. EUR. Der Gesamt-

aufwand reduzierte sich um 3,6 % auf 116,9 Mio. EUR. 

 

Die im Berichtsjahr angefallenen Aufwendungen zur Risikovorsorge betrugen insgesamt 

26,5 Mio. EUR. Davon entfallen auf den Kreditbereich 36,1 Mio. EUR, auf den Wertpapier-

bereich 35,9 Mio. EUR, auf den Bereich der Beteiligungen 12,6 Mio. EUR. Die Vorsorgere-

serven nach § 340f HGB mussten in Höhe von 58,1 Mio. EUR in Anspruch genommen wer-

den. 

 

Unter Einbezug der Risikovorsorgeaufwendungen einerseits und Steuererträge aus der 

steuerlichen Betriebsprüfung der Stadtsparkasse Neumünster für die Jahre 2001 bis 2004 

und Folgewirkungen in 2005 andererseits, ergibt sich so ein Jahresüberschuss von 1,0 Mio. 

EUR. 

 

 

Risikobericht 

 

Das Risikomanagement   

Ein aktives und kompetentes Risikomanagement stellt die Grundlage für die bewusste Über-

nahme, aktive Steuerung und gezielte Transformation von Risiken als Kernfunktionen von 

Kreditinstituten dar. Die bewusste Übernahme von Risiken erfolgt generell nach geschäfts-

politischen und betriebswirtschaftlichen Vorgaben unter Berücksichtigung der Risikotragfä-

higkeit unseres Hauses. 

 

Das Risikomanagement ist Bestandteil der ordnungsgemäßen Geschäftsorganisation der 

Sparkasse. Es gewährleistet einen angemessen Umgang mit allen für die Sparkasse beste-

henden Risiken.  

 

Die Sparkasse bewertet im Rahmen einer ganzheitlichen Risikoinventur die unterschiedliche 

Relevanz der jeweiligen Risikoarten für die Sparkasse. Für wesentliche Risiken gelten be-

sondere Anforderungen an das Risikomanagement. 

Als wesentliche Risiken hat die Sparkasse das Adressen-, das Liquiditäts-, und das Markt-

preisrisiko inkl. des Zinsänderungsrisikos bewertet. Operationelle Risiken sind als Ergebnis 

der Bewertung als nicht wesentlich zu betrachten.  

 

Zur Messung, Analyse, Steuerung, und Überwachung der Risiken haben wir sukzessive Ri-

sikomanagement- und -controllingsysteme implementiert und entwickeln diese permanent 
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weiter. Ziel dieses Risikomanagementprozesses ist zum einen die Sicherstellung der Risiko-

tragfähigkeit, zum anderen die Optimierung des erzielten Ertrages im Verhältnis zum einge-

gangenen Risiko.  

Durch die Geschäftsleitung wurden in der Risikokapitalallokation entsprechend der Risiko-

tragfähigkeit den einzelnen Risikofeldern Limite zugeordnet, denen entsprechende Berech-

nungsparameter zur Risikomessung zu Grunde liegen. Die Betrachtung erfolgt schwer-

punktmäßig GuV-orientiert ergänzt durch die barwertige Sichtweise. Die Kontrolle dieser 

Vorgaben erfolgt durch ein entsprechendes Risikocontrolling innerhalb des Überwachungs-

bereiches unter Beachtung der gesetzlichen und aufsichtsrechtlichen Anforderungen. 

 

Zur Darstellung der Risikomanagementprozesse nutzt die Sparkasse ein Risikohandbuch, 

welches in 2004 eingeführt wurde und regelmäßig, mindestens aber einmal jährlich, aktuali-

siert wird. Dieses Risikohandbuch ist im Rahmen der Umsetzung der Mindestanforderungen 

an das Risikomanagement (MaRisk) in 2007 grundlegend überarbeitet worden.  

Die Darstellung der Risikomanagementprozesse erfolgt in Form von Arbeitsanweisungen. 

 

Adressenrisiken 

Zur Steuerung der Adressenrisiken stellt die Adressenrisikostrategie ein zentrales Steue-

rungsinstrument der Kreditpolitik der Sparkasse Südholstein dar. Sie wird bei allen Be-

schlüssen / Entscheidungen im Kreditgeschäft beachtet. Die Adressenrisikostrategie wurde 

im Rahmen der planmäßigen Umsetzung der MaRisk durch das Projekt Basel II Ende 2007 

vom Vorstand festgelegt sowie dem Verwaltungsrat zur Kenntnis gegeben und mit diesem 

erörtert. Eine geringfügige Anpassung der Adressenrisikostrategie erfolgte zum 01.03.2008.  

 

Als ein wesentlicher Baustein zur Erfüllung der Adressenrisikostrategie werden Kreditrisiken 

durch die sorgfältige Auswahl unserer Vertragspartner nach den Regeln der Kreditwürdig-

keitsprüfung begrenzt. Des Weiteren erfolgt die Steuerung der für die Sparkasse bedeutsa-

men Engagements über Einzelengagementstrategien als Ergänzung zur Adressenrisikostra-

tegie.  

 

Basis für jede Einzelkreditentscheidung ist ein mehrstufiges Kompetenzsystem, das im Fir-

menkundengeschäft unter Nutzung der Ratingnoten zur Anwendung kommt. Die in der Ad-

ressenrisikostrategie verankerte Trennung von Markt und Marktfolge findet auch im Kompe-

tenzsystem ihre Anwendung. 

 

Die Adressenrisikostrategie steht allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der aktuellen 

Version zur Verfügung. 
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Unverändert haben wir entsprechend unserer strengen Bewertungsmaßstäbe für alle er-

kennbaren akuten und latenten Risiken im Kundenkreditgeschäft durch Wertberichtigungen 

und Rückstellungen angemessen Vorsorge getroffen. Es erfolgt eine laufende EWB-

Ermittlung zur Risikoabschirmung, deren Ergebnisse in der Risikotragfähigkeitsberechnung 

berücksichtigt werden.  

 

Als antizipatives Instrument zur Kreditrisikosteuerung im Firmenkundengeschäft setzen wir 

die von der Sparkassen Rating- und Risikosysteme zur Verfügung gestellten zentralen Ra-

tingverfahren als Risikoklassifizierungsverfahren im Kreditgeschäft ein.  

 

Auf Basis des Adressenrisiko-Reports erfolgt in vierteljährlichen Sitzungen die notwendige 

Überwachung der Kreditrisiken als Bestandteil der Gesamtbanksteuerung. Neben einer Ana-

lyse des Gesamtportfolios nach verschiedenen Strukturmerkmalen, z.B. nach Kundengrup-

pen und Größenklassen, wird darin die aktuelle Risikolage dargestellt, über bestimmte be-

merkenswerte Kreditengagements berichtet sowie ggf. Maßnahmen zur Risikobegrenzung 

angestoßen. Der vierteljährliche Adressenrisiko-Report wird dem Verwaltungsrat zur Kennt-

nis gegeben.  

 

Über die Reportingsysteme hinaus wird durch die vom DSGV bereitgestellte Anwendung 

„Credit-Portfolio-View“ (CPV) das notwendige Instrumentarium zur Kreditportfoliosteuerung 

im Rahmen einer „ex post“ Betrachtung und zur Simulation von Portfoliomaßnahmen bereit-

gestellt. Die wesentlichen Informationen zum Value at Risk und zu den erwarteten Verlusten 

werden im Rahmen des regelmäßigen Reportings Adressenrisiko berichtet. Durch den Ein-

satz von CPV haben wir die Basis für das Kreditportfoliomanagement gelegt, welches wir 

zukünftig sukzessive weiter ausbauen wollen.  

  

Mit Blick auf die derzeitigen konjunkturellen Entwicklungen erfolgt im Rahmen der Risiko-

früherkennung eine separate Betrachtung größerer Engagements in den von den konjunktu-

rellen Ausläufern besonders stark betroffenen Branchen.  

 

Im Rahmen der Beteiligungsstrategie wird der Umgang mit Beteiligungsrisiken dargestellt. 

Die wesentlichen Beteiligungen stellen Verbund- oder Pflichtbeteiligungen im Rahmen der S-

Finanzgruppe dar. Über Beteiligungen mit Gewinnerzielungsabsicht wird vierteljährlich im 

Rahmen des Adressenrisiko-Reports berichtet. 

 
Für akute Beteiligungsrisiken haben wir eine angemessene Risikovorsorge getroffen. 
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Kontrahentenrisiken  

Die Abwicklung der Handelsgeschäfte erfolgt grundsätzlich Zahlung gegen Lieferung bzw. 

Lieferung gegen Zahlung. Davon ausgenommen sind ausgewählte Adressen, insbesondere 

unser Zentralinstitut die HSH Nordbank. 

 

Marktpreisrisiken  

Marktpreisrisiken werden mit dem Ziel gesteuert, Ertragschancen wahrzunehmen bei neutra-

ler Risikoneigung. Im Bereich der Eigenanlagen findet eine tägliche Überprüfung der Markt-

preisrisiken auf Basis eines Value-at-Risk-Ansatzes im Rahmen des Tagesreportes statt. 

Die Verteilung des Tagesreportes erfolgt an den Vorstand, die Gesamtbanksteuerung und 

den Bereich Treasury/ Anlagepolitik vor Geschäftsbeginn des folgenden Tages. Das ver-

wendete Konfidenzniveau beträgt 95 %, die Haltedauer 1 Tag. Wir nutzen dafür DV-

gestützte Systeme, um diese Risiken zu identifizieren, zu bewerten, zu begrenzen und zu 

überwachen. Auf der Grundlage von Risikotragfähigkeitsberechnungen sind Verlustober-

grenzen und Limite für den Wertpapierbereich definiert, an denen wir unter anderem unsere 

geschäftspolitischen Maßnahmen ausrichten. 

 

Im Rahmen dieses Überwachungssystems wurden im Jahresverlauf entsprechende Maß-

nahmen ergriffen, um der Kursentwicklung an den Wertpapierbörsen im Rahmen der Fi-

nanzmarktkrise  Rechnung zu tragen. 

 

Vierteljährlich werden Worst-Case Szenarien erstellt, um sicherzustellen, dass die vorhan-

denen Limite auch bei Eintritt von extremen Marktentwicklungen ausreichend sind. 

 

Halbjährlich überprüft die Sparkasse die verwendeten Risikoparameter (= Backtesting). Die 

Ergebnisse werden in den Risikoparametern berücksichtigt. 

 

Devisentermingeschäfte, Devisenoptionsgeschäfte und Zinscaps werden nur im Kundenge-

schäft als geschlossene Positionen abgewickelt. 

 

Im Rahmen der Finanzmarktkrise wurden Risiken aus der für 2008 beschlossenen Asset 

Allokation durch Abbau bestimmter risikobehafteter Assets reduziert. 

Anleihen mit einer Laufzeit über 2010 hinaus wurden in den Anlagebestand umgewidmet, da 

das Halten bis zur Fälligkeit vorgesehen ist. Dies sind Papiere, die nicht zur Liquiditätssteue-

rung dienen. Hierbei handelt es sich ausschließlich um Emittenten mit einem Rating im In-

vestmentgrade-Bereich. Die Papiere sind nicht ausfallgefährdet. Die Bewertung dieser Pa-
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piere erfolgt im Jahresabschluss zum gemilderten Niederstwertprinzip. Die gleiche Vorge-

hensweise haben wir bei unseren Spezialfonds gewählt, die als strategische Anlage auf eine 

dauerhafte Halteabsicht ausgelegt sind. 

 

 

 

Zinsänderungsrisiken  

Im Rahmen unserer Aktiv-Passiv-Steuerung verfügt die Sparkasse über ein Instrumentari-

um, das geeignet ist, die Zinsänderungsrisiken und -chancen im Zeitablauf offen zu legen. 

 

Die Parameter für die Steuerung des Zinsänderungsrisikos legt der Vorstand einmal jährlich 

fest. In Verbindung mit der barwertigen Betrachtung steuern wir das Zinsänderungsrisiko 

benchmarkorientiert. Ziel ist, ein ausgewogenes Verhältnis zwischen Ertrag und Risiko zu 

gewährleisten. Die aktuelle Benchmark, welche sich am gleitenden 10 Jahresdurchschnitt 

orientiert, wird aus dem in der Risikotragfähigkeit festgelegten maximalen Value-at-Risk ab-

geleitet. Die Zahlungsströme der Festzinsgeschäfte werden auf Basis der Kontraktdaten 

generiert. Die Cashflows der variabel verzinslichen Produkte werden aufgrund von Fiktionen 

gebildet. Diese basieren auf der Methode der gleitenden Durchschnitte. Der Risikomessung 

liegt ebenfalls ein Value-at-Risk-Ansatz zugrunde (Konfidenzniveau 95 %, Haltedauer 63 

Handelstage, Historische Vollsimulation). 

Als Stressszenario wurde in 2008 die Auswirkung des standardisierten Zinsschocks auf den 

Barwert simuliert. Seit März 2007 wird dieser Zinsschock gem. BaFin-Rundschreiben mit 

+130 BP Overnight simuliert. 

Das Zinsänderungsrisiko wird auf Basis eines Limitsystems durch den Bilanzstrukturmana-

gement-Ausschuss gesteuert. Grundlage ist ein monatliches Reporting, dessen Empfänger 

der Gesamtvorstand sowie die Mitglieder des BSM-Ausschusses sind (BSM = Bilanzstruk-

turmanagement). Dieser setzt sich aus Mitarbeitern des Controllings und Bereiches Treasury 

und Anlagepolitik zusammen. 

Die Instrumente zur Steuerung können bilanzieller Art oder auch Finanzderivate in Form von 

Swapgeschäften sein. Das Basisvolumen der betreffenden Finanzderivate beträgt per Stich-

tag 31.12.2008 1.130 Mio. EUR. 

 

Operationelle Risiken  

Operationelle Risiken ergeben sich aus der Gefahr von Verlusten, die in Folge der Unange-

messenheit oder des Versagens von internen Prozessen, von Menschen, von Systemen 

oder von externen Ereignissen eintreten können. 
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Grundlage für einen angemessenen Umgang mit dem operationellen Risiko ist der beste-

hende Risikomanagementprozess, der die Erkennung, Bewertung, Messung und Steuerung 

von operationellen Risiken sicherstellt.  

Aufgrund der noch eingeschränkten Historien für Schadenfälle, die sich aus operationellen 

Risiken ergeben, bildet die strukturierte Datensammlung und -analyse einen Schwerpunkt 

bei der Steuerung des operationellen Risikos. 

 

Hierfür hat die Sparkasse im Jahre 2005 eine Schadenfalldatenbank eingeführt, in der im 

Rahmen operationeller Risiken entstandene Schadenfälle des gesamten Unternehmensbe-

reichs erfasst werden. Neben der ex post Betrachtung der Risiken werden auch die Risiko-

früherkennungsinstrumente fortlaufend weiterentwickelt. So wird im Rahmen der Gesamtri-

sikoinventur das Instrument „Risikoinventur“ eingesetzt, welches der DSGV speziell für ope-

rationelle Risiken entwickelt hat. 

 

Im Bereich IT-Sicherheit ist seit 2006 ein IT-Sicherheitsmanagementkonzept umgesetzt und 

ein IT-Sicherheitsmanager sowie ein Sicherheitsmanagementteam installiert worden. Als 

Notfallhandbücher sind neben dem IT-Recovery-Handbuch das Business-Recovery- sowie 

das Krisenmanagementhandbuch in der Sparkasse etabliert worden. 

 

Liquiditätsrisiken  

Unter dem Liquiditätsrisiko wird die Gefahr verstanden, dass das Kreditinstitut seinen Zah-

lungsverpflichtungen nicht mehr uneingeschränkt nachkommen kann. Liquiditätsrisiken er-

geben sich aufgrund mangelnder Synchronitäten zwischen Mittelzuflüssen und Mittelabflüs-

sen, die vor allem durch die Fristentransformation sowie durch Unsicherheiten bei den er-

warteten Zahlungsströmen begründet sind.  

 

In der operativen Steuerung erfolgt die tägliche Disposition der Liquidität und somit die Si-

cherstellung der jederzeitigen Zahlungsfähigkeit über den Geldmarkt. Darüber hinaus wird 

die Liquidität anhand der Kennziffern der Verordnung über die Liquidität der Institute (LiqV) 

gesteuert. 

 

Die strategische Liquidität wird testweise mit Hilfe eines EDV-Tools gesteuert und im Rah-

men des BSM-Ausschusses überwacht. Das Reporting erfolgt vierteljährlich und enthält ein 

Realszenario und ein Risikoszenario sowie die Möglichkeit, mittels Maßnahmenplanung die 

Einhaltung der Limite zu gewährleisten. Die notwendigen Parameter und Limite werden vom 

Vorstand festgelegt und mindestens einmal jährlich überprüft. Die Steuerung der strategi-

schen Liquidität erfolgt in Abhängigkeit der jeweiligen Laufzeit der Instrumente.  
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Für Laufzeiten mit maximal einem Jahr erfolgt die selbständige Steuerung durch den BSM-

Ausschuss, Transaktionen mit längeren Laufzeiten werden dem Vorstand zum Beschluss 

vorgelegt.  

 

Des Weiteren sind sowohl Limite für einen Liquiditätsnotfall als auch ein dann eintretender 

Notfallplan mit den dann durchzuführenden Maßnahmen vorhanden. 

 

Die in 2007 von den USA ausgegangene Finanzmarktkrise verschärfte sich in 2008 weiter 

und führte an den globalen Finanzmärkten zu unvorhersehbaren Auswirkungen. Es kam 

sowohl in den USA als auch in Europa zu Zusammenbrüchen von bedeutenden Finanzinsti-

tuten und gipfelte in dem beinahen Staatsbankrott Islands. Dies führte zu deutlichen Verwer-

fungen an den Geld- und Kapitalmärkten. Eine leichte Beruhigung erfolgte erst durch diverse 

Stützungsmaßnahmen seitens der jeweiligen Staaten. So wurden u.a. Banken verstaatlicht 

und umfangreiche „Rettungspakete“ geschnürt sowie durch massive Zinssenkungen Liquidi-

tät in die Märkte gespült.  

 

Aufgrund dieser Entwicklungen erfolgte aus Vorsichtsgründen eine Neubewertung des Li-

quiditätsrisikos als wesentliches Risiko. 

 

Wegen beobachteter Schwankungen der Liquiditätskennziffer der Liquiditätsverordnung 

(LiqV) wurde der Wert der internen Warnschwelle von 1,15 auf 1,30 angehoben und liegt 

somit über dem aufsichtsrechtlichen Wert. 

 

Zum 31.12.2008 beträgt die Kennziffer 1,37. Durch die Maßnahmen des Depot-A konnte ein 

Liquiditätszufluss von ca. 220 Mio. EUR generiert werden.  

Die Sparkasse verfügt zum 31.12.2008 über kurzfristige Tages- Termingeldanlagen in Höhe 

von 340 Mio. EUR. 

 

Die Einhaltung der Zahlungsverpflichtungen war in 2008 zu keiner Zeit bedroht und die auf-

sichtsrechtlichen Liquiditätsanforderungen wurden stets erfüllt. 

 

Im kommenden Geschäftsjahr entsteht bei konstanter Bilanzstruktur ein Refinanzierungsbe-

darf von ca. 240 Mio. EUR.  
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Aufgrund der Zugehörigkeit zur Sparkassenfinanzgruppe sowie den in 2008 durchgeführten 

langfristigen Refinanzierungen i.H.v 190 Mio. EUR, erwarten wir auch für 2009 eine problem-

lose Einhaltung der aufsichtsrechtlichen Anforderungen hinsichtlich des Liquiditätsrisikos.  

 

Risikovorsorge  
Das Gesamtbankrisiko, das sich im Wesentlichen aus der Zusammenführung der oben auf-

geführten Risiken ergibt, ist durch das vorhandene Risikodeckungspotential (einschließlich 

Hafteinlagen) abgeschirmt.  

 

 

 

Zusammenfassung der Risikolage  

Die Marktpreisrisiken standen in 2008 besonders im Fokus und haben auch Auswirkungen 

auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Sparkasse. Die Bewertung eines Großteils 

unserer Wertpapiere erfolgt im Jahresabschluss zum gemilderten Niederstwertprinzip. Im 

Wertpapier-Portfolio und im zur Steuerung des Zinsänderungsrisikos eingesetzten Swap-

buch sind erhebliche stille Lasten vorhanden. Im Rahmen der Finanzmarktkrise sind auch 

die Auswirkungen auf unsere Beteiligungen, insbesondere der SVB, deutlich negativer aus-

gefallen als erwartet, so dass neben den Marktpreisrisiken besonders das Beteiligungsrisiko 

die Vorsorgereserven und damit auch die Risikotragfähigkeit belastet. 

Auswirkungen der Finanzmarktkrise schlagen leicht auch auf das Bewertungsergebnis Kre-

dit durch, wo neue Erkenntnisse Nachbuchungen in 2009 erforderlich gemacht haben.  

 

Insgesamt ist das Risikomanagement der Sparkasse angemessen aufgestellt. Erfahrungen, 

die sich aus der Finanzkrise ergeben, werden genutzt, um das Risikomanagement perma-

nent weiterzuentwickeln. 

 

Steuerungsgrößen 

Die im Rahmen der mittelfristigen Institutsplanung festgelegten Zielwerte für den absoluten 

Gewinn werden verfolgt, um die an die Sparkasse herangetragenen Bedürfnisse erfüllen zu 

können.  

 

Wir orientieren uns zudem bei der CIR an dem Wert, der für die Monitoringstufe im Rahmen 

des Haftungsverbundes der Sparkassenorganisation „grün“ erforderlich ist. Dieser Wert be-

trägt aktuell 70 %.  
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Auch die Sparkasse Südholstein konnte sich den Folgen der Finanzmarktkrise nicht entzie-

hen. Insbesondere deren Auswirkungen auf das Bewertungs- und Zinsergebnis im Eigenge-

schäft sowie resultierende Verluste bzw. ausbleibende Erträge aus Beteiligungen ließen das 

Gewinnziel bei einem Gewinn in Höhe von 1 Mio. EUR nicht erreichen.  

 

Die Cost-Income-Ratio, die das Verhältnis der Aufwendungen zu den Erträgen aus der ge-

wöhnlichen Geschäftstätigkeit beschreibt, ist im wesentlichen aufgrund des gesunkenen 

Zinsüberschusses auf 88,4 % angestiegen.  

 

Das Bewertungsergebnis 2008 lag bei 0,93 % der Durchschnittsbilanzsumme.  

 

Der Solvabilitätskoeffizient lag per 31.12.2008 bei 10,21%. Unter Berücksichtigung des 

Verbrauchs von Vorsorgereserven im Jahresabschluss 2008 ergibt sich per 27.03.2009 eine 

Gesamtkennziffer von 9,19%, die sich nunmehr unterhalb der angestrebten Mindestgröße 

von 9,5% bewegt. In der Zukunft sind höhere aufsichtsrechtliche Anforderungen an die 

Kernkapitalquote zu erwarten, die durch gezielte Maßnahmen erfüllt werden sollen. 

 

Unterjährig wird ein besonderes Augenmerk auf die Komponenten des Betriebsergebnisses 

vor Bewertung gelegt. Dabei spielen die Betrachtung der Entwicklung des Zinsüberschus-

ses, der Provisionserträge und des ordentlichen Aufwandes eine große Rolle. Es ist unser 

Ziel die Erträge unter Beachtung der Risikotragfähigkeit und der daraus abgeleiteten Risiko-

limite zu steigern.  

Das ist in 2008 bedingt durch die Finanzmarktkrise bei den Eigenanlagen nicht gelungen. 

Daher hat unterjährig im engen Austausch mit dem Verband auch eine intensive Auseinan-

dersetzung mit den Eigenanlagen und Ableitung von Maßnahmen stattgefunden. 

 

Darstellung der voraussichtlichen Entwicklung mit ihren Chancen 

und Risiken (Prognosebericht) 

 

In der Sondersituation der Finanzkrise lassen sich aus anderen, normaleren Zyklen bekann-

te Regeln und Zusammenhänge nicht einfach übertragen. Die Unsicherheit über die weitere 

Entwicklung der Gesamtwirtschaft ist demnach besonders groß. Dennoch dürfte sicher sein, 

dass sich die in 2008 begonnene Rezession fortsetzt und verstärkt. So ist von einem deut-

lich sinkenden BIP auszugehen. Die gegen Jahresende 2008 zu verzeichnenden Rückgänge 

bei Auftragseingängen und beim Export werden auch die Wirtschaftentwicklung in 2009 be-

einflussen.  
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Der private Konsum ist der wichtigste Stabilisierungsfaktor für die Entwicklung in 2009. Er 

wirkt insbesondere entlastend, da die Preisentwicklung relativ moderat ist. Vor allem der 

Ölpreis gibt dämpfende Impulse. Unter dem Vorbehalt neuer geopolitischer Erschütterungen 

dürften sich auch die Preise vieler anderer Rohstoffe in der herrschenden Weltrezession 

moderat entwickeln. Der zweite stabilisierende Faktor für den Konsum ist die immer noch 

relativ gute Beschäftigungslage. Der Besserungstrend der letzten drei Jahre wird zwar un-

weigerlich brechen, unter dem Strich wird für den Zyklus hinweg ein positiver Aufwuchs an 

Erwerbstätigkeit verbleiben. Eine weitere Stützung des Verbrauchervertrauens könnte durch 

Entlastungen aus den Konjunkturpaketen des Bundes erreicht werden. Daneben wollen die 

finanzpolitischen Maßnahmen vor allem Investitionen anregen.  

 

Bei diesen Perspektiven mit schwacher Wirtschaft, angeschlagenen Finanzmärkten, einbre-

chenden Exporten und zumindest graduell betroffener Beschäftigung ist es verständlich und 

richtig, dass Finanzpolitik und Geldpolitik sich dem entschlossen entgegenlehnen. Die Geld-

politik hat bei stark rückläufigen Preissteigerungen auch die Bewegungsfreiheit dafür. Beim 

Zins ist der Spielraum allerdings bei den schon stark gesunkenen Sätzen klein geworden. In 

jedem Fall werden die Leitzinsen 2009 hindurch wohl sehr niedrig bleiben. 

 

Einflüsse und Bedeutung für die Sparkasse Südholstein 

In der Vorausschau für die Sparkasse Südholstein gehen wir davon aus, dass  die Finanz-

marktkrise in 2009 weiter einen starken Einfluss haben wird. Mit zeitlichem Verzug wird sich 

die in 2010 erwartete Entspannung auch in der Realwirtschaft niederschlagen. Wir rechnen 

daher nicht mit einem deutlichen Einfluss auf die Nachfrage nach Krediten, allerdings erwar-

ten wir rezessionsbedingte Auswirkungen auf das Bewertungsergebnis Kredit  insbesondere 

in 2009 und 2010. 

 

Als Konsequenz aus den Turbulenzen am Finanzmarkt werden wir unser institutionelles Ge-

schäft zurückführen, also unser Depot A-Volumen zulasten Verbindlichkeiten gegenüber 

anderen Kreditinstituten reduzieren.  

 

Bei den Kundeneinlagen gehen wir von einem leichten Wachstum aus. Dabei soll sich die 

Produkteinführung eines neuen Sparproduktes Ende 2008 positiv auf die Kundeneinlagen 

insbesondere in 2009 auswirken.  

Im Kreditgeschäft erwarten wir 2009ff leichte Rückgänge im Bereich der privaten Woh-

nungsbaufinanzierungen, während das gewerbliche Aktivvolumen in den Jahren 2009 - 2013 

konstant bleibt. Hierbei wollen wir, wie in den vergangenen Jahren auch, ausschließlich im 
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qualitativen Kreditgeschäft mit Kunden guter und mittlerer Bonität wachsen. Im Firmenkun-

dengeschäft werden wir durch regionale Kompetenzzentren unsere Marktpräsenz und Kun-

dennähe steigern. 

 

Risiken sehen wir in dem anhaltenden Margendruck, der die Rentabilität des Kundenge-

schäftes bzw. das Geschäftswachstum negativ beeinflusst. Risiken sehen wir auch in einer 

länger andauernden Kapitalmarkt- und Wirtschaftkrise. Sollte die Finanzkrise nicht wie er-

wartet abebben, drohen weitere und stärkere Auswirkungen auf die Realwirtschaft, die eine 

reduzierte Kreditnachfrage und höheren Bewertungsbedarf erzeugt. Ebenfalls würden das 

Wertpapier-Eigengeschäft und das Kundenwertpapiergeschäft beeinträchtigt. 

 

In unserer Planung sinkt die Durchschnittsbilanzsumme vorbehaltlich weiterer Restrukturie-

rungsmaßnamen in 2009 auf  6.115 Mio. EUR (Vorjahr 6.238 Mio. EUR). Durch die oben 

beschriebenen Maßnahmen sinkt die Bilanzsumme in den Jahren 2010 - 2013 planvoll um 

ca. 343 Mio. EUR. 

 

Die Aussagen zur Ertragslage basieren auf eine nach betriebswirtschaftlichen Gesichtspunk-

ten aufgegliederte Gewinn- und Verlustrechnung. 

 

Wesentlichen Einfluss auf den Zinsüberschuss hat auch unsere Ausschüttungserwartung 

der Spezialfonds. Ausgehend von den deutlichen Kursrückgängen des Jahres 2008 haben 

wir eine Wertaufholung der Spezialfonds bis Ende 2010 geplant. Dies führt dazu, dass wir 

eine Veränderung in den Anlagen des Spezialfonds vorgenommen haben, um hier besonde-

ren Fokus auf sichere Erträge zu legen. Im Ergebnis planen wir in 2009 keine Ausschüttung 

aus den Spezialfonds und in 2010 6,7 Mio. EUR (1,6%). Für das Jahr 2011 erwarten wir 

Ausschüttungen in Höhe von 13,1 Mio. EUR (3,1%),  für die Jahre 2012 und 2013 jeweils 

11,6 Mio. EUR (2,7%).  

 

Die Auswirkungen der Finanzmarktkrise dürften die HSH Nordbank in einem erheblichen 

Umfang belasten, das genaue Ausmaß ist zum heutigen Zeitpunkt noch nicht abschließend 

zu quantifizieren. In Abhängigkeit dieser Geschäftsentwicklung rechnen wir mit einer deutlich 

spürbaren Belastung des Zinsergebnisses der Sparkasse Südholstein. So gehen wir von 

negativen Effekten für 2009  in Höhe von 9,2 Mio. EUR, für 2010 von 8,0 Mio. EUR, für 2011 

von 6,9 Mio. EUR sowie für 2012 und 2013 von jeweils 4,2 Mio. EUR aus, welche sich wei-

testgehend im Zinsüberschuss auswirken. 
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Für das Jahr 2009 besteht, basierend auf unserer Zinsprognose, abhängig von dem Risiko-

deckungspotential, die Möglichkeit, Ergebnisbeiträge aus Fristentransformation zu erzielen. 

Für die Jahre 2010 - 2013 basiert die Planung darauf, dass das Zinsniveau, welches wir En-

de 2009 erwarten, konstant bleibt. 

 

Im Ergebnis der geschilderten Faktoren gehen wir davon aus, dass sich der Zinsüberschuss, 

der in 2009 bei 1,21% der DBS liegen wird bis 2013 auf 1,69% der DBS verbessert. 

 

Die Ziele, die das Projekt Turnaround hauptsächlich bereits im Jahr 2007 definiert hat, um 

die Zukunft der Sparkasse zu sichern, werden weiter verfolgt. Wir werden also auch in den 

nächsten Jahren das Provisionsgeschäft vorantreiben. Gerade im Vorsorgebereich haben 

wir in 2008 gesehen, welche Dynamik wir im Vertrieb entwickeln können und werden in den 

nächsten Jahren darauf aufbauen.  

 

Bezüglich des Provisionsüberschusses unterstellen wir einen Wachstumspfad für die Jah-

re 2009 - 2013. Ausgehend von einem Provisionsertrag in Höhe von 42,5 Mio. EUR in 2008 

erwarten wir durch eine jährliche Steigerung um ca. 3,7 % p. a. einen Provisionsertrag von 

50,9 Mio. EUR für das Jahr 2013.  

Einen besonders großen Beitrag zu diesem Wachstumspfad liefern das Wertpapier- und das 

Vermittlungs-Geschäft. Einen moderaten Rückgang hingegen erwarten wir für den Privatgi-

roverkehr; die restlichen Positionen bleiben – abgesehen von kleineren Effekten – weitest-

gehend konstant. 

Wie keine andere Provisionsart hat das Wertpapiergeschäft unter den Auswirkungen der 

Finanzmarktkrise zu leiden. Gerade für das Jahr 2009 unterstellen wir ein deutlich schwieri-

geres Geschäftsumfeld und konsequenterweise einen Ertragseinbruch. Nach Beendigung 

der Krise in 2009 rechnen wir für 2010 mit einer leichten Erholung und ab 2011 mit deutli-

cher steigenden Erträgen.  

 

Die Personalkosten steigen in 2009 leicht aufgrund des hohen Tarifabschlusses und ge-

hen ab 2011 leicht zurück durch eine geplante Reduktion der Planstellen um jeweils 10 MAK 

p.a.. 

 

Der Sachaufwand übersteigt 2009 und 2010 das Niveau von 2008. Ab 2011 unterschreitet 

der Sachaufwand diesen Wert wieder. 

In den Jahren 2008 - 2010 sind durch die Sparkasse nicht beeinflussbare Effekte der Fi-

nanzkrise auf unsere Beteiligungen im Sparkassenverbund enthalten, aus denen wir eine 

Sonderumlage des Verbandes erwarten. Zusätzliche Kosten entstehen durch die anstehen-
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de Migration unserer EDV-Systeme, nachdem unser IT-Dienstleister mit einem anderen fu-

sioniert ist. Die Zeit vom 01.10.2009 bis zum 30.07.2010 wird maßgeblich von der Vor- und 

Nachbereitung auf die Migration des Hauses auf einen neuen IT-Bebauungsplan beeinflusst 

sein.  

Nach dem erhöhten externen Beratungsbedarf durch den Turnaroundprozess und den 

Nachläufern in 2009 gehen wir ab dem Jahr 2010 von einem deutlich reduzierten Aufwand 

für externe Beratungsleistungen aus. 

Die Auslagerung von Teilen des Kreditservice und des Marktservice auf die NRS / KSC ist 

wesentlicher Kostenbestandteil der Aufwendungen für Dienstleistungen Dritter. Mit der Aus-

lagerung haben wir nachhaltige Produktivitätssteigerungen verbunden, die sich in den Folge-

jahren kostenmindernd auswirken.  

 

Die genannten Umstände und Anstrengungen sollen dazu führen, dass das Betriebsergeb-

nis vor Bewertung in 2011 das Niveau von 2007 wieder erreicht und bis 2013 auf 0,59 Pro-

zent der DBS anwächst. Wir gehen davon aus, dass die konsequente Stärkung der Ver-

triebsausrichtung im Rahmen der Umsetzung des Projektes Turnaround im Jahre 2009 zu 

einer Steigerung des Provisionsüberschusses führt. Daneben ist die Konsolidierung des Ka-

pitalmarktes mit den beschrieben Effekten auf den Zinsüberschuss  von entscheidender Be-

deutung. 

 

Wir erwarten aus der konsequenten Umsetzung unserer Kreditrisikostrategie künftig eine  

weitere kontinuierliche Entlastung bei der erforderlichen Risikovorsorge nach einem An-

stieg in den Jahren 2009/2010 von 0,39/0,42% der DBS in 2009/2010 auf 0,37 % der DBS 

ab 2011ff.  Diese Einschätzung basiert auf der Annahme eines spürbaren negativen Wirt-

schaftswachstums für Deutschland, wobei einige Branchen hiervon stärker betroffen sein 

werden als andere. Als besonders risikobehaftet schätzen wir basierend auf unserer Kun-

denstruktur folgende Hauptwirtschaftszweige ein: Verarbeitendes Gewerbe, Baugewerbe, 

KFZ, Handel und Gastgewerbe, Verkehr und Nachrichten sowie das Grundstücks- und Woh-

nungswesen / Bauträger. Das erhöhte Bewertungsergebnis für 2009 / 2010 basiert auf der 

Annahme, dass eine Migration in diesen Branchen um eine Ratingnote nach unten eintritt. 

Wir gehen davon aus, dass sich die negativen konjunkturellen Entwicklungen insbesondere 

in 2010 auf das Bewertungsergebnis niederschlagen, mit Vor- und Nachausläufern in 2009 

bzw. 2011.  

 

Die grundsätzliche strategische Ausrichtung für einen Großteil des Depot A wurde in 2008 

auf einen Hold-to-Maturity-Ansatz umgestellt. Damit war auch eine Umwidmung größerer 

Bestände aus der Liquiditätsreserve in den Anlagebestand verbunden. Zur Begrenzung un-
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serer Risiken wurde parallel das gesamte Depot A-Volumen reduziert. Diese Entwicklung 

werden wir in den nächsten Jahren mit den Fälligkeiten im Anlagebestand fortsetzen, die wir 

verstärkt zur Rückführung auslaufender Refinanzierungen verwenden werden.  

Wir gehen weiterhin davon aus, dass die augenblicklichen Marktpreise den tatsächlichen 

Wert der zinstragenden Assets nur verzerrt widerspiegeln und die aktuell zu berücksichti-

genden Bewertungsergebnisse lediglich Buchwertverluste darstellen, die sich dauerhaft wie-

der ausgleichen werden. Aufgrund der staatlichen Stützungsmaßnahmen erwarten wir mittel-

fristig keine weiteren Ausfälle.  

Aufgrund der weiterhin unklaren zukünftigen Entwicklung an den Geld- und Kapitalmärkten 

planen wir ein moderates negatives Bewertungsergebnis Wertpapiere für die Folgejahre 

ein. 

 

Ein wichtiges Element für die Wettbewerbsfähigkeit ist weiterhin die hohe Beratungs- und 

Servicequalität. Wir haben bereits Schritte unternommen und werden weiter daran arbeiten, 

um bei unseren Kunden immer stärker als kompetenter Berater in Geldangelegenheiten ins 

Bewusstsein zu rücken. Entscheidend wird es in Zukunft sein, dass es der Sparkasse Süd-

holstein gelingt, ihre Stärke, Größe und Marktpräsenz optimal in Wettbewerbserfolg umzu-

setzen. Durch umfassende Beratung unserer Kunden sowie Nutzung von cross-selling An-

sätzen wollen wir unsere Marktstellung in einem nach wie vor schwierigen Umfeld - zwischen 

Preiskampf und Qualitätsbewusstsein - behaupten.  

 

Insbesondere die Finanzkrise führte dazu, dass der in 2007 eingeschlagene Weg der Neu-

ausrichtung auf eine Vertriebssparkasse noch nicht zu positiven GuV-Auswirkungen geführt 

hat. Der positive Verlauf im Kundengeschäft 2008, den wir auch für die Zukunft sehen, kann 

die Verluste, die mittel- und unmittelbar durch die Krise entstanden sind, nicht wettmachen, 

sodass sich die GuV erst mittelfristig stabilisieren wird. Für die Jahre 2009 und 2010 erwar-

ten wir daher negative Ergebnisse aus operativer Geschäftstätigkeit, ab 2011 werden wir 

wieder Gewinn erwirtschaften.  

 

Eine schnelle Verbesserung der Ertragslage kann nur bei Zuführung von Eigenkapital und 

der damit verbundenen Risikotragfähigkeit erfolgen. 

 

Chancen 

Als Chancen im Sinne dieses Prognoseberichtes werden mögliche positive Abweichungen 

zu den dargestellten Erwartungen verstanden. Neben der bereits im Prognosebericht darge-

stellten künftigen Entwicklung sehen wir vor allem in einer nicht so starken konjunkturellen 

Eintrübung Möglichkeiten, die skizzierte Entwicklung zu übertreffen. So würde eine nicht so 
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starke konjunkturellen Eintrübung insbesondere im Bewertungsergebnis aus dem Kreditge-

schäft positive Effekte haben. Daneben besteht dann auch die Chance, dass die Geld- und 

Kapitalmärkte sich schneller beruhigen, so dass hieraus positive Effekte aus steigender 

Nachfrage nach Wertpapieren für das Provisionsergebnis entstehen könnten.  

 

Risiken 

Als Risiken im Sinne dieses Prognoseberichtes werden mögliche negative Abweichungen 

zur dargestellten erwarteten Entwicklung verstanden. Grundsätzlich bestehen diese immer in 

der Nichterreichung der gesetzten Ziele. Darüber hinaus sehen wir neben den dargestellten 

unternehmerischen und banküblichen Gefahren, die im Risikobericht näher bezeichnet sind, 

vor allem in der konjunkturellen Entwicklung und den aufgrund der Finanzkrise nach wie vor 

unruhigen Geld- und Kapitalmärkten ein Risiko, den prognostizierten Unternehmenserfolg 

nicht zu erreichen. Des weiteren zeigt sich der Wettbewerb in unserem Geschäftsgebiet un-

verändert scharf, so dass dieses Auswirkungen auf Kundenverbindungen und Margen haben 

könnte.  

Bereits leichte negative Änderungen der festgelegten Parameter würden zu deutlichen  Ver-

schlechterungen des geplanten operativen Geschäftsergebnisses führen. 

 

Für das Jahr 2009 bleibt abzuwarten, ob die Auswirkungen der Finanzmarktkrise nunmehr 

seine Ausläufer findet oder auch in 2009 unverändert fortbesteht bzw. sich verschärft. Dies 

könnte auch weitere negative Auswirkungen auf die konjunkturelle Entwicklung auf die Ge-

samtwirtschaft haben und zu signifikanten  Auswirkungen auf die prognostizierte Unterneh-

mensentwicklung führen. Ebenfalls können weitere Risiken aus indirekten Beteiligungen im 

Sparkassenverbund derzeit nichtvollständig ausgeschlossen werden. 

 

Zusammenfassung 

Für die kommenden Jahre erwarten wir – soweit aus heutiger Sicht prognostizierbar – in 

einem Markt, der durch intensiven Wettbewerb in einem umkämpften Geschäftsgebiet ge-

kennzeichnet ist, eine in 2009 nochmals rückläufige und sich dann sukzessive stabilisieren-

de Ertragslage. Nach den Auswirkungen der Finanzmarktkrise in den Eigenanlagen und 

Beteiligungen verfolgen wir für das Jahr 2009  das Ziel, eine notwendige externe Stärkung 

unseres Eigenkapitals vorzunehmen.  

 

 

Schlussbemerkung 

Dieser Lagebericht enthält zukunftsgerichtete Aussagen und Informationen. Solche voraus-

schauenden Aussagen beruhen auf unseren heutigen Erwartungen und bestimmten An-

nahmen. Sie bergen daher eine Reihe von Risiken und Ungewissheiten. 

Eine Vielzahl von Faktoren, von denen zahlreiche außerhalb des Einflussbereiches der 

Sparkasse Südholstein liegen, beeinflusst die Geschäftsaktivitäten, den Erfolg, die Ge-

schäftsstrategie und die Ergebnisse. Diese Faktoren können dazu führen, dass die tatsächli-
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chen Ergebnisse, Erfolge und Leistungen der Sparkasse Südholstein wesentlich abweichen 

von den in zukunftsgerichteten Aussagen enthaltenen Angaben.  

  

 

  

 

 Neumünster, den 28.04.2009 

  Der Vorstand 

 

 

 

 

  gez. Porten  gez. Schmieder  
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Bericht des Verwaltungsrates 

 

Der Verwaltungsrat der Sparkasse Südholstein kam im Geschäftsjahr 2008 zu insgesamt 6 

Sitzungen zusammen. 

  

Im Rahmen dieser Sitzungen hat der Verwaltungsrat seine ihm nach Gesetz und Satzung 

übertragenen Aufgaben wahrgenommen und ließ sich durch den Vorstand ausführlich über 

die Geschäftsführung, die Geschäftsentwicklung und die wirtschaftlichen Verhältnisse der 

Sparkasse informieren.  

 

Der Kreditausschuss der Sparkasse Südholstein entschied im Geschäftsjahr 2008 in 5 Sit-

zungen über Kredit- und Darlehensanträge in seinem Zuständigkeitsbereich.  

 

Der Prüfungsausschuss der Sparkasse Südholstein befasste sich im Geschäftsjahr 2008 in 

einer Sitzung mit der Vorberatung des Ergebnisses über die Jahresabschlussprüfung 2007 

sowie den Ergebnissen weiterer im Geschäftsjahr 2007 durchgeführter Prüfungen. 

 

In Personalangelegenheiten des Vorstandes hat der Verwaltungsrat in seiner Sitzung am 23. 

Juni 2008 die Aufhebung der Dienstverträge mit den Sparkassendirektoren Thorsten Juli 

und Bernd Bundtzen mit Wirkung zum 31. Juli 2008 beschlossen. Gleichzeitig wurde bis auf 

Weiteres ab dem 01. August 2008 eine Aufbauorganisation mit 2 Vorstandsmitgliedern be-

schlossen, wobei sich die Aufbauorganisation grundsätzlich auf 4 Vorstandsmitglieder 

erstrecken soll.  

 

Der Verwaltungsrat hat sich in seiner Sitzung vom 22. September 2008 neu konstituiert.   

 

Am 14./15. November 2008 fand für den neu konstituierten Verwaltungsrat ein Workshop 

statt. Hierbei wurden Themen wie die Asset-Strategie, Aufgaben und Rolle der internen Re-

vision, Personalstrategie, Risikostrategie usw. behandelt.  

 

Der Schwerpunkt der Arbeit des Verwaltungsrates bildeten die Auswirkungen der Finanz-

marktkrise und deren Bedeutung für die Sparkasse Südholstein. Hierzu fasste der Verwal-

tungsrat in seiner Sitzung am 14. November 2008 den Grundsatzbeschluss, dass zur Stär-

kung der Eigenkapitalbasis vorrangig eine Kapitalbeteiligung der HASPA-Finanzholding  

verfolgt werden soll. 
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Die Prüfungsstelle des Sparkassen- und Giroverbandes für Schleswig-Holstein führte im 

Geschäftsjahr 2008 in der Sparkasse Südholstein die gesetzlich vorgeschriebenen Prüfun-

gen des Wertpapierdienstleistungs- und Depotgeschäftes sowie der Einhaltung der Pflichten 

nach dem Geldwäschegesetz durch. Außerdem nahm sie eine Risikolage- und eine Risiko-

managementprüfung vor, die die Prüfung der aufsichtsrechtlichen Anforderungen gemäß 

MaRisk zum Gegenstand hatte. Zudem nahm die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-

aufsicht (BaFin) eine Deckungsprüfung (Prüfung der durch die Sparkasse Südholstein emit-

tierten Hypothekenpfandbriefe) vor. 

Die Prüfungsstelle hat des Weiteren den durch den Vorstand der Sparkasse Südholstein 

aufgestellten Jahresabschluss und den Lagebericht für das Jahr 2008 geprüft und mit einem 

uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehen.  

 

In seiner heutigen Sitzung hat der Verwaltungsrat den Jahresabschluss 2008 festgestellt 

und den Lagebericht gebilligt.  

 
Dank und Anerkennung für die geleistete Arbeit im Geschäftsjahr 2008 spricht der Verwal-

tungsrat dem Vorstand sowie allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus. 

 

 Neumünster, den 25. Mai 2009 

 Die Vorsitzende des Verwaltungsrates 

                                                         gez. Roswitha Strauß 
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3.2.4   Jahresabschluss 2008 

 

 

 

Jahresabschluss 
zum 31. Dezember 2008  
     

     

     

     
     

     
     

     

     

    
   

     

     

     

     

     

     

     
     

der Sparkasse Südholstein  

Land Schleswig-Holstein   
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Aktivseite Jahresbilanz zum  31. Dezember 2008
31.12.2007

EUR EUR EUR TEUR
 1. Barreserve  

a) Kassenbestand 36.275.873,91 40.858
b) Guthaben bei der Deutschen Bundesbank 49.136.648,40 47.302

85.412.522,31 88.160
2. Schuldtitel öffentlicher Stellen und Wechsel, die zur Refinanzierung

bei der Deutschen Bundesbank zugelassen sind
a) Schatzwechsel und unverzinsliche Schatzanweisungen

sowie ähnliche Schuldtitel öffentlicher Stellen -,-- -
b) Wechsel -,-- -

-,-- -
3. Forderungen an Kreditinstitute

a) täglich fällig 78.441.636,19 10.271
b) andere Forderungen 299.560.562,98 173.870

378.002.199,17 184.141
4. Forderungen an Kunden 4.572.649.474,07 4.633.044

darunter: durch Grundpfandrechte
gesichert 1.606.675.532,58 EUR (1.611.140)
Kommunalkredite 124.388.294,63 EUR (173.519)

5. Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere
a) Geldmarktpapiere

aa) von öffentlichen Emittenten -,-- -
      darunter: beleihbar bei der Deutschen
      Bundesbank -,-- EUR (              -)
ab) von anderen Emittenten -,-- -
      darunter: beleihbar bei der Deutschen -,-- -
      Bundesbank -,-- EUR (              -)

b) Anleihen und Schuldverschreibungen
ba) von öffentlichen Emittenten 8.068.399,36 8.062
      darunter: beleihbar bei der Deutschen
      Bundesbank 8.068.399,36 EUR (8.062)
bb) von anderen Emittenten 266.525.060,08 624.853
      darunter: beleihbar bei der Deutschen 274.593.459,44 632.915
      Bundesbank 234.733.890,71 EUR (570.702)

c) eigene Schuldverschreibungen 6.317.129,26 3.766
Nennbetrag 6.292.500,00 EUR (3.768)

280.910.588,70 636.681
6. Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere 490.774.542,64 247.563

7. Beteiligungen 124.108.657,30 124.548
darunter:
an Kreditinstituten 76.693,78 EUR (77)
an Finanzdienst-
leistungsinstituten -,-- EUR (              -)

8. Anteile an verbundenen Unternehmen 1.481.495,28 2.050
darunter:
an Kreditinstituten -,-- EUR (              -)
an Finanzdienst-
leistungsinstituten -,-- EUR (              -)

9. Treuhandvermögen 30.640.004,49 35.230
darunter:
Treuhandkredite 30.640.004,49 EUR (35.230)

10. Ausgleichsforderungen gegen die öffentliche Hand einschließlich
Schuldverschreibungen aus deren Umtausch -,-- -

11. Immaterielle Anlagewerte 496.711,00 438

12. Sachanlagen 17.425.485,28 20.409

13. Sonstige Vermögensgegenstände 36.454.540,57 84.485

14. Rechnungsabgrenzungsposten 3.938.658,77 5.000

Summe der Aktiva 6.022.294.879,58 6.061.749



 119 

Passivseite
31.12.2007

EUR EUR EUR TEUR
 1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten

a) täglich fällig 282.101,21 26.635
b) mit vereinbarter Laufzeit oder Kündigungsfrist 2.244.980.190,65 2.249.037

2.245.262.291,86 2.275.672
2. Verbindlichkeiten gegenüber Kunden

a) Spareinlagen
aa) mit vereinbarter Kündigungsfrist
      von drei Monaten 985.509.610,15 911.530
ab) mit vereinbarter Kündigungsfrist    
      von mehr als drei Monaten 26.956.451,69 51.122

  1.012.466.061,84 962.652
b) andere Verbindlichkeiten

ba) täglich fällig 1.530.863.076,34 1.588.844
bb) mit vereinbarter Laufzeit oder Kündigungsfrist 375.532.601,98 328.212

1.906.395.678,32 1.917.056
2.918.861.740,16 2.879.708

3. Verbriefte Verbindlichkeiten
a) begebene Schuldverschreibungen 301.980.003,39 330.025
b) andere verbriefte Verbindlichkeiten -,-- -

darunter: 301.980.003,39 330.025
Geldmarktpapiere -,-- EUR (               -)
eigene Akzepte und 
Solawechsel im Umlauf -,-- EUR (               -)

4. Treuhandverbindlichkeiten 30.640.004,49 35.230
darunter: Treuhandkredite 30.640.004,49 EUR (35.230)

5. Sonstige Verbindlichkeiten 12.897.887,43 12.357

6. Rechnungsabgrenzungsposten 5.993.458,60 6.963

7. Rückstellungen
a) Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen 14.752.730,00 13.809
b) Steuerrückstellungen 2.113.714,00 2.680
c) andere Rückstellungen 29.455.617,66 30.967

46.322.061,66 47.456
8. Sonderposten mit Rücklageanteil -,-- -

9. Nachrangige Verbindlichkeiten 96.111.380,93 98.951

10. Genussrechtskapital 53.726.051,06 65.887
darunter: vor Ablauf von
zwei Jahren fällig 24.015.632,34 EUR (25.044)

11. Fonds für allgemeine Bankrisiken 18.000.000,00 18.000

12. Eigenkapital
a) gezeichnetes Kapital 60.000.000,00 60.000
b) Kapitalrücklage -,-- -
c) Gewinnrücklagen

ca) Sicherheitsrücklage 231.500.000,00 225.500
cb) andere Rücklagen -,-- -

231.500.000,00 225.500
d) Bilanzgewinn 1.000.000,00 6.000

292.500.000,00 291.500

Summe der Passiva 6.022.294.879,58 6.061.749

1. Eventualverbindlichkeiten
a) Eventualverbindlichkeiten aus weitergegebenen abgerechneten Wechseln -,-- -
b) Verbindlichkeiten aus Bürgschaften und Gewährleistungsverträgen 98.901.998,54 110.846
c) Haftung aus der Bestellung von Sicherheiten für fremde Verbindlichkeiten -,-- -

98.901.998,54 110.846
2. Andere Verpflichtungen  

a) Rücknahmeverpflichtungen aus unechten Pensionsgeschäften -,-- -
b) Platzierungs- und Übernahmeverpflichtungen -,-- -
c) Unwiderrufliche Kreditzusagen 82.532.870,00 89.885

82.532.870,00 89.885
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Gewinn- und Verlustrechnung
für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2008 1.1.-31.12.2007

EUR EUR EUR TEUR
1. Zinserträge aus

a) Kredit- und Geldmarktgeschäften 275.162.528,34 265.246
b) festverzinslichen Wertpapieren

und Schuldbuchforderungen 26.412.449,56 31.512
301.574.977,90 296.758

2. Zinsaufwendungen 213.883.730,85 202.139
87.691.247,05 94.619

3. Laufende Erträge aus
a) Aktien und anderen nicht festverzinslichen Wertpapieren 4.777.718,06 (2.323)
b) Beteiligungen 7.762.362,19 (11.882)
c) Anteilen an verbundenen Unternehmen -,-- (              -)

12.540.080,25 14.205
4. Erträge aus Gewinngemeinschaften, Gewinnabführungs-

oder Teilgewinnabführungsverträgen -,-- -
5. Provisionserträge 37.430.708,96 (38.211)
6. Provisionsaufwendungen 2.550.542,19 (3.055)

34.880.166,77 35.156
7. Nettoertrag oder Nettoaufwand aus Finanzgeschäften 629.699,49 388
8. Sonstige betriebliche Erträge 7.385.922,13 11.172
9. Erträge aus der Auflösung von Sonderposten mit Rücklageanteil -,-- -

143.127.115,69 155.540
10. Allgemeine Verwaltungsaufwendungen

a) Personalaufwand
aa) Löhne und Gehälter 45.419.119,01 (47.397)
ab) Soziale Abgaben und Aufwendungen für

Altersversorgung und für Unterstützung 13.906.122,41 (13.337)
darunter: für Alters- 59.325.241,42 (60.734)
versorgung 5.812.888,38 EUR (4.639)

b) andere Verwaltungsaufwendungen 50.183.989,99 (47.821)
109.509.231,41 108.555

11. Abschreibungen und Wertberichtigungen auf immaterielle 
Anlagewerte und Sachanlagen 4.248.246,30 7.770

12. Sonstige betriebliche Aufwendungen 3.159.922,32 4.978
13. Abschreibungen und Wertberichtigungen auf Forderungen

und bestimmte Wertpapiere sowie Zuführungen zu Rück-
stellungen im Kreditgeschäft 5.896.075,03 (27.362)

14. Erträge aus Zuschreibungen zu Forderungen und bestimmten
Wertpapieren sowie aus der Auflösung von Rückstellungen
im Kreditgeschäft -,-- (              -)

5.896.075,03 27.362
15. Abschreibungen und Wertberichtigungen auf Beteiligungen,

Anteile an verbundenen Unternehmen und wie Anlage-
vermögen behandelte Wertpapiere 20.568.052,66 (1.909)

16. Erträge aus Zuschreibungen zu Beteiligungen, Anteilen an
verbundenen Unternehmen und wie Anlagevermögen
behandelten Wertpapieren -,-- (              -)

20.568.052,66 1.909
17. Zuführung zum Fonds für allgemeine Bankrisiken -,-- 12.000
18. Aufwendungen aus Verlustübernahme -,-- -
19. Einstellungen in Sonderposten mit Rücklageanteil -,-- -
20. Ergebnis der normalen Geschäftstätigkeit - 254.412,03 -  7.034
21. Außerordentliche Erträge -,-- (18.180)
22. Außerordentliche Aufwendungen -,-- (2.584)
23. Außerordentliches Ergebnis -,-- 15.596
24. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag + 1.285.805,41 (2.905)
25. Sonstige Steuern, soweit nicht unter Posten 12 ausgewiesen 31.393,38 + (343)

+ 1.254.412,03 2.562
26. Jahresüberschuss 1.000.000,00 6.000
27. Gewinnvortrag aus dem Vorjahr -,-- -

 1.000.000,00  6.000
28. Entnahmen aus Gewinnrücklagen

a) aus der Sicherheitsrücklage -,-- (              -)
b) aus anderen Rücklagen -,-- (              -)

-,-- -
 1.000.000,00  6.000

29. Einstellungen in Gewinnrücklagen
a) in die Sicherheitsrücklage -,-- (              -)
b) in andere Rücklagen -,-- (              -)

-,-- -
30. Bilanzgewinn 1.000.000,00 6.000
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Anhang

Allgemeine Angaben

Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden

Die Aufstellung des Jahresabschlusses 2008 erfolgte nach den Vorschriften des

Handelsgesetzbuches (HGB) sowie der Verordnung über die Rechnungslegung der Kreditinstitute

(RechKredV).

Der Verbandsvorstand des Sparkassen- und Giroverbandes für Schleswig-Holstein (SGVSH) hat in

seiner Sitzung am 26. März 2009 für die Sparkasse Südholstein den Stützungsfall gemäß § 3 Nr. 3

der Satzung des Sparkassenstützungsfonds des SGVSH festgestellt. Der Verbandsvorsteher wurde

ermächtigt und beauftragt, geeignete Maßnahmen zur Gewährleistung der Fortführung der

Sparkasse Südholstein einzuleiten. Damit ist eine Fortführung sichergestellt.   

Der Jahresabschluss 2008 wurde unter der Annahme der Fortführung der Unternehmenstätigkeit

gemäß § 252 Absatz 1 HGB (going-concern) aufgestellt.

Anteilige Zinsen und ähnliche das Geschäftsjahr betreffende Beträge, die erst nach dem

Bilanzstichtag fällig werden, haben wir unter Ausnutzung des Wahlrechts nach § 11 Satz 3

RechKredV nicht nach Restlaufzeiten aufgegliedert.

Für das Finanzanlagevermögen wurde von der Zusammenfassungsmöglichkeit des § 34 Abs. 3

RechKredV Gebrauch gemacht.

Wechsel im Bestand haben wir zum Zeitwert angesetzt. Sie wurden zu effektiven
Hereinnahmesätzen abgezinst. 

Forderungen an Kunden und Kreditinstitute (einschließlich erworbener Schuldscheinforderungen und
Namensschuldverschreibungen) sind zum Nennwert bilanziert. Bei der Auszahlung von Darlehen
einbehaltene Disagien werden laufzeit- und kapitalanteilig über maximal fünf Jahre bzw. der
vereinbarten Festzinsbindungsdauer aufgelöst.
Für erkennbare Ausfallrisiken haben wir bei Forderungen an Kunden in Höhe des zu erwartenden
Ausfalls Einzelwertberichtigungen vorgenommen. Wertmindernde Ereignisse, die erst nach dem
Abschlussstichtag, aber vor Aufstellung der Bilanz bekannt geworden sind, wurden im
Jahresabschluss berücksichtigt, soweit sie vor dem Bilanzstichtag verursacht wurden. Außerdem
haben wir nach den Erfahrungen der Vergangenheit (Ausfälle der letzten fünf Jahre) dem latenten
Kreditrisiko durch die Bildung von Pauschalwertberichtigungen (PWB) Rechnung getragen. 

Die Wertpapiere des Umlaufvermögens wurden zu den Anschaffungskosten bzw. den niedrigeren
Kursen am Bilanzstichtag angesetzt, gegebenenfalls wurde auf diese Werte zugeschrieben.

Es war erklärtes Ziel aufgrund der Finanzmarktkrise und den Kursverwerfungen bei den
Wertpapieren des Anlagevermögens das gemilderte Niederstwertprinzip anzuwenden.

Mit Beschluss des Vorstandes vom 25. November 2008 wurden 127,5 Mio. EUR (Nennwert)
verzinsliche Wertpapiere (Floater) mit Endfälligkeiten nach dem 01.01.2011 in den Anlagebestand
umgewidmet.

Daneben befinden sich weitere verzinsliche Wertpapiere in Höhe von 140,5 Mio. EUR (Nennwert) im
Anlagebestand.

Die Sparkasse beabsichtigt, die vorgenannten verzinslichen Wertpapiere bis zur Endfälligkeit im
Bestand zu halten. Hinweise auf eine dauernde Wertminderung liegen überwiegend nicht vor, in
Einzelfällen wurden in Höhe angenommener Ausfälle Abschreibungen vorgenommen. 
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Anfang des Jahres 2008 wurde ein Spezialfonds vom Anlagevermögen in das Umlaufvermögen
(Liquiditätsreserve) umgewidmet. Mit Beschluss des Vorstandes vom 25. November 2008 wurde
dieser Spezialfonds mit einem Volumen von 190,0 Mio. EUR (Buchwert) wieder in den
Anlagebestand umgewidmet. Wesentliches Motiv für die Umwidmung in das Anlagevermögen ist die
gewünschte Anwendung des gemilderten Niederstwertprinzips bei der Bewertung dieses Fonds.
Daneben befinden sich ein weiterer Spezialfonds, der im Jahr 2007 nach dem strengen
Niederstwertprinzip bewertet wurde und verschiedene offene Immobilienfonds mit einem
Gesamtvolumen von 283,8 Mio. EUR im Anlagebestand. Die Sparkasse geht davon aus, dass die
per 30.12.2008 bestehenden Wertminderungen, insbesondere bei den Spezialfonds, nur
vorübergehend sind. Die derzeitigen schwebenden Verluste können bis Ende 2011 durch laufende
Erträge, insbesondere Zinseinnahmen und Kursgewinne aus Fälligkeiten von Zinstiteln in den
Spezialfonds, aufgeholt werden. Mögliche Ausschüttungen aus den Spezialfonds werden am
geplanten Wertaufholungspfad ausgerichtet, um dessen Realisierung sicherzustellen.

Die Wertpapierbestände des Anlagevermögens im Posten 5 "Schuldverschreibungen und andere
festverzinsliche Wertpapiere" in Höhe von 246 Mio. EUR und im Posten 6 "Aktien und andere nicht
festverzinsliche Wertpapiere" in Höhe von 445 Mio. EUR wurden im Berichtsjahr nach dem
gemilderten Niederstwertprinzip (§ 253 Abs. 2 S. 3 HGB) bewertet. Durch diese Maßnahme wurden
Abschreibungen in Höhe von 31,9  Mio. EUR im Posten 5 und 24,8 Mio. EUR im Posten 6 vermieden.

Die von den Entwicklungen am Hypothekenmarkt der Vereinigten Staaten von Amerika ausgehende
Finanzmarktkrise hat zu deutlich veränderten Marktbedingungen geführt. Das Handelsvolumen von
Wertpapieren, insbesondere von Banktiteln, ist deutlich zurückgegangen, bzw. völlig zum Erliegen
gekommen. Für die Wertpapiere haben wir untersucht, ob zum Bilanzstichtag ein aktiver Markt
besteht oder der Markt als inaktiv anzusehen ist. Dabei haben wir die Marktverhältnisse in enger
zeitlicher Umgebung zum Bilanzstichtag einbezogen. Einen aktiven Markt haben wir unterstellt, wenn
Marktpreise von einer Börse, einem Händler oder einer Preis-Service-Agentur leicht und regelmäßig
erhältlich sind und auf aktuellen und regelmäßig auftretenden Markttransaktionen beruhen. Da für
unsere Papiere keine regelmäßig auftretenden Markttransaktionen nachweisbar waren, erfolgte die
Bewertung mittels Vergleichskursen. Diese indikativen Kurse haben wir im Controlling anhand
weiterer, noch nicht berücksichtigter Marktteilnehmer, einer Plausibilitätskontrolle unterzogen.
Einzelne Ausreisser wurden nicht berücksichtigt, da sie nicht den Markt gespiegelt haben.
Grundsätzlich wurde dann der niedrigste Kurs angenommen. Bei einer Credit Linked Notes erfolgte
die Modellierung des Bewertungspreises über die Wertermittlung des Kreditbaskets. 

Für Investmentfondsanteile haben wir grundsätzlich als beizulegenden Zeitwert den
investmentrechtlichen Rücknahmepreis angesetzt.

Bei einem Asset Backed Securities-Fonds (ABS-Fonds), der am 22. Januar 2008 wieder bis auf
weiteres geschlossen wurde, legte die Sparkasse den Anteilswert des durch einen vom
Wirtschaftsprüfer testierten Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2008 zugrunde. Das gesamte
Wertpapierportfolio dieses Fonds wurde mit indikativen Brokerpreisen bewertet, da für diese Papiere
kein "aktiver Markt" vorlag. Bei einem weiteren ABS-Fonds, bei dem die Rücknahme ausgesetzt ist,
wurde der letzte von der Fondsgesellschaft veröffentlichte Wertansatz vom 30. September 2008
zugrunde gelegt. Auf diesen Kurs wurde entsprechend der Wertentwicklung eines anderen
vergleichbaren ABS-Fonds unter Berücksichtigung eines weiteren pauschalen Risikoabschlages eine
Bewertung vorgenommen.

Für die Fonds liegen Bestätigungen nach § 36 Investmentgesetz vor. Sofern für im Fonds enthaltene
Wertpapiere der Markt zum Bilanzstichtag als inaktiv anzusehen war, haben wir für die
Spezialfondsanteile einen von der Kapitalanlagegesellschaft auf Basis eines Bewertungsmodells
ermittelten Wert angesetzt. Generell lässt sich zu den internen Bewertungsmodellen der
Kapitalanlagegesellschaft zusammengefasst folgendes sagen: Credit Spreads spielen eine
entscheidende Rolle bei der Bewertung und werden regelmäßig aktualisiert. Die jeweils aktuellen
Ratings implizieren hierbei die Höhe der Spreads und bilden somit die Basis der Bewertungsmodelle.
Die Bewertung der Wertpapiere steht im Einklang mit dem Rechnungslegungshinweis RH 1.014 des
IDW vom 09. Januar 2009.                                                                                      
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Die unternehmensindividuelle Festsetzung wesentlicher Bewertungsparameter ist mit
Ermessensentscheidungen verbunden, die -trotz sachgerechter Ermessensausübung- im Vergleich
mit aktiven Märkten zu deutlich höheren Schätzunsicherheiten führen.

Beteiligungen, Stille Beteiligungen und Anteile an verbundenen Unternehmen werden zu
Anschaffungskosten bewertet. Abschreibungen werden nur bei dauerhafter Wertminderung
vorgenommen. Bei entsprechender Wertaufholung wird bis maximal zu den Anschaffungskosten
zugeschrieben. 

Immaterielle Anlagewerte setzen wir zu Anschaffungskosten, vermindert um planmäßige
Abschreibungen an. 

Das Sachanlagevermögen wurde zu Anschaffungskosten bilanziert und mit steuerlich zulässigen
Sätzen abgeschrieben. Ab 2005 werden die Gegenstände der Betriebs- und Geschäftsausstattung,
einschließlich der Betriebsvorrichtungen, linear abgeschrieben. Geringwertige Wirtschaftsgüter mit
Anschaffungskosten bis 150,00 EUR sind im Erwerbsjahr voll abgeschrieben worden. Geringwertige
Wirtschaftsgüter mit Anschaffungskosten über 150,00 EUR bis 1.000,00 EUR wurden erstmals in
einen Sonderposten eingestellt, der über 5 Jahre linear gewinnmindernd aufzulösen ist.  
           
Bei Bauten auf fremden Grundstücken sowie Einbauten in gemieteten Räumen erfolgt die Verteilung
der Anschaffungs- und Herstellungskosten entsprechend der Dauer des jeweiligen
Vertragsverhältnisses, wenn diese kürzer ist als die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer. Für seit
1997 verwirklichte Maßnahmen wird die geänderte Rechtsprechung beachtet. Danach bestimmt sich
die Höhe der AfA für Mieterein- und -umbauten nach den für Gebäude geltenden Grundsätzen.

Die Verbindlichkeiten sind grundsätzlich mit dem Rückzahlungsbetrag passiviert. Für abgezinste
Verbindlichkeiten sind Rechnungsabgrenzungen gebildet, die entsprechend der Laufzeit aufgelöst
werden. Der Unterschiedsbetrag zwischen dem Rückzahlungs- und dem niedrigeren Ausgabebetrag
wurde unter den Rechnungsabgrenzungsposten der Aktivseite aufgenommen. Er wird grundsätzlich
laufzeit- und kapitalanteilig aufgelöst. Bei Disagien von Weiterleitungsdarlehen wurde in 2008 ein
Wechsel von linearer auf degressive Verteilung vorgenommen.

Die Rückstellungen werden in Höhe des Betrages gebildet, der nach vernünftiger kaufmännischer
Beurteilung notwendig ist; sie berücksichtigen erkennbare Risiken und ungewisse Verpflichtungen.

Rückstellungen für Pensionen werden nach versicherungsmathematischen Grundsätzen
entsprechend dem Teilwertverfahren unter Beachtung der steuerlichen Vorschriften ermittelt.
 
Zusätzlich sind Aufwandsrückstellungen für Spareinlagen mit steigendem Zinssatz gebildet worden. 

Die Sparkasse ist Mitglied bei der für sie zuständigen Zusatzversorgungskasse "Versorgungsanstalt
des Bundes und der Länder" (VBL). Für die subsidiären Einstandspflichten aus mittelbaren
Verpflichtungen im Zusammenhang mit dieser Mitgliedschaft hat die Sparkasse das
Passivierungswahlrecht nach Art. 28 Abs. 1 EGHGB in Anspruch genommen. Eine Quantifizierung
möglicher Ausgleichsbeträge ist nicht möglich. Die Ausgestaltung der Verpflichtungen der Sparkasse
aus ihrer Mitgliedschaft in der VBL stellt sich wie folgt dar: Ab 01. Januar 2008 werden
Deckungsabschnitte von jeweils fünf Jahren festgesetzt, die sich an dem zu erwartenden Aufwand
orientieren. Anspruchsberechtigt gegen die VBL sind grundsätzlich alle aufgrund der Tarifverträge für
den öffentlichen Dienst sozialversicherungspflichtig Beschäftigte der Sparkasse. Die Höhe der
Versorgungszusage ist abhängig von der Dauer der Beschäftigung sowie dem in dieser Zeit erzielten
Entgelt. Zusätzlich werden soziale Komponenten für Zeiten ohne Arbeitsentgelt wie z.B. Elternzeit
berücksichtigt. Es werden Alters-, Erwerbsminderungs- und Hinterbliebenenrenten gezahlt.
Die Versicherungsfälle entsprechen denen in der gesetzlichen Rentenversicherung.
Die Tarifvertragsparteien des öffentlichen Dienstes haben sich am 13.11.2001 auf eine grundlegende
Reform der Zusatzversorgung geeinigt. Das bisherige Gesamtversorgungsmodell wurde rückwirkend
zum 31.12.2000 geschlossen und durch ein Betriebsrentensystem in Form eines Punktemodells
ersetzt, in dem diejenigen Leistungen zugesagt werden, die sich ergeben würden,
..................................................................
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1
wenn eine Gesamtbeitragsleistung von 4 % des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts vollständig in
ein kapitalgedecktes System eingezahlt würde. Bei Arbeitnehmern, die am 1.1.2002 noch nicht das
55. Lebensjahr vollendet hatten, wurden die Anwartschaften entsprechend dem Gesamt-
versorgungsmodell festgestellt und in beitragsfreie Versorgungspunkte umgewandelt. Arbeitnehmer,
die am 1.1.2002 bereits das 55. Lebensjahr vollendet hatten (rentennahe Jahrgänge), erhielten einen
Bestandsschutz durch konkrete Berechnung ihrer zum 31.12.2001 bei Vollendung des 63.
Lebensjahres erworbenen Zusatzrente auf der Grundlage des bisherigen Satzungsrechts. Einbußen
erfolgten nur durch geringere Dynamisierung. Zweck der Änderung des Versorgungssystems ist,
durch Absenkung des Versorgungsniveaus den Umlagesatz stabil zu halten.

Der Umlagesatz beträgt seit dem 01.01.2002 7,86 % der zusatzversorgungspflichtigen Entgelte von
ca. 42,9 Mio.EUR. Die Sparkasse trägt den Umlagesatz in Höhe von 6,45 %, der Arbeitnehmer zahlt
als Eigenbeteiligung eine Umlage in Höhe von 1,41 %.

Zusätzlich zur Umlage kann von der Sparkasse ein Sanierungsgeld, das zur Finanzierung der vor
dem 01.01.2002 begründeten Anwartschaften und Ansprüche (Altbestand) gilt, eingefordert werden.
Seit dem Jahr 2006 erfolgt eine leistungsgerechtere Verteilung des Sanierungsgeldes, bei der jedes
Jahr ein Solldeckungsgrad errechnet wird, der ins Verhältnis zum individuellen Deckungsgrad des
Arbeitgebers gesetzt wird. Hieraus berechnet sich der jährliche individuelle Sanierungsgeldsatz des
Arbeitgebers. Für 2007 wurde ein Satz von 0,76 % ermittelt, der für 2008 voraussichtlich ebenfalls
mindestens erreicht wird.

Die Währungsumrechnung erfolgt unter Beachtung von § 340h HGB. Die auf Fremdwährung
lautenden Vermögensgegenstände, Schulden und Posten der Gewinn- und Verlustrechnung, sind
grundsätzlich zum Mittelkurs in Euro umgerechnet worden. Die Fremdwährungsavale wurden zum
Mittelkurs der Europäischen Zentralbank bewertet. Schwebende Termingeschäfte wurden zum
Terminkurs am Bilanzstichtag umgerechnet. Erträge aus der Währungsumrechnung wurden
erfolgswirksam berücksichtigt, wenn andere Termingeschäfte in derselben Währung besonders
gedeckt waren. Nicht realisierte Erfolge aus schwebenden Geschäften werden nur bei Vorliegen
einer besonderen Deckung vereinnahmt.

Die zur Absicherung von Zinsänderungsrisiken abgeschlossenen Zinsswapgeschäfte wurden in die
Gesamtbetrachtung des Zinsänderungsrisikos einbezogen und waren somit nicht gesondert zu
bewerten. Die gesicherten Bilanzbestände wurden einzeln bewertet. 

Ferner bestehen Zinsterminkontrakte mit Mindest-/Höchstzinsvereinbarungen, Devisentermin-
geschäfte und Devisenoptionen als geschlossene Positionen. Es erfolgte für die Geschäfte keine
gesonderte Bewertung.

Strukturierte Produkte als Vermögensgegenstände hat die Sparkasse in Form von Wertpapieren mit
unterjähriger Zinsanpassung (Nennwert 272.370 TEUR), einer Credit Linked Notes (Nennwert 5.000
TEUR) und Darlehen mit Zinsunter- und Zinsobergrenze (Volumen 5.855 TEUR) im Bestand.
Als Verbindlichkeiten hat die Sparkasse Refinanzierungsmittel von Kreditinstituten mit unterjähriger
Zinsanpassung (940.500 TEUR), Sparkassenbriefe mit Kündigungsrecht (48.000 TEUR) und
Inhaberschuldverschreibungen mit unterjähriger Zinsanpassung und Mindest- und Maximal-
verzinsung (13.570 TEUR) im Bestand.
Diese strukturierten Produkte wurden einheitlich (ohne Abspaltung der Nebenrechte) bilanziert und,
mit Ausnahme einer Credit Linked Notes, einheitlich bewertet.
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Erläuterungen zur Jahresbilanz

AKTIVA

Posten 3: Forderungen an Kreditinstitute

Die unter Posten 3b) andere Forderungen ausgewiesenen Bestände
gliedern sich nach ihrer Restlaufzeit wie folgt:
 - bis drei Monate 286.993 TEUR
 - mehr als drei Monate bis zu einem Jahr 342 TEUR
 - mehr als ein Jahr bis zu fünf Jahre 0 TEUR
 - mehr als fünf Jahre 0 TEUR
Forderungen an die eigene Girozentrale 139.856 TEUR
Forderungen des Anlagevermögens mit Nachrangabrede
entwickelten sich wie folgt (ohne Zinsabgrenzung):
Stand am 31.12. des Vorjahres 6.290 TEUR
Nettoveränderung im Berichtsjahr -1.790 TEUR
Bestand am Bilanzstichtag 4.500 TEUR

Posten 4: Forderungen an Kunden

Die Forderungen an Kunden gliedern sich nach ihrer Restlaufzeit wie folgt:
 - mit unbestimmter Laufzeit 348.305 TEUR
 - bis drei Monate 424.948 TEUR
 - mehr als drei Monate bis zu einem Jahr 295.220 TEUR
 - mehr als ein Jahr bis zu fünf Jahre 882.555 TEUR
 - mehr als fünf Jahre 2.617.162 TEUR
Forderungen an Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht:
Bestand am Bilanzstichtag 23.678 TEUR
Stand am 31.12. des Vorjahres 53.672 TEUR
Forderungen an verbundene Unternehmen:
Bestand am Bilanzstichtag 3.931 TEUR
Stand am 31.12. des Vorjahres 3.739 TEUR
Forderungen mit Nachrangabrede entwickelten sich wie folgt:
Stand am 31.12. des Vorjahres 13.150 TEUR
Veränderungen im Berichtsjahr -400 TEUR
Bestand am Bilanzstichtag 12.750 TEUR

Posten 5: Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere

Von den unter Posten 5 ausgewiesenen Anleihen und Schuldverschreibungen
sind in dem Jahr, das auf den Bilanzstichtag folgt, fällig: 14.660 TEUR

Von den unter Aktiva Posten 5 enthaltenen börsenfähigen Wertpapieren sind
börsennotiert 274.593 TEUR
nicht börsennotiert 6.317 TEUR
Der Anlagebestand der unter Posten 5 ausgewiesenen
Wertpapiere hat sich im Berichtsjahr wie folgt entwickelt:
Bilanzwert am 31.12. des Vorjahres 141.760 TEUR
Veränderungen im Berichtsjahr 115.670 TEUR
Bilanzwert am Bilanzstichtag 257.430 TEUR
Verbriefte Forderungen mit Nachrangabrede (Posten 5c: eigene Schuldverschreibungen)
Bestand am Bilanzstichtag 847 TEUR
Stand am 31.12. des Vorjahres 463 TEUR

Zur Absicherung begebener Pfandbriefe sind Schatzanweisungen im Nennwert von 3.000 TEUR in
ein Deckungsregister eingestellt.

Zur Absicherung begebener Pfandbriefe sind Realkredite in Höhe von 119.740 TEUR in ein
Deckungsregister eingestellt.
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Posten 6: Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere
Von den unter Aktiva Posten 6 enthaltenen börsenfähigen Wertpapieren sind
börsennotiert 8.016 TEUR
nicht börsennotiert 47.966 TEUR
Der Anlagebestand der unter Posten 6 ausgewiesenen
Wertpapiere hat sich im Berichtsjahr wie folgt entwickelt:
Bilanzwert am 31.12. des Vorjahres 211.709 TEUR
Veränderungen im Berichtsjahr 262.139 TEUR
Bilanzwert am Bilanzstichtag 473.848 TEUR
Verbriefte Forderungen mit Nachrangabrede (eigene Genussrechte)
Bestand am Bilanzstichtag 5.082 TEUR
Stand am 31.12. des Vorjahres 1.792 TEUR

Posten 7: Beteiligungen

Die Beteiligungen haben sich im Berichtsjahr wie folgt entwickelt:
Bilanzwert am 31.12. des Vorjahres 124.548 TEUR
Veränderungen im Berichtsjahr -439 TEUR
Bilanzwert am Bilanzstichtag 124.109 TEUR

Posten 8: Anteile an verbundenen Unternehmen
Die Anteile an verbundenen Unternehmen haben sich im Berichtsjahr wie folgt entwickelt:
Bilanzwert am 31.12. des Vorjahres 2.050 TEUR
Veränderungen im Berichtsjahr -569 TEUR
Bilanzwert am Bilanzstichtag 1.481 TEUR

Mit 100 % ist die Sparkasse an folgenden Unternehmen beteiligt:

Name, Sitz                                                            Eigenkapital
31.12.2007

Beteiligungsgesellschaft Südholstein mbH 1.466 TEUR -499 TEUR
23795 Bad Segeberg

s Immobilien GmbH Pinneberg - Segeberg 50 TEUR 238 TEUR

22846 Norderstedt

Ergebnis
31.12.2007

Mit den Beteiligungen an der s direkt Schleswig-Holstein GbR und der Verwaltungsgesellschaft der
schleswig-holsteinischen Sparkassenorganisation ist eine unbeschränkte Haftung für die
Verbindlichkeiten der Gesellschaften verbunden.

Im Zusammenhang mit der Unterbeteiligung der Sparkasse an der Erwerbsgesellschaft der
S-Finanzgruppe GmbH & Co. KG (Beteiligung an der Landesbank Berlin Holding AG) hat die
Sparkasse eventuelle Verpflichtungsüberhänge gegenüber dem DSGV ö.K. aus
Aufwendungsersatzansprüchen auszugleichen. Ein Betrag, zu dem die Inanspruchnahme aus dem
Haftungsverhältnis greifen kann, ist nicht quantifizierbar. Für das laufende dortige Geschäftsjahr
wurde die Bildung einer Rückstellung in Höhe von 270 TEUR für zeitanteilige Fremdkapitalzinsen
erforderlich.

Im Aktiva Posten 7 sind unverändert 5 TEUR börsenfähige aber nicht börsennotierte Aktien
enthalten.

Mit Vertrag vom 04.06.2008 wurde zwischen der Sparkasse und der Beteiligungsgesellschaft
Südholstein mbH ein Gewinnabführungs- und Verlustübernahmevertrag geschlossen. Die Eintragung
ins zuständige Handelsregister erfolgte am 13.06.2008.
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Posten 9: Treuhandvermögen
Das Treuhandvermögen gliedert sich wie folgt:
Forderungen an Kunden (Posten 4 des Formblattes) 30.640 TEUR

Posten 11: Immaterielle Anlagewerte
Die immateriellen Anlagewerte haben sich im Berichtsjahr wie folgt entwickelt:
Ursprünglicher Anschaffungswert 2.977 TEUR
Zugänge im Berichtsjahr 438 TEUR
Abgänge im Berichtsjahr 20 TEUR
Zuschreibungen im Berichtsjahr 0 TEUR
Abschreibungen und Wertberichtigungen insgesamt 2.898 TEUR
Abschreibungen und Wertberichtigungen im Berichtsjahr (nachrichtlich) 379 TEUR
Bilanzwert zum Bilanzstichtag 497 TEUR
Bilanzwert am 31.12. des Vorjahres 438 TEUR

Posten 12: Sachanlagen

Der Bilanzwert der für sparkassenbetriebliche Zwecke
genutzten Grundstücke und Bauten beläuft sich auf 0 TEUR
Der Bilanzwert der Betriebs- und Geschäftsausstattung beträgt 16.336 TEUR
Das Sachanlagevermögen hat sich im Berichtsjahr wie folgt entwickelt:
Ursprünglicher Anschaffungswert 58.851 TEUR
Zugänge im Berichtsjahr 1.094 TEUR
Abgänge im Berichtsjahr 3.702 TEUR
Zuschreibungen im Berichtsjahr 0 TEUR
Abschreibungen und Wertberichtigungen insgesamt 38.818 TEUR
Abschreibungen und Wertberichtigungen im Berichtsjahr (nachrichtlich) 3.869 TEUR
Bilanzwert zum Bilanzstichtag 17.425 TEUR
Bilanzwert am 31.12. des Vorjahres 20.409 TEUR

Posten 13: Sonstige Vermögensgegenstände

Die nachrangigen stillen Beteiligungen entwickelten sich wie folgt:
Bestand am 31.12. des Vorjahres 19.423 TEUR
Veränderungen im Berichtsjahr 255 TEUR
Bestand am Bilanzstichtag 19.678 TEUR
Das unter den sonstigen Vermögensgegenständen ausgewiesene Anlagevermögen
entwickelte sich wie folgt (ohne Zinsabgrenzung):
Bestand am 31.12. des Vorjahres 21.263 TEUR
Veränderungen im Berichtsjahr 255 TEUR
Bestand am Bilanzstichtag 21.518 TEUR
Der verpfändete Anteil gegenüber Pensionsanspruchsberechtigten
beträgt am Bilanzstichtag 57 TEUR
Zum Rettungserwerb von Forderungen erworbene Grundstücke: 269 TEUR

Ein Konzernabschluss zum 31.12.2008 ist nicht erforderlich, weil die Einbeziehung der Gesellschaften
für die Vermittlung eines den tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden Bildes der Vermögens-,
Finanz- und Ertragslage des Konzerns von untergeordneter Bedeutung ist.            
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Posten 14: Rechnungsabgrenzungsposten
In den Rechnungsabgrenzungsposten sind enthalten:
Unterschiedsbetrag zwischen dem Rückzahlungs- und
dem niedrigeren Ausgabebetrag bei Verbindlichkeiten und Anleihen 3.334 TEUR
Bestand am 31.12. des Vorjahres 3.935 TEUR

Der Gesamtbetrag der auf Fremdwährung lautenden
Vermögensgegenstände beläuft sich auf 134.422 TEUR
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PASSIVA

Posten 1: Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten

Die unter Posten 1b) ausgewiesenen Bestände gliedern
sich nach ihrer Restlaufzeit wie folgt:
 - bis drei Monate 154.432 TEUR
 - mehr als drei Monate bis zu einem Jahr 216.484 TEUR
 - mehr als ein Jahr bis zu fünf Jahre 551.846 TEUR
 - mehr als fünf Jahre 1.271.031 TEUR
Gesamtbetrag der als Sicherheit für Verbindlichkeiten gegenüber
Kreditinstituten übertragenen Vermögensgegenstände 47.670 TEUR
Verbindlichkeiten gegenüber der eigenen Girozentrale 203.986 TEUR

Posten 2: Verbindlichkeiten gegenüber Kunden
Die unter Posten 2a) Unterposten ab) ausgewiesenen Bestände 
gliedern sich nach ihrer Restlaufzeit wie folgt:
 - bis drei Monate 5.479 TEUR
 - mehr als drei Monate bis zu einem Jahr 16.696 TEUR
 - mehr als ein Jahr bis zu fünf Jahre 4.599 TEUR
 - mehr als fünf Jahre 182 TEUR
Die unter Posten 2b) Unterposten bb) ausgewiesenen Bestände 
gliedern sich nach ihrer Restlaufzeit wie folgt:
 - bis drei Monate 246.861 TEUR
 - mehr als drei Monate bis zu einem Jahr 67.336 TEUR
 - mehr als ein Jahr bis zu fünf Jahre 39.899 TEUR
 - mehr als fünf Jahre 17.783 TEUR
Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen,
mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht:
Bestand am Bilanzstichtag 2.238 TEUR
Bestand am 31.12. des Vorjahres 3.502 TEUR
Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen:
Bestand am Bilanzstichtag 3.828 TEUR
Bestand am 31.12. des Vorjahres 4.177 TEUR

Posten 3: Verbriefte Verbindlichkeiten  
Von den unter Posten 3a) ausgewiesenen Beständen:
 - sind im auf den Bilanzstichtag folgenden Jahr fällig: 129.257 TEUR
 - sind begebene Pfandbriefe ( Nennwert ) 100.000 TEUR

Posten 4: Treuhandverbindlichkeiten  

Die Treuhandverbindlichkeiten gliedern sich wie folgt:
Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 486 TEUR
Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 30.154 TEUR

Posten 6: Rechnungsabgrenzungsposten

Unterschiedsbeträge zwischen dem Auszahlungsbetrag
bzw. den Anschaffungskosten von Forderungen gegenüber
dem höheren Nominalbetrag sind enthalten mit 5.857 TEUR
Bestand am 31.12. des Vorjahres 6.790 TEUR



 130 

Posten 9: Nachrangige Verbindlichkeiten
Für nachrangige Verbindlichkeiten sind im Berichtsjahr Zinsen in Höhe von 5.158 TEUR
angefallen.

Im Folgejahr werden aus diesen Mittelaufnahmen zur Rückzahlung fällig: 11.057 TEUR

Fälligkeit Betrag/TEUR
04.06.2009 10.000
25.02.2010 10.000
13.12.2010 10.000
16.07.2012 10.000

Der Gesamtbetrag der auf Fremdwährungen lautenden Schulden 
(einschl. Avalverbindlichkeiten) beläuft sich auf 136.902 TEUR

Posten 2c unter dem Strich: Unwiderrufliche Kreditzusagen

Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung

Posten 1a: Zinserträge aus Kredit- und Geldmarktgeschäften
Aperiodische Zinserträge aus der Auflösung von SWAP-Geschäften 11.535 TEUR

Posten 24: Steuern vom Einkommen und vom Ertrag

Posten 26: Jahresüberschuss

Zinssatz

6,15
5,90

3,50
6,24

Unter den unwiderruflichen Kreditzusagen sind sämtliche noch nicht durch Auszahlung erfüllte
Kreditzusagen erfasst, die aufgrund einer förmlichen Zusage nicht vorbehaltslos und fristlos gekündigt
werden können.

Die Verbindlichkeiten mit Nachrangabrede von im Einzelfall mehr als zehn Prozent der Summe des
Bilanzpostens 9 sind durch folgende Merkmale (ohne anteilige Zinsen) gekennzeichnet:

Die Bedingungen der in diesem Posten enthaltenen Mittelaufnahmen entsprechen in allen Fällen
§ 10 Abs. 5a KWG. Eine vorzeitige Rückzahlungsverpflichtung der nachrangigen Verbindlichkeiten
besteht nicht. Nachträglich kann der Nachrang nicht beschränkt sowie die Laufzeit und die
Kündigungsfrist nicht verkürzt werden.

Die nachrangigen Verbindlichkeiten von insgesamt 53.637 TEUR, die im Einzelfall 10 % des
Gesamtbetrags der nachrangigen Verbindlichkeiten nicht übersteigen, haben eine
Durchschnittsverzinsung von 5,55 % und eine Ursprungslaufzeit von fünf bis zehn Jahren.

Die Steuererträge in diesem Posten sind ausschließlich auf die steuerliche Betriebsprüfung der
Stadtsparkasse Neumünster für die Jahre 2001 - 2004 und Folgewirkungen in 2005 zurückzuführen.

Der ausgewiesene Jahresüberschuss wurde nicht durch Folgewirkungen von steuerlich begründeten
Bewertungsmaßnahmen aus Vorjahren (§§ 254, 273 HGB) beeinflusst.
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Sonstige Angaben

TEUR % TEUR % TEUR %
Begebene Schuld-
verschreibungen
    Pfandbriefe 112.886
    Namenspfandbriefe  10.000 305
    Inhaberpfandbriefe  100.000 4.000
    Disagio      165

110.000 4.470 112.886

Forderungen an Kunden 119.740 6.142 131.669

Ersatzdeckung 2.899 118 3.049
122.639 6.260 134.718

Überdeckung 12.639 11,5 1.790 40,0 21.832 19,3

Basis-
Derivative Finanzinstrumente Volumen Microhedge Macrohedge

TEUR TEUR TEUR
Zins-Swaps 1.130.000 0 2.258 0

0 -62.080 0
Zinsterminkontrakte 54.748 0 0 0
Devisentermingeschäfte 31.719 0 0 826

-822
Devisenoptionsgeschäfte1)     6.500 0 0 0
1) nur Stillhalterverpflichtungen

Sichernde 
Überdeckung

Ordentliche Deckung

ZinsenKapital 31.12.2008 Barwert 31.12.2008

Marktwerte       

TEUR
Handelsgeschäfte

Sicherungszwecke

Zur Berechnung der beizulegenden Zeitwerte (Marktwerte) werden die Modelle von Black & Scholes
(bzw. abgeleitete Modelle von Black bzw. Garmann/Kohlmorgen) und das Binomialmodell von Cox,
Rubinstein und Ross verwendet. 
Als Parameter wurden der EURIBOR, die Swapkurve und der LIBOR eingestellt. Bei den Volatilitäten für
Devisenoptionen und Caps wurde auf Werte aus VWD zurückgegriffen.
Die Zins- und Devisenvolatilitäten wurden vom zuständigen Verband zur Verfügung gestellt.
Ebenfalls wurde auf die aktuellen Devisenkurse zurückgegriffen.                                                       

Darstellung der Deckungsverhältnisse für begebene Pfandbriefe aus Passiva Posten 2 und 3 :    

Verbindlichkeiten gegenüber Kunden und Verbriefte Verbindlichkeiten               

Das Deckungsregister wurde am 11.07.2005 geschlossen.

Als "Pfandbriefinstitut" ist die Sparkasse verpflichtet, die Beleihungswertermittlung künftig gemäß den 
Anforderungen der Beleihungswertermittlungsverordnung (BelWertV) vom 12.05.2006 
(Bundesgesetzblatt Teil I vom 22.05.2006, Seiten 1175-1186) vorzunehmen. Die Sparkasse wird diese 
umsetzen, sobald die internen Voraussetzungen für diese Vorgehensweise geschaffen sind.

Noch nicht abgewickelte derivative Finanzinstrumente per 31. Dezember 2008
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Zinsswapgeschäfte wurden mit sechs Landesbanken zur Absicherung von Zinsänderungsrisiken
abgeschlossen.                                  

Bei den Zinsterminkontrakten bestehen Zinsbegrenzungsgeschäfte in Form einer Mindest-/Höchstzins-
vereinbarung (CAP/Collar) mit Kunden, die durch entsprechende Deckungsgeschäfte mit vier
Landesbanken geschlossen wurden.

Die Devisentermingeschäfte und Devisenoptionsgeschäfte sind zur Deckung von Wechselkurs-
schwankungen mit Kunden abgeschlossen. Es bestehen grundsätzlich Deckungsgeschäfte bei der
zuständigen Landesbank.

Zum 31.12.2008 bestanden Forwarddarlehen (Prolongationen bestehender Darlehen mit
Zinsvereinbarung) mit einem Nominalvolumen von 187.439 TEUR und Forwardzinsvereinbarungen auf
Basis von Neuverträgen mit einem Nominalvolumen von 14.985 TEUR, die ausschließlich der Befriedigung
des Kundenbedarfs dienten.

Die Verpflichtung aus einem Leasingvertrag (Laufzeit bis April 2025) bezüglich des Neubaus eines
Sparkassenkundenzentrums beträgt ca. 905 TEUR p.a..

Für die Abwicklung der ausgelagerten standardisierten Marktfolgeprozesse rechnet die Sparkasse
Südholstein während der Anfangslaufzeit bis 2013 mit einem Aufwand von ca. 10.500 TEUR bis
12.000 TEUR p.a..

Die Verpflichtungen aus den Triple-Net-Mietverträgen bezüglich der im Rahmen eines Sale-and-rent-back-
Vertrages veräußerten und zurück gemieteten betrieblich genutzten Gebäude (Laufzeiten von 5 bis 18
Jahre) betragen ca. 3.100 TEUR p.a..

Die Sparkasse ist Mitglied im Sparkassen- und Giroverband für Schleswig-Holstein, sie haftet für die
Verpflichtungen des Verbandes.

Die Sparkasse Südholstein kommt ihrer Offenlegungspflicht gem. § 26a KWG und §§ 319-337
Solvabilitätsverordnung (SolvV) teilweise durch den Lagebericht und den Jahresabschluss 2008 nach.
Der Bericht zur Offenlegung 2008 enthält darüber hinausgehende Angaben. Gemäß § 320 Abs. 2 Satz 1
SolvV wird nach erfolgter Offenlegung die Tatsache im elektronischen Bundesanzeiger bekannt gegeben,
dass die nach Teil 5 der SolvV offenzulegenden Informationen veröffentlicht sind. Die Bekanntmachung
dieser Tatsache ist verbunden mit dem Hinweis auf das Veröffentlichungsmedium.

Für die früheren Mitglieder des Vorstandes und deren Hinterbliebenen wurden Gesamtbezüge in Höhe von
977 TEUR gezahlt. Für diese Personengruppen bestehen Pensionsrückstellungen in Höhe von 12.634
TEUR.

Im Geschäftsjahr 2008 betrugen die Gesamtbezüge des Vorstandes 1.905 TEUR.
Den Mitgliedern des Vorstandes wurden Kredite in Höhe von 495 TEUR gewährt.
Im Geschäftsjahr 2008 beliefen sich die Vergütungen für den Verwaltungsrat auf 94 TEUR.
An die Mitglieder des Verwaltungsrates wurden Kredite in Höhe von 2.452 TEUR ausgereicht.

Mandate gemäß § 340a Abs. 4 Nr. 1 HGB:
Das Vorstandsmitglied Ralph Schmieder ist Aufsichtsratsvorsitzender der Friedrich-Ebert-Krankenhaus
Neumünster GmbH (FEK).
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Organe der Sparkasse Südholstein 

Verwaltungsrat

Vorsitzender:

Stellvertreter der/des Vorsitzenden:

Mitglieder bis 09.08.2008:

Dietrich Anders, Geschäftsführer Rehabilitation i.R., stellv.Kreispräsident, Pinneberg 
Jutta Bauer, Sparkassenangestellte, Kaltenkirchen 
Claus Bornhöft, Rechtsanwalt und Notar, Bad Bramstedt 
Martina Denkena, Sparkassenangestellte, Pinneberg
Torsten Geerdts, Industriekaufmann, Mitglied des Landtages, Neumünster 
Kai Gräper, Sparkassenangestellter, Klein Rönnau
Dr. Wolfgang Grimme, Landrat, Wakendorf I
Andreas Hering, Krankenkassenfachwirt, Neumünster 
Michael Hirsekorn, Leitender Verwaltungsbeamter, Uetersen 
Karen Kanschat,  Sparkassenangestellte, Bad Segeberg
Gert Leiteritz, selbst. Kaufmann, Norderstedt 
Anja Lohse, Dipl.-Soz. Pädagogin, Hartenholm 
Klaus Lübbert, Bauunternehmer, Uetersen
Uwe Schwarzenberger, Sparkassenangestellter, Moorrege
Monika Stiemke, Sparkassenangestellte, Klein Offenseth-Sparrieshoop 
Petra Westphal, Sparkassenangestellte, Bad Segeberg 
Wolfgang Wiech, Bürgermeister, Groß Nordende
Hans-Joachim Wild, Oberstudienrat, Bad Segeberg 

Hans-Albert Höft, Wirtschaftsprüfer/Steuerberater, Prisdorf (bis 05.08.2008)
Roswitha Strauß, Chemotechnikerin, Mitglied des Landtages a.D., Alveslohe (seit 
06.08.2008)

Georg Gorrissen, Landrat, Bad Segeberg (bis 31.07.2008)
Dr. Wolfgang Grimme, Landrat, Wakendorf I (seit 22.09.2008)
Hartmut Unterlehberg, Oberbürgermeister, Neumünster (bis 09.08.2008 und seit 
22.09.2008)
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Mitglieder ab 10.08.2008:

Vorstand

Vorstandsvertreter:

Karl-Heinz Bahr, Sparkassenangestellter, Breitenburg
Hans-Helmut Birke, Fachoberlehrer i.R., Elmshorn
Klaus G. Bremer, Studiendirektor i.R., Elmshorn
Martina Denkena, Sparkassenangestellte, Pinneberg
Gottlieb Dingeldein, Bauingenieur, Bad Bramstedt
Uwe Gätjens, Sparkassenangestellter, Henstedt-Ulzburg
Kai Gräper, Sparkassenangestellter, Klein Rönnau
Dr. Wolfgang Grimme, Landrat, Wakendorf I (seit 22.09.2008 Stellvertreter der
Vorsitzenden)
Andreas Hering, Krankenkassenfachwirt, Neumünster
Michael Hirsekorn, Leitender Verwaltungsbeamter, Uetersen
Sabine Krebs, DRK-Vorstandsassistentin, Neumünster
Jörn Magarin, Rechtsanwalt, Sparkassenangestellter, Rellingen
Wilfried Mohr, Verwaltungsdirektor i.R., Henstedt-Ulzburg
Uwe Schwarzenberger, Sparkassenangestellter, Moorrege
Kerstin Seyfert, Vertriebsassistentin, Pinneberg
Monika Stiemke, Sparkassenangestellte, Klein Offenseth-Sparrieshoop
Hartmut Unterlehberg, Oberbürgermeister, Neumünster (seit 22.09.2008 
Stellvertreter der Vorsitzenden)
Wolfgang Wiech, Bürgermeister, Groß Nordende (bis 31.03.2009) 
Arnold Wilken, Justizbeamter i.R., Högersdorf-Rotenhahn
Henning Wulf, Polizeidirektor i.R., Bad Segeberg

Mario Porten, Sparkassendirektor (Vorsitzender)
Ralph Schmieder, Sparkassendirektor 
Bernd Bundtzen, Sparkassendirektor (bis 31.07.2008)
Thorsten Juli, Sparkassendirektor  (bis 31.07.2008)

Markus Steen, Abteilungsdirektor
Oliver Saggau, Abteilungsdirektor (seit 01.08.2008)
Martin Deertz, Abteilungsdirektor (seit 01.03.2009)
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Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

799
365
112

1.276

Neumünster, den 28. April 2009

                                                Vollzeitbeschäftigte

                                                Teilzeit- und Ultimokräfte

                                                Auszubildende

                                                insgesamt

Im Jahresdurchschnitt wurden beschäftigt:

                                                                  DER VORSTAND                                          

                                  
                                 
                                        gez. Porten                                             gez. Schmieder
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Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers

Kiel, den 30.04.2009        

Wir haben den Jahresabschluss bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang
unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der Sparkasse Südholstein für das
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2008 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung
von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften liegen in
der Verantwortung des Vorstands der Sparkasse. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von
uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der
Buchführung und über den Lagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und
Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt
werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die
Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Sparkasse sowie die
Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit
des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in
Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben
beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der
wesentlichen Einschätzungen des Vorstands sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des
Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine
hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der
Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Sparkasse. Der Lagebericht steht im Einklang mit dem
Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Sparkasse und stellt
die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Ohne diese Beurteilung einzuschränken, weisen wir auf die Ausführungen des Vorstands im Bericht
zur Lage der Sparkasse zur Annahme der Fortführung der Unternehmenstätigkeit hin. Dort wird im
Unterpunkt "Wichtige Vorgänge von besonderer Bedeutung nach Abschluss des Geschäftsjahres"
auf die Feststellung des Stützungsfalls durch den Verbandsvorstand des Sparkassen- und
Giroverbandes für Schleswig-Holstein und die Beauftragung des Verbandsvorstehers zur Einleitung
geeigneter Maßnahmen zur Gewährleistung der Fortführung der Unternehmenstätigkeit
hingewiesen. 

PRÜFUNGSSTELLE DES
SPARKASSEN- UND GIROVERBANDES FÜR SCHLESWIG-HOLSTEIN

                          gez. Stenneken                                                 gez. Franzenburg
                           Wirtschaftsprüfer                                                        Wirtschaftsprüfer
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4 Wertpapierbeschreibung für Schuldverschreibungen der Spar-
kasse Südholstein 

4.1  Allgemeines 

Die nachfolgenden Informationen geben einen Überblick über wesentliche Ausstattungs-

merkmale der Schuldverschreibungen. Da die Ausstattungsmerkmale der Schuldverschrei-

bungen sowie die Angebotsbedingungen erst bei deren Ausgabe festgelegt werden können, 

müssen diese Informationen sowie die nachfolgend abgedruckten Anleihebedingungen im 

Zusammenhang mit den Endgültigen Bedingungen, die diesen Prospekt ergänzen, gelesen 

werden, die bei der Ausgabe von Schuldverschreibungen jeweils gemäß § 14 Wertpapier-

prospektgesetz veröffentlicht werden. 

 

Die Emittentin beabsichtigt, im Rahmen eines Angebotsprogramms Emissionen von Schuld-

verschreibungen mit festem Nennbetrag und 

 

[ mit fester Verzinsung] 

 

[ohne periodische Verzinsung] 

 

[mit variabler Verzinsung] 

 

[mit Reverse Floating Verzinsung] 

 

[mit Kündigungsrecht der Emittentin] 

 

[ohne Kündigungsrecht der Emittentin] 

 

zu begeben. 

 

In jedem Fall erfolgt die Rückzahlung am Ende der Laufzeit immer zu mindestens 100 % des 

Nennbetrages. 

 

4.2  Wichtige Angaben 

4.2.1   Interessen - einschließlich der Interessenkonflikte 

Die Emittentin ist berechtigt, Schuldverschreibungen für eigene Rechnung oder für Rech-

nung Dritter zu kaufen und zu verkaufen und weitere Schuldverschreibungen zu begeben. 

Die Emittentin wird überdies täglich an den internationalen und deutschen Geld- und Kapi-

talmärkten tätig. Sie kann daher für eigene Rechnung oder für Kundenrechnung Geschäfte 

abschließen, an denen Anlagewerte, die als „Basiswerte“ im Rahmen der Schuldverschrei-

bungen mit derivativen Zinsstrukturen, wie unter dem Abschnitt 4.3.7 beschrieben, dienen, 
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direkt oder indirekt beteiligt sind, und sie kann in Bezug auf diese Geschäfte auf dieselbe 

Weise handeln, wie wenn die Schuldverschreibungen mit derivativen Zinsstrukturen nicht 

ausgegeben worden wären.  

 

4.2.2  Gründe für das Angebot, Verwendung des Emissionserlöses   

Der Emissionserlös aus der Begebung von Schuldverschreibungen wird von der Emittentin 

für die Finanzierung ihrer allgemeinen Geschäftstätigkeit verwendet. 

 

4.3 Angaben über die anzubietenden nachrangigen oder nicht-nachrangigen Schuld-

verschreibungen mit fester, ohne periodische, mit variabler oder mit Reverse Flo-

ating Verzinsung 

4.3.1 Wertpapiergattung, Identifikationsnummer 

Bei der Emission der Sparkasse Südholstein handelt es sich um Inhaberschuldverschrei-

bungen, Serie �. 

 

Die Schuldverschreibungen haben den ISIN-Code  � und die WKN �. 

 

4.3.2    Anwendbares Recht 

Form und Inhalt der Schuldverschreibungen sowie die Rechte und Pflichten der Gläubiger 

und der Emittentin bestimmen sich nach deutschem Recht. 

 

4.3.3    Verbriefung 

Die Schuldverschreibungen [samt Zinsansprüchen] sind in einer Global-

Inhaberschuldverschreibung (die „Globalurkunde“) verbrieft, die am Tag der Begebung bei 

der Clearstream Banking AG, Neue Börsenstraße 1, 60487 Frankfurt am Main, hinterlegt 

wird. Die Globalurkunde trägt die eigenhändige Unterschrift von zwei Vertretungsberechtig-

ten der Emittentin. 

 

Den Inhabern der Schuldverschreibungen stehen Miteigentumsanteile an dieser Globalur-

kunde zu. Effektive Stücke von Schuldverschreibungen [oder Zinsscheinen] werden nicht 

ausgestellt. 

 

4.3.4  Währung 

Die Schuldverschreibungen werden in Euro begeben. 
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4.3.5  Status und Rang 

Die Schuldverschreibungen werden als [nicht-]nachrangige Schuldverschreibungen ausge-

geben. Die Schuldverschreibungen einer Serie sind untereinander in jedem Fall gleichran-

gig. 

 

Werden die Schuldverschreibungen als [nicht-]nachrangige Schuldverschreibungen ausge-

geben, sind sie mit allen anderen [nicht-]nachrangigen unbesicherten Verbindlichkeiten der 

Emittentin gleichrangig, unbeschadet etwaiger solcher Verbindlichkeiten, die auf Grund Ge-

setzes Vorrang genießen. 

 

Werden die Schuldverschreibungen als nachrangige Schuldverschreibungen ausgegeben, 

wird das auf sie eingezahlte Kapital im Fall des Insolvenzverfahrens über das Vermögen der 

Emittentin oder der Liquidation der Emittentin erst nach Befriedigung aller nicht nachrangi-

gen Gläubiger zurückerstattet. Im Übrigen haben die Ansprüche aus diesen Schuldver-

schreibungen zu den Ansprüchen anderer Kapitalgeber im Sinne des § 10 KWG gleichen 

Rang. Danach erfolgt die Befriedigung der Ansprüche entsprechend ihrem Verhältnis zum 

übrigen Kapital im Sinne des § 10 KWG unabhängig von der Reihenfolge der Kapitalauf-

nahme durch die Emittentin. Für die Verbindlichkeiten aus diesen Schuldverschreibungen 

werden weder vertragliche Sicherheiten durch die Emittentin noch durch Dritte gestellt. Die 

Aufrechnung des Rückerstattungsanspruchs aus diesen Schuldverschreibungen gegen For-

derungen der Emittentin ist ausgeschlossen.  

 

Nachträglich können der Nachrang nicht beschränkt sowie die Laufzeit und die Kündigungs-

frist nicht verkürzt werden. Eine vorzeitige Rückzahlung ist der Emittentin ohne Rücksicht 

auf entgegenstehende Vereinbarung zurückzugewähren, sofern nicht das Kapital durch die 

Einzahlung anderen, zumindest gleichwertigen haftenden Eigenkapitals ersetzt worden ist 

oder die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht der vorzeitigen Rückzahlung zu-

stimmt (vgl. § 10 Abs. 5 a Satz 5 KWG). Die Emittentin ist nicht verpflichtet, auf die Verbind-

lichkeiten aus nachrangigen Schuldverschreibungen Tilgungs- oder Zinszahlungen zu leis-

ten, wenn dies zur Folge hätte, dass die Eigenmittel der Emittentin die gesetzlichen Anforde-

rungen nicht mehr erfüllen; vorzeitige Tilgungs- und Zinszahlungen sind der Emittentin un-

beschadet entgegenstehender Vereinbarungen zurückzuerstatten (§ 10 Abs. 7 Satz 1 Nr. 

4a) und b) KWG). 

 

4.3.6  Kündigungsrecht der Emittentin 

Die Endgültigen Bedingungen können vorsehen, dass kein ordentliches Kündigungsrecht 

besteht oder dass ein ordentliches Kündigungsrecht der Emittentin besteht wie nachfolgend 

beschrieben: 

 

Die Emittentin hat das Recht, die Schuldverschreibungen [jeweils] zum � ([jeweils] der „ vor-

zeitige Rückzahlungstag“) zu 100 % des Nennbetrages zu kündigen. Die Entscheidung über 

die Ausübung eines Kündigungsrechtes wird die Emittentin � Bankgeschäftstage vor dem 
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[jeweiligen] vorzeitigen Rückzahlungstag treffen (der „Feststellungstag“) und unverzüglich 

gemäß § 11 der Anleihebedingungen bekannt machen. 

 

„Bankgeschäftstag“ ist jeder Tag, an dem Zahlungen in Euro über das Trans European Real 

Time Gross Settlement Express Transfer System („TARGET“) abgewickelt werden können. 

 

4.3.7  Verzinsung 

Die Endgültigen Bedingungen können vorsehen, dass Schuldverschreibungen [mit fester 

Verzinsung] [ohne periodische Verzinsung] [mit variabler Verzinsung] [mit Reverse Floating 

Verzinsung] begeben werden.  

Die Endgültigen Bedingungen legen die Zinslaufperioden fest. Sofern in den Endgültigen 

Bedingungen eine Kombination der nachfolgenden Verzinsungsmöglichkeiten vorgesehen 

ist, wird jeder Zeitraum mit einer dieser Verzinsungsmöglichkeiten als Zinslaufperiode be-

zeichnet. In diesem Fall legen die Endgültigen Bedingungen zusätzlich den Beginn und das 

Ende der verschiedenen Zinslaufperioden fest. 

 

[Feste Verzinsung 

 

Die Schuldverschreibungen werden in Höhe ihres Nennbetrages vom � (einschließlich) bis 

zum � (ausschließlich) mit jährlich � % [, und vom � (einschließlich) bis zum � (ausschließ-

lich) mit jährlich � %] [sowie evtl. weiteren Zinslaufperioden] verzinst. 

 

Die Zinsberechnung erfolgt auf Basis �. 

 

Die Zinsen sind jeweils am � fällig, erstmals am �. Die Verzinsung der Schuldverschreibun-

gen endet mit Ablauf des Tages, der dem Fälligkeitstag (siehe Anleihebedingungen §6) vo-

rausgeht, bzw. bei Ausübung [des] [eines] Kündigungsrechtes mit Ablauf des Kalendertages, 

der dem vorzeitigen Rückzahlungstag gemäß Anleihebedingungen §5 vorausgeht.] 

 

[Ohne periodische Verzinsung 

 

Die Schuldverschreibungen werden nicht verzinst. ] 

 

[Variable Verzinsung 

 

Die Schuldverschreibungen werden in Höhe ihres Nennbetrages vom � (einschließlich) bis 

zum � (ausschließlich) [und vom � (einschließlich) bis zum � (ausschließlich)] [sowie evtl. 

weiteren Zinslaufperioden] zum maßgeblichen variablen Zinssatz (der „maßgebliche F-

Zinssatz“) verzinst. 

 

Zinstermine sind der � [, der �] [, der �] [und der �] eines jeden Jahres. Die Zinsen sind 

[vierteljährlich] [halbjährlich] [jährlich] an den Zinsterminen zahlbar (jeweils ein „Zinszah-

lungstag“), erstmals am �. 
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Der maßgebliche F-Zinssatz berechnet sich unter Zugrundelegung eines variablen Refe-

renzzinssatzes (der „Referenzzinssatz“). Der Referenzzinssatz entspricht dem [3-Monats-

Euribor] [6-Monats-Euribor] [12-Monats-Euribor], wie er am Zinsfeststellungstag (der „Zins-

feststellungstag“) gegen 11:00 Uhr (Ortszeit Brüssel) auf der Reuters-Seite „EURIBOR01“ 

veröffentlicht wird. 

 

Der maßgebliche F-Zinssatz berechnet sich dabei aus dem Referenzzinssatz [abzüglich � 

%] [und beträgt mindestens � %] [und beträgt maximal � %]. 

 

Die Zinsberechnung erfolgt auf Basis �.  

 

„Zinsfeststellungstag“ ist jeweils der �. Bankgeschäftstag [vor Beginn einer jeweiligen Zins-

laufperiode] [vor dem jeweiligen Zinstermin (in arrears)]. 

 

Sollte am jeweiligen Zinsfeststellungstag zu der genannten Zeit die Reuters-Seite „EURI-

BOR01“ nicht zur Verfügung stehen oder sollte der Referenzzinssatz nicht angezeigt wer-

den, so wird zur Bestimmung des relevanten Referenzzinssatzes die Bloomberg-Seite 

[EUR003M <INDEX> <GO>] [EUR006M <INDEX> <GO>] [EUR012M <INDEX> <GO>] he-

rangezogen. Sollte auch hier der Referenzzinssatz nicht angezeigt werden, ist die Emittentin 

berechtigt, als relevanten Referenzzinssatz einen auf Basis der dann geltenden Markt-

usancen ermittelten Zinssatz für Einlagen in EUR für [drei] [sechs] [zwölf] Monate festzule-

gen. 

 

Ist der jeweilige Zinstermin kein Bankgeschäftstag, ist der Zinszahlungstag der unmittelbar 

folgende Bankgeschäftstag, es sei denn, der Zinszahlungstag würde dadurch in den nächs-

ten Kalendermonat fallen. In diesem Fall ist der Zinszahlungstag der unmittelbar vor dem 

jeweiligen Zinstermin liegende Bankgeschäftstag (Geschäftstagekonvention modified follo-

wing adjusted). 

 

Dabei ist „Bankgeschäftstag“ jeder Tag, an dem Zahlungen in Euro über das Trans Europe-

an Real Time Gross Settlement Express Transfer System („TARGET“) abgewickelt werden 

können.] 

 

[Reverse Floating Verzinsung 

 

Die Schuldverschreibungen werden in Höhe ihres Nennbetrages vom � (einschließlich) bis 

zum � (ausschließlich) [und vom � (einschließlich) bis zum � (ausschließlich)] [sowie evtl. 

weitere Zinslaufperioden] zum maßgeblichen Reverse Floating Zinssatz (der „maßgebliche 

RF-Zinssatz“) verzinst. 

 

Zinstermine sind der � [, der �] [, der �] [und der �] eines jeden Jahres. Die Zinsen sind 

[vierteljährlich] [halbjährlich] [jährlich] an den Zinsterminen zahlbar (jeweils ein „Zinszah-

lungstag“), erstmals am �. 
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Der maßgebliche RF-Zinssatz berechnet sich unter Zugrundelegung eines variablen Refe-

renzzinssatzes (der „Referenzzinssatz“). Der Referenzzinssatz entspricht dem [3-Monats-

Euribor] [6-Monats-Euribor] [12-Monats-Euribor], wie er am Zinsfeststellungstag (der „Zins-

feststellungstag“) gegen 11:00 Uhr (Ortszeit Brüssel) auf der Reuters-Seite „EURIBOR01“ 

veröffentlicht wird. 

Der maßgebliche RF-Zinssatz berechnet sich dabei aus � % abzüglich dem [�-fachen] Re-

ferenzzinssatz [und beträgt mindestens � %] [und beträgt maximal � %]. 

 

Die Zinsberechnung erfolgt auf Basis �.  

 

„Zinsfeststellungstag“ ist jeweils der �. Bankgeschäftstag [vor Beginn einer jeweiligen Zins-

laufperiode] [vor dem jeweiligen Zinstermin (in arrears)]. 

 

Sollte am jeweiligen Zinsfeststellungstag zu der genannten Zeit die Reuters-Seite „EURI-

BOR01“ nicht zur Verfügung stehen oder sollte der Referenzzinssatz nicht angezeigt wer-

den, so wird zur Bestimmung des relevanten Referenzzinssatzes die Bloomberg-Seite 

[EUR003M <INDEX> <GO>] [EUR006M <INDEX> <GO>] [EUR012M <INDEX> <GO>] he-

rangezogen. Sollte auch hier der Referenzzinssatz nicht angezeigt werden, ist die Emittentin 

berechtigt, als relevanten Referenzzinssatz einen auf Basis der dann geltenden Markt-

usancen ermittelten Zinssatz für Einlagen in EUR für [drei] [sechs] [zwölf] Monate festzule-

gen. 

 

Ist der jeweilige Zinstermin kein Bankgeschäftstag, ist der Zinszahlungstag der unmittelbar 

folgende Bankgeschäftstag, es sei denn, der Zinszahlungstag würde dadurch in den nächs-

ten Kalendermonat fallen. In diesem Fall ist der Zinszahlungstag der unmittelbar vor dem 

jeweiligen Zinstermin liegende Bankgeschäftstag (Geschäftstagekonvention modified follo-

wing adjusted). 

Dabei ist „Bankgeschäftstag“ jeder Tag, an dem Zahlungen in Euro über das Trans Europe-

an Real Time Gross Settlement Express Transfer System („TARGET“) abgewickelt werden 

können.] 

 

Berechnungsstelle für die zu zahlenden Zinsbeträge ist die Sparkasse Südholstein, Kieler 

Strasse 1, 24534 Neumünster. 

 

Für die Zinszahlungen gilt die gesetzliche Verjährungsfrist. 

 

4.3.8  Fälligkeit, Art und Weise der Rückzahlung 

Die Schuldverschreibungen werden zu 100 % am � (der „Fälligkeitstag“) oder, sofern die 

Emittentin von ihrem Kündigungsrecht Gebrauch macht, am vorzeitigen Rückzahlungstag 

zurückgezahlt (siehe auch Abschnitt 4.3.6). 
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Die zu zahlenden Beträge werden von der Emittentin an die Clearstream Banking AG 

zwecks Gutschrift auf die Konten des jeweiligen depotführenden Kreditinstituts zur Weiterlei-

tung an die Gläubiger überwiesen. 

 

Zahlungen der Emittentin an die Clearstream Banking AG befreien die Emittentin in Höhe 

der geleisteten Zahlungen von ihren Verbindlichkeiten gegenüber den Gläubigern aus den 

Schuldverschreibungen. 

 

Sollte der Fälligkeitstag kein Bankgeschäftstag sein, so gilt als Fälligkeitstag der nächstfol-

gende Bankgeschäftstag, ohne dass ein Anspruch auf Zinsen oder Entschädigung wegen 

eines solchen Zahlungsaufschubs besteht. 

 

„Bankgeschäftstag“ ist jeder Tag, an dem Zahlungen in Euro über das Trans European Real 

Time Gross Settlement Express Transfer System („TARGET“) abgewickelt werden können. 

 

Die Vorlegungsfrist gemäß § 801 Abs. 1 Satz 1 BGB für fällige Schuldverschreibungen wird 

auf 10 Jahre verkürzt. Die Verjährungsfrist für Ansprüche aus Schuldverschreibungen, die 

innerhalb der Vorlegungsfrist zur Zahlung vorgelegt werden, beträgt zwei Jahre vom Ende 

der betreffenden Vorlegungsfrist an.  

 

[4.3.9  Rendite 

Die Emissionsrendite beträgt �. Die Methode ihrer Berechnung wird jeweils in den Endgülti-

gen Bedingungen offen gelegt, sofern dies im Hinblick auf die Art der Verzinsung zum 

betreffenden Zeitpunkt möglich ist.] 

 

[4.3.10] [4.3.9] Ermächtigung 

Aufgrund des Beschlusses � begibt die Sparkasse Südholstein mit Sitz in Neumünster 

Schuldverschreibungen.  

 

[4.3.11] [4.3.10] Emissionstermin 

Die Schuldverschreibungen werden voraussichtlich am � erstmalig emittiert. 

 

[4.3.12] [4.3.11] Übertragbarkeit der Wertpapiere 

Die Schuldverschreibungen sind entsprechend den jeweils geltenden Vorschriften und Ver-

fahren der Clearstream Banking AG, Frankfurt am Main, übertragbar. Es bestehen seitens 

der Emittentin keine Übertragungsbeschränkungen. 
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[4.3.13] [4.3.12] Besteuerung in der Bundesrepublik Deutschland 

In der Bundesrepublik Deutschland besteht zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Prospektes 

keine gesetzliche Verpflichtung der Emittentin zur Einbehaltung oder zum Abzug von Steu-

ern oder sonstigen Abgaben gleich welcher Art auf Kapital und/oder Zinsen der Inhaber-

Teilschuldverschreibungen (Quellensteuer). Hiervon zu unterscheiden ist die Zinsab-

schlagsteuer, für deren Einbehaltung die auszahlende Stelle verantwortlich ist.  

 

Potenziellen Anlegern der Schuldverschreibungen wird daher geraten, ihren eigenen 

steuerlichen Berater zur Klärung der steuerlichen Konsequenzen zu konsultieren, die 

aus dem Kauf, Halten und der Veräußerung der Schuldverschreibungen folgen. 

 

[4.3.14] [4.3.13]  Verkaufsbeschränkungen 

Die Weitergabe dieses Prospekts und das Angebot der Schuldverschreibungen können in 

bestimmten Rechtsordnungen gesetzlichen Beschränkungen unterliegen. Die Emittentin 

geht davon aus, dass Personen, die in den Besitz dieses Prospektes gelangen, sich über 

solche Beschränkungen informieren und diese beachten.  

 

Insbesondere wurden und werden die Schuldverschreibungen nicht gemäß dem United Sta-

tes Securities Act von 1933 registriert. Sie dürfen weder unmittelbar noch mittelbar zu ir-

gendeinem Zeitpunkt innerhalb der Vereinigten Staaten von Amerika oder an oder für Rech-

nung oder zu Gunsten von Bürgern der Vereinigten Staaten von Amerika angeboten oder 

verkauft werden. Ein Angebot, Verkauf, Weiterverkauf, Handel oder eine Lieferung, sei es 

unmittelbar oder mittelbar, innerhalb der Vereinigten Staaten oder an, für Rechnung oder 

zugunsten von US-Personen erkennt die Emittentin nicht an. Eine gegen diese Beschrän-

kung verstoßende Transaktion kann eine Verletzung des Rechts der Vereinigten Staaten 

von Amerika darstellen. Die Emittentin ist hierfür nicht verantwortlich. 

 

4.4  Bedingungen und Konditionen des Angebots 

4.4.1 Angebotsstatistiken, Zeitplan und erforderliche Maßnahmen zur Umsetzung  

 des Angebots 

 [Die Emittentin behält sich vor, die Emission nicht zu begeben, sofern ein Emissionsvolu-

men von � nicht erreicht wird.] 

 

4.4.1.1 Emissionsvolumen, Stückelung 

Das Emissionsvolumen des Angebots beträgt �, eingeteilt in � Inhaberschuldverschreibun-

gen zu je �. 

 

4.4.1.2 Beginn des öffentlichen Angebots und Verkaufsbeginn 
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Das öffentliche Angebot beginnt am � und [erfolgt fortlaufend] [endet am �] [endet mit dem 

letzten Tag der Zeichnungsphase]. 

 

[Die Schuldverschreibungen können vom � bis zum �, � Uhr bei der Emittentin gezeichnet 

werden (die „Zeichnungsphase“). Eine vorzeitige Beendigung oder Verlängerung der Zeich-

nungsphase durch die Emittentin ist jederzeit möglich. Ein spezielles Zeichnungsverfahren 

wird nicht angewendet.] 

 

[4.4.1.3 Zuteilung der Wertpapiere bei Überzeichnung] 

 

[Die Zuteilung der Wertpapiere an Privatanleger im Falle einer Überzeichnung erfolgt nach 

dem Zeitpunkt des Eingangs des Kaufangebotes. Dabei werden die Kaufangebote nach der 

zeitlichen Reihenfolge ihres Einganges bedient.] 

 

[4.4.1.4] [4.4.1.3] [Mindestzeichnung] [Mindestanlagebetrag] 

 

[Die Mindestzeichnung beträgt �.] [Der Mindestanlagebetrag beträgt �] 

 

[4.4.1.5] [4.4.1.4]  Lieferung der Wertpapiere 

 

Die Schuldverschreibungen [samt Zinsansprüchen] sind in einer Global-

Inhaberschuldverschreibung (die „Globalurkunde“) verbrieft, die bei der Clearstream Banking 

AG, Neue Börsenstraße 1, 60487 Frankfurt am Main, hinterlegt wird. Der Anspruch des An-

legers auf Einzelverbriefung ist ausgeschlossen. 

 

Die Anleihegläubiger erhalten eine Gutschrift in Höhe ihres Miteigentumsanteils an der Glo-

bal-Inhaberschuldverschreibung in ihr jeweiliges Wertpapierdepot gebucht. Die Schuldver-

schreibungen sind entsprechend den jeweils geltenden Vorschriften und Verfahren der 

Clearstream Banking AG, Frankfurt am Main, übertragbar 

 

4.4.2 Plan für die Aufteilung der Wertpapiere und deren Zuteilung 

 

4.4.2.1 Potentielle Investoren 

Die Schuldverschreibungen werden an Privatanleger und/oder an institutionelle Investoren in 

der Bundesrepublik Deutschland verkauft. 

 

4.4.2.2 Verfahren zur Meldung des dem Zeichner zugeteilten Betrages 

[Die Zeichner erhalten eine Abrechnung über die Höhe des von ihnen erworbenen Betrages 

durch ihre Depotbank.] 

 

4.4.3 Kursfestsetzung, Verkaufskurs 
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Der von der Emittentin festgelegte erste Verkaufskurs beträgt �.  

[Anschließend werden die Schuldverschreibungen freibleibend zum Verkauf gestellt. Die 

Verkaufspreise werden dann fortlaufend festgesetzt.]  

[Nach Ablauf der Zeichnungsphase werden die Schuldverschreibungen freibleibend zum 

Verkauf gestellt. Die Verkaufspreise werden dann fortlaufend festgesetzt.] 

[Die Emittentin beabsichtigt, unabhängig von der Erteilung einer Abrechnung börsentäglich 

auf Anfrage Ankaufskurse zu stellen und Schuldverschreibungen anzukaufen.] 

 

 

4.4.4 Platzierung und Emission 

4.4.4.1 Platzierung 

Die Schuldverschreibungen können bei der Sparkasse Südholstein, Kieler Strasse 1, 24534 

Neumünster, bezogen werden. 

 

4.4.4.2 Zahl- und Hinterlegungsstelle 

Die Zahlstelle für die Schuldverschreibungen ist die Sparkasse Südholstein, Kieler Str. 1, 

24534 Neumünster. 

 

Die Hinterlegungsstelle für die Schuldverschreibungen ist die Clearstream Banking AG, 

Neue Börsenstraße 1, 60487 Frankfurt am Main. 

 

4.5  Zulassung zum Handel  

Die Emittentin beabsichtigt die Einbeziehung der Schuldverschreibungen in den Freiverkehr 

der �. 

 

4.6  Zusätzliche Informationen 

4.6.1 Angaben, die in die Endgültigen Bedingungen einer Emission aufgenommen 

werden 

In die Endgültigen Bedingungen einer Emission werden alle noch ausstehenden Informatio-

nen zu den Schuldverschreibungen und des jeweiligen Angebots, wie Verzinsung, Laufzeit, 

[vorzeitige(r) Rückzahlungstag(e),] Fälligkeit, Emissionsvolumen, Beginn des öffentlichen 

Angebots, Verkaufskurs und Mindestzeichnung, aufgenommen. Die Endgültigen Bedingun-

gen enthalten somit alle wirtschaftlichen Daten der jeweiligen Emission. Darüber hinaus ent-

halten die Endgültigen Bedingungen einen Komplettabdruck der Anleihebedingungen. 

Die Endgültigen Bedingungen können auch durch Einfügung in den Basisprospekt präsen-

tiert werden. 
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4.6.2 Veröffentlichung des Prospekts, Veröffentlichung der Endgültigen Bedingun-

gen 

Dieser Prospekt wird nach seiner Billigung bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-

aufsicht hinterlegt und unverzüglich, spätestens einen Werktag vor Beginn des öffentlichen 

Angebots gemäß § 14 Abs. 2 Nr. 3 Buchst. a Wertpapierprospektgesetz auf der Internetsei-

te der Emittentin veröffentlicht . Die gedruckten Fassungen sind während der üblichen Öff-

nungszeiten bei der Sparkasse Südholstein, Kieler Strasse 1, 24534 Neumünster, kostenlos 

erhältlich. 

 

Die Hinterlegung der Endgültigen Bedingungen des Angebots bei der Bundesanstalt für Fi-

nanzdiensleistungsaufsicht erfolgt am Tag ihrer Veröffentlichung. 

 

Die Endgültigen Bedingungen werden für jede Emission spätestens am ersten Tag des öf-

fentlichen Angebots veröffentlicht und bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf-

sicht hinterlegt. Die Veröffentlichung erfolgt auf der Internetseite der Emittentin. Die gedruck-

ten Fassungen sind während der üblichen Öffnungszeiten bei der Sparkasse Südholstein, 

Kieler Str. 1, 24534 Neumünster kostenlos erhältlich.  

 

[4.6.3  Angaben zu Beratern, Abschlussprüfern und Sachverständigeninformatio-

nen] 

[An der Emission ist kein Berater beteiligt.] 

[An der Emission ist � als Berater beteiligt.] 

 

[In der Wertpapierbeschreibung ist kein von einem gesetzlichen Abschlussprüfer überprüfter 

Inhalt vorhanden. ] 

[In der Wertpapierbeschreibung ist folgender von einem gesetzlichen Abschlussprüfer über-

prüfter Inhalt vorhanden: � ] 

 

[In der Wertpapierbeschreibung sind keine Sachverständigeninformationen eingefügt.] 

[In der Wertpapierbeschreibung sind folgende Sachverständigeninformationen eingefügt: �] 
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5  Anleihebedingungen 

§ 1 Nennbetrag 

 

Die Emission der Sparkasse Südholstein (die „Emittentin“) im Gesamtnennbetrag von � (in 

Worten �) ist eingeteilt in � auf den Inhaber lautende Schuldverschreibungen (die „Schuld-

verschreibungen“) im Nennbetrag von je �. 

 

§ 2 Wertpapiergattung, Identifikationsnummer 

 

Bei der Emission der Sparkasse Südholstein handelt es sich um Inhaberschuldverschrei-

bungen, Serie �. 

 

Die Schuldverschreibungen haben den ISIN-Code � und die WKN �. 

 

§ 3 Verbriefung 

 

Die Schuldverschreibungen [samt Zinsansprüchen] sind in einer Global-

Inhaberschuldverschreibung (die „Globalurkunde“) verbrieft, die am Tag der Begebung bei 

der Clearstream Banking AG, Neue Börsenstraße 1, 60487 Frankfurt am Main (die 

„Clearstream Banking AG“), hinterlegt wird. Die Globalurkunde trägt die eigenhändige Un-

terschrift von zwei Vertretungsberechtigten der Emittentin. 

 

Den Inhabern der Schuldverschreibungen stehen Miteigentumsanteile an dieser Globalur-

kunde zu, die gemäß den Regeln und Bestimmungen der Clearstream Banking AG übertra-

gen werden können. Effektive Stücke von Schuldverschreibungen [oder Zinsscheinen] wer-

den nicht ausgestellt. 

 

§ 4 Währung 

 

Die Schuldverschreibungen werden in Euro begeben. 

 

§ 5 Kündigungsrecht der Emittentin, Bankgeschäftstag 

 

[Die Kündigung der Schuldverschreibungen seitens der Emittentin ist ausgeschlossen.] 

 

[Die Emittentin hat das Recht, die Schuldverschreibungen [jeweils] zum � ([jeweils] der „ 

vorzeitige Rückzahlungstag“) zu 100 % des Nennbetrages zu kündigen. Die Entscheidung 

über die Ausübung eines Kündigungsrechtes wird die Emittentin � Bankgeschäftstage vor 

dem [jeweiligen] vorzeitigen Rückzahlungstag treffen (der „Feststellungstag“) und unverzüg-

lich gemäß § 11 bekannt machen. ] 

 

[„Bankgeschäftstag“ ist jeder Tag, an dem Zahlungen in Euro über das Trans European Real 

Time Gross Settlement Express Transfer System („TARGET“) abgewickelt werden können.] 
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§ 6 Fälligkeit und Verjährung 

 

Die Schuldverschreibungen werden voraussichtlich zu 100 % des Nennwertes am � (der 

„Fälligkeitstag“) [oder, sofern die Emittentin von ihrem Kündigungsrecht Gebrauch macht, 

am vorzeitigen Rückzahlungstag] zurückgezahlt.  

 

Die Vorlegungsfrist gemäß § 801 Abs. 1 Satz 1 BGB für fällige Schuldverschreibungen wird 

auf 10 Jahre verkürzt. Die Verjährungsfrist für Ansprüche aus Schuldverschreibungen, die 

innerhalb der Vorlegungsfrist zur Zahlung vorgelegt werden, beträgt zwei Jahre vom Ende 

der betreffenden Vorlegungsfrist an. 

 

§ 7 Status und Rang 

 

Die Schuldverschreibungen werden als [nachrangige] [nicht-nachrangige] Schuldverschrei-

bungen ausgegeben. 

 

Die Schuldverschreibungen einer Serie sind untereinander in jedem Fall gleichrangig. 

 

[Als nicht-nachrangige Schuldverschreibungen sind diese mit allen anderen nicht-

nachrangigen unbesicherten Verbindlichkeiten der Emittentin gleichrangig, unbeschadet 

etwaiger solcher Verbindlichkeiten, die auf Grund Gesetzes Vorrang genießen.] 

 

[Das auf die nachrangigen Schuldverschreibungen eingezahlte Kapital wird im Fall des In-

solvenzverfahrens über das Vermögen der Emittentin oder der Liquidation der Emittentin 

erst nach Befriedigung aller nicht nachrangigen Gläubiger zurückerstattet.  

 

Im Übrigen haben die Ansprüche aus diesen Schuldverschreibungen zu den Ansprüchen 

anderer Kapitalgeber im Sinne des § 10 KWG gleichen Rang. Danach erfolgt die Befriedi-

gung der Ansprüche entsprechend ihrem Verhältnis zum übrigen Kapital im Sinne des § 10 

KWG, unabhängig von der Reihenfolge der Kapitalaufnahme durch die Emittentin. 

 

Für die Verbindlichkeiten aus diesen Schuldverschreibungen werden weder vertragliche Si-

cherheiten durch die Emittentin noch durch Dritte gestellt.  

 

Die Aufrechnung des Rückerstattungsanspruchs aus diesen Schuldverschreibungen gegen 

Forderungen der Emittentin ist ausgeschlossen.  

 

Nachträglich können der Nachrang nicht beschränkt sowie die Laufzeit und die Kündigungs-

frist nicht verkürzt werden. Eine vorzeitige Rückzahlung ist der Emittentin ohne Rücksicht 

auf entgegenstehende Vereinbarungen zurückzugewähren, sofern nicht das Kapital durch 

die Einzahlung anderen, zumindest gleichwertigen haftenden Eigenkapitals ersetzt worden 

ist oder die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht der vorzeitigen Rückzahlung 

zustimmt (vgl. § 10 Abs. 5 a Satz 5 KWG).  
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Die Emittentin ist nicht verpflichtet, auf die Verbindlichkeiten aus diesen Schuldverschrei-

bungen Tilgungs- oder Zinszahlungen zu leisten, wenn dies zur Folge hätte, dass die Ei-

genmittel der Emittentin die gesetzlichen Anforderungen nicht mehr erfüllen; vorzeitige Til-

gungs- und Zinszahlungen sind der Emittentin unbeschadet entgegenstehender Vereinba-

rungen zurückzuerstatten (§ 10 Abs. 7 Satz 1 Nr. 4a) und b) KWG).] 

 

§ 8 Verzinsung 

 

[Feste Verzinsung 

 

Die Schuldverschreibungen werden in Höhe ihres Nennbetrages vom � (einschließlich) bis 

zum � (ausschließlich) mit jährlich � % [, und vom � (einschließlich) bis zum � (ausschließ-

lich) mit jährlich � %] [sowie evtl. weiteren Zinslaufperioden] verzinst.  

 

Die Zinsberechnung erfolgt auf Basis �. 

 

Die Zinsen sind jeweils am � fällig, erstmals am �. Die Verzinsung der Schuldverschreibun-

gen endet mit Ablauf des Tages, der dem Fälligkeitstag (§ 6) vorausgeht, [bzw. bei Aus-

übung [des] [eines] Kündigungsrechtes mit Ablauf des Tages, der dem vorzeitigen Rückzah-

lungstag gemäß § 5 vorausgeht.]. 

 

[Ohne periodische Verzinsung 

 

Die Schuldverschreibungen werden nicht verzinst. Die Rendite wird durch einen unter dem 

Rückzahlungskurs liegenden Kurs dargestellt (Nullkuponanleihe).] 

 

[Variable Verzinsung 

 

Die Schuldverschreibungen werden in Höhe ihres Nennbetrages vom � (einschließlich) bis 

zum � (ausschließlich) [und vom � (einschließlich) bis zum � (ausschließlich)] [sowie evtl. 

weiteren Zinslaufperioden] zum maßgeblichen variablen Zinssatz (der „maßgebliche F-

Zinssatz“) verzinst. 

Zinstermine sind der � [, der �] [, der �] [und der �] eines jeden Jahres. Die Zinsen sind 

[vierteljährlich] [halbjährlich] [jährlich] an den Zinsterminen zahlbar (jeweils ein „Zinszah-

lungstag“), erstmals am �. 

 

Der maßgebliche F-Zinssatz berechnet sich unter Zugrundelegung eines variablen Refe-

renzzinssatzes (der „Referenzzinssatz“). Der Referenzzinssatz entspricht dem [3-Monats-

Euribor] [6-Monats-Euribor] [12-Monats-Euribor], wie er am Zinsfeststellungstag (der „Zins-

feststellungstag“) gegen 11:00 Uhr (Ortszeit Brüssel) auf der Reuters-Seite „EURIBOR01“ 

veröffentlicht wird. 

 

Der maßgebliche F-Zinssatz berechnet sich dabei aus dem Referenzzinssatz [abzüglich � 

%] [und beträgt mindestens � %] [und beträgt maximal � %]. 
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Die Zinsberechnung erfolgt auf Basis �.  

 

„Zinsfeststellungstag“ ist jeweils der �. Bankgeschäftstag (§ 5) [vor Beginn einer jeweiligen 

Zinslaufperiode] [vor dem jeweiligen Zinstermin (in arrears)]. 

 

Sollte am jeweiligen Zinsfeststellungstag zu der genannten Zeit die Reuters-Seite „EURI-

BOR01“ nicht zur Verfügung stehen oder sollte der Referenzzinssatz nicht angezeigt wer-

den, so wird zur Bestimmung des relevanten Referenzzinssatzes die Bloomberg-Seite 

[EUR003M <INDEX> <GO>] [EUR006M <INDEX> <GO>] [EUR012M <INDEX> <GO>] he-

rangezogen. Sollte auch hier der Referenzzinssatz nicht angezeigt werden, ist die Emittentin 

berechtigt, als relevanten Referenzzinssatz einen auf Basis der dann geltenden Markt-

usancen ermittelten Zinssatz für Einlagen in EUR für [drei] [sechs] [zwölf] Monate festzule-

gen. 

 

Ist der jeweilige Zinstermin kein Bankgeschäftstag (§ 5), ist der Zinszahlungstag der unmit-

telbar folgende Bankgeschäftstag, es sei denn, der Zinszahlungstag würde dadurch in den 

nächsten Kalendermonat fallen. In diesem Fall ist der Zinszahlungstag der unmittelbar vor 

dem jeweiligen Zinstermin liegende Bankgeschäftstag (Geschäftstagekonvention „modified 

following adjusted“).] 

 

[Reverse Floating Verzinsung 

 

Die Schuldverschreibungen werden in Höhe ihres Nennbetrages vom � (einschließlich) bis 

zum � (ausschließlich) [und vom � (einschließlich) bis zum � (ausschließlich)] [sowie evtl. 

weiteren Zinslaufperioden] zum maßgeblichen Reverse Floating Zinssatz (der „maßgebliche 

RF-Zinssatz“) verzinst. 

 

Zinstermine sind der � [, der �] [, der �] [und der �] eines jeden Jahres. Die Zinsen sind 

[vierteljährlich] [halbjährlich] [jährlich] an den Zinsterminen zahlbar (jeweils ein „Zinszah-

lungstag“), erstmals am �. 

 

Der maßgebliche RF-Zinssatz berechnet sich unter Zugrundelegung eines variablen Refe-

renzzinssatzes (der „Referenzzinssatz“). Der Referenzzinssatz entspricht dem [3-Monats-

Euribor] [6-Monats-Euribor] [12-Monats-Euribor], wie er am Zinsfeststellungstag (der „Zins-

feststellungstag“) gegen 11:00 Uhr (Ortszeit Brüssel) auf der Reuters-Seite „EURIBOR01“ 

veröffentlicht wird. 

Der maßgebliche RF-Zinssatz berechnet sich dabei aus � % abzüglich dem [�-fachen] Re-

ferenzzinssatz [und beträgt mindestens � %] [und beträgt maximal � %]. 

Die Zinsberechnung erfolgt auf Basis �.  

 

„Zinsfeststellungstag“ ist jeweils der �. Bankgeschäftstag (§ 5) [vor Beginn einer jeweiligen 

Zinslaufperiode] [vor dem jeweiligen Zinstermin (in arrears)]. 
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Sollte am jeweiligen Zinsfeststellungstag zu der genannten Zeit die Reuters-Seite „EURI-

BOR01“ nicht zur Verfügung stehen oder sollte der Referenzzinssatz nicht angezeigt wer-

den, so wird zur Bestimmung des relevanten Referenzzinssatzes die Bloomberg-Seite 

[EUR003M <INDEX> <GO>] [EUR006M <INDEX> <GO>] [EUR012M <INDEX> <GO>] he-

rangezogen. Sollte auch hier der Referenzzinssatz nicht angezeigt werden, ist die Emittentin 

berechtigt, als relevanten Referenzzinssatz einen auf Basis der dann geltenden Markt-

usancen ermittelten Zinssatz für Einlagen in EUR für [drei] [sechs] [zwölf] Monate festzule-

gen. 

 

Ist der jeweilige Zinstermin kein Bankgeschäftstag (§ 5), ist der Zinszahlungstag der unmit-

telbar folgende Bankgeschäftstag, es sei denn, der Zinszahlungstag würde dadurch in den 

nächsten Kalendermonat fallen. In diesem Fall ist der Zinszahlungstag der unmittelbar vor 

dem jeweiligen Zinstermin liegende Bankgeschäftstag (Geschäftstagekonvention „modified 

following adjusted“)]. 

 

§ 9 Zahlungen 

Sämtliche gemäß den Anleihebedingungen zahlbaren Beträge werden von der Emittentin an 

die Clearstream Banking AG zwecks Gutschrift auf die Konten des jeweiligen depotführen-

den Kreditinstituts zur Weiterleitung an die Gläubiger überwiesen. 

 

Zahlungen der Emittentin an die Clearstream Banking AG befreien die Emittentin in Höhe 

der geleisteten Zahlungen von ihren Verbindlichkeiten gegenüber den Gläubigern aus den 

Schuldverschreibungen. 

 

Sollte der Fälligkeitstag kein Bankgeschäftstag sein, so gilt als Fälligkeitstag der nächstfol-

gende Bankgeschäftstag, ohne dass ein Anspruch auf Zinsen oder Entschädigung wegen 

eines solchen Zahlungsaufschubs besteht. 

 

§ 10 Begebung weiterer Schuldverschreibungen, Rückkauf von Schuldverschreibun-

gen 

 

Die Emittentin behält sich vor, von Zeit zu Zeit ohne Zustimmung der Gläubiger weitere 

Schuldverschreibungen mit gleicher Ausstattung in der Weise zu begeben, dass sie mit den 

Schuldverschreibungen zusammengefasst werden, eine einheitliche Anleihe bilden und ihren 

Gesamtnennbetrag erhöhen. Der Begriff „Schuldverschreibungen“ umfasst im Fall einer sol-

chen Erhöhung auch solche zusätzlich begebenen Schuldverschreibungen. 

 

Die Emittentin ist berechtigt, jederzeit auch ohne öffentliche Bekanntmachung Schuldver-

schreibungen zu erwerben und/oder wieder zu verkaufen. 

 

§ 11 Bekanntmachungen 

 

Alle die Schuldverschreibungen betreffenden Bekanntmachungen erfolgen durch Veröffentli-

chung im elektronischen Bundesanzeiger oder einem überregionalen Börsenpflichtblatt. 
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§ 12 Anwendbares Recht, Erfüllungsort, Gerichtsstand 

 

Form und Inhalt der Schuldverschreibungen sowie die Rechte und Pflichten der Gläubiger 

und der Emittentin bestimmen sich nach deutschem Recht. 

 

Erfüllungsort ist Frankfurt am Main. 

 

Gerichtsstand für alle Rechtsstreitigkeiten aus oder im Zusammenhang mit den Schuldver-

schreibungen ist Neumünster. 

 

§ 13 Salvatorische Klausel 

 

Sollte eine Bestimmung dieser Anleihebedingungen ganz oder teilweise unwirksam oder 

undurchführbar sein, so bleiben die übrigen Bestimmungen hiervon unberührt. Unwirksame 

Bestimmungen werden in Übereinstimmung mit Sinn und Zweck dieser Anleihebedingungen 

ersetzt. 
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6  Endgültige Bedingungen  

 

Die nachfolgenden Angaben stellen ein Muster der jeweiligen Endgültigen Bedingungen zu 

diesem Basisprospekt dar. Im Rahmen der Emission werden die mit einem Platzhalter („�“) 

gekennzeichneten Stellen ausgefüllt und die mit eckigen Klammern („[ ]“) gekennzeichneten 

Optionen ausgewählt oder weggelassen. 

 

Dies sind die Endgültigen Bedingungen einer Emission von Schuldverschreibungen nach 

Maßgabe des Basisprospektes der Sparkasse Südholstein vom 30.09.2009. Vollständige 

Informationen über die Sparkasse Südholstein und das Angebot der Schuldverschreibungen 

sind nur verfügbar, wenn die Endgültigen Bedingungen und der Basisprospekt vom 

30.09.2009 einschließlich etwaiger Nachträge gem. § 16 Wertpapierprospektgesetz (WpPG) 

zusammen gelesen werden. Der Basisprospekt kann auf der Website der Sparkasse Süd-

holstein (www.spk-suedholstein.de) eingesehen werden. Kopien des Prospektes werden an 

der Hauptverwaltung der Sparkasse Südholstein, Kieler Straße 1, 24534 Neumünster, zur 

kostenlosen Ausgabe an das Publikum bereitgehalten. 

 

 

1.  Serie: � 

 

2. ISIN: � 

 

3. WKN: � 

 4.  Währung:     Euro 

 

5.      Status und Rang: Die Schuldverschreibungen werden als [nicht-]nachrangige         

Schuldverschreibungen ausgegeben. 

6. [Kündigungsrecht 

 der Emittentin:  Die Emittentin hat das Recht, die Schuldverschreibungen [je-

weils] zum � ([jeweils] der „ vorzeitige Rückzahlungstag“) zu 

100 % des Nennbetrages zu kündigen. Die Entscheidung über 

die Ausübung eines Kündigungsrechtes wird die Emittentin � 

Bankgeschäftstage vor dem [jeweiligen] vorzeitigen Rückzah-

lungstag treffen (der „Feststellungstag“) und unverzüglich ge-

mäß § 11 der Anleihebedingungen bekannt machen.] 

7. Verzinsung: [(bei fester Verzinsung:) 

 

Die Schuldverschreibungen werden in Höhe ihres Nennbetra-

ges vom � (einschließlich) bis zum � (ausschließlich) mit jähr-

lich � % [, und vom � (einschließlich) bis zum � (ausschließ-
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lich) mit jährlich � %] [sowie evtl. weiteren Zinslaufperioden] 

verzinst. 

 

Die Zinsberechnung erfolgt auf Basis �. 

 

Die Zinsen sind jeweils am � fällig, erstmals am �. Die Verzin-

sung der Schuldverschreibungen endet mit Ablauf des Tages, 

der dem Fälligkeitstag (siehe Abschnitt 4.3.,8) vorausgeht, 

bzw. bei Ausübung [des] [eines] Kündigungsrechtes mit Ablauf 

des Kalendertages, der dem vorzeitigen Rückzahlungstag ge-

mäß Abschnitt 4.3.6 vorausgeht.] 

 

[(ohne periodische Verzinsung:) 

 

Die Schuldverschreibungen werden nicht verzinst.]  

 

[(bei variabler Verzinsung:) 

 

Die Schuldverschreibungen werden in Höhe ihres Nennbetra-

ges vom � (einschließlich) bis zum � (ausschließlich) [und 

vom � (einschließlich) bis zum � (ausschließlich)] [sowie evtl. 

weitere Zinslaufperioden] zum maßgeblichen variablen Zins-

satz (der „maßgebliche F-Zinssatz“) verzinst. 

Zinstermine sind der � [, der �] [, der �] [und der �] eines je-

den Jahres. Die Zinsen sind [vierteljährlich] [halbjährlich] [jähr-

lich] an den Zinsterminen zahlbar (jeweils ein „Zinszahlungs-

tag“), erstmals am �. 

 

Der maßgebliche F-Zinssatz berechnet sich unter Zugrundele-

gung eines variablen Referenzzinssatzes (der „Referenzzins-

satz“). Der Referenzzinssatz entspricht dem [3-Monats-Euribor] 

[6-Monats-Euribor] [12-Monats-Euribor], wie er am Zinsfeststel-

lungstag (der „Zinsfeststellungstag“) gegen 11:00 Uhr (Ortszeit 

Brüssel) auf der Reuters-Seite „EURIBOR01“ veröffentlicht 

wird. 

 

Der maßgebliche F-Zinssatz berechnet sich dabei aus dem 

Referenzzinssatz [abzüglich � %] [und beträgt mindestens � 

%] [und beträgt maximal � %]. 

 

Die Zinsberechnung erfolgt auf Basis �.  
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„Zinsfeststellungstag“ ist jeweils der �. Bankgeschäftstag [vor 

Beginn einer jeweiligen Zinslaufperiode] [vor dem jeweiligen 

Zinstermin (in arrears)]. 

 

Sollte am jeweiligen Zinsfeststellungstag zu der genannten Zeit 

die Reuters-Seite „EURIBOR01“ nicht zur Verfügung stehen 

oder sollte der Referenzzinssatz nicht angezeigt werden, so 

wird zur Bestimmung des relevanten Referenzzinssatzes die 

Bloomberg-Seite [EUR003M <INDEX> <GO>] [EUR006M <IN-

DEX> <GO>] [EUR012M <INDEX> <GO>] herangezogen. 

Sollte auch hier der Referenzzinssatz nicht angezeigt werden, 

ist die Emittentin berechtigt, als relevanten Referenzzinssatz 

einen auf Basis der dann geltenden Marktusancen ermittelten 

Zinssatz für Einlagen in EUR für [drei] [sechs] [zwölf] Monate 

festzulegen.] 
 

[(bei Reverse Floating Verzinsung:) 

 

Die Schuldverschreibungen werden in Höhe ihres Nennbetra-

ges vom � (einschließlich) bis zum � (ausschließlich) [und 

vom � (einschließlich) bis zum � (ausschließlich)] [sowie evtl. 

weiteren Zinslaufperioden] zum maßgeblichen Reverse Floa-

ting Zinssatz (der „maßgebliche RF-Zinssatz“) verzinst. 

 

Zinstermine sind der � [, der �] [, der �] [und der �] eines je-

den Jahres. Die Zinsen sind [vierteljährlich] [halbjährlich] [jähr-

lich] an den Zinsterminen zahlbar (jeweils ein „Zinszahlungs-

tag“), erstmals am �. 

 

Der Referenzzinssatz entspricht dem [3-Monats-Euribor] 

[6-Monats-Euribor] [12-Monats-Euribor], wie er am Zinsfeststel-

lungstag (der „Zinsfeststellungstag“) gegen 11:00 Uhr (Ortszeit 

Brüssel) auf der Reuters-Seite „EURIBOR01“ veröffentlicht 

wird. 

Der maßgebliche RF-Zinssatz berechnet sich dabei aus � % 

abzüglich dem [�-fachen] Referenzzinssatz [und beträgt min-

destens � %] [und beträgt maximal � %]. 

 

Die Zinsberechnung erfolgt auf Basis �.  

 

„Zinsfeststellungstag“ ist jeweils der �. Bankgeschäftstag [vor 

Beginn einer jeweiligen Zinslaufperiode] [vor dem jeweiligen 

Zinstermin (in arrears)]. 

 



 158 

Sollte am jeweiligen Zinsfeststellungstag zu der genannten Zeit 

die Reuters-Seite „EURIBOR01“ nicht zur Verfügung stehen 

oder sollte der Referenzzinssatz nicht angezeigt werden, so 

wird zur Bestimmung des relevanten Referenzzinssatzes die 

Bloomberg-Seite [EUR003M <INDEX> <GO>] [EUR006M <IN-

DEX> <GO>] [EUR012M <INDEX> <GO>] herangezogen. 

Sollte auch hier der Referenzzinssatz nicht angezeigt werden, 

ist die Emittentin berechtigt, als relevanten Referenzzinssatz 

einen auf Basis der dann geltenden Marktusancen ermittelten 

Zinssatz für Einlagen in EUR für [drei] [sechs] [zwölf] Monate 

festzulegen.] 

 

8.  Fälligkeitstag:    � 

9.     Rendite [(bei festverzinslichen Inhaberschuldverschreibungen:) Die E-

missionsrendite beträgt �. Berechnungsgrundlage: �.] [Nicht 

anwendbar] 

 

 

10.    Ermächtigung: Auf Grund des Beschlusses � begibt die Sparkasse Südhol-

stein mit Sitz in Neumünster Schuldverschreibungen. 

 

 

11. Emissionstermin:       � 

12. Emissionsvolumen,  

         Stückelung: Das Emissionsvolumen des Angebots beträgt �, eingeteilt in         

� Inhaberschuldverschreibungen zu je �. 

13. Beginn des öffent- 

 lichen Angebots: � 

14.   Zeichnungsphase: [Die Schuldverschreibungen können vom � bis zum �, � Uhr 

bei der Emittentin gezeichnet werden.] [Nicht anwendbar] 

15.   Zuteilung der Wert- 

 papiere bei Über- 

zeichnung:  [Die Zuteilung der Wertpapiere an Privatanleger im Falle einer 

Überzeichnung erfolgt nach dem Zeitpunkt des Eingangs des 

Kaufangebotes. Dabei werden die Kaufangebote nach der zeit-

lichen Reihenfolge ihres Einganges bedient.] [Nicht anwend-

bar] 

16.   Mindestzeichnung: [�][Nicht anwendbar] 
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17.   [Mindestanlagebetrag:   �][Nicht anwendbar] 

 

18. Verfahren zur  

 Meldung des dem  

 Zeichner zugeteilten  

 Betrages: [Die Zeichner erhalten eine Abrechnung über die Höhe des von 

ihnen erworbenen Betrages durch ihre Depotbank.]  

[Die Emittentin beabsichtigt, unabhängig von der Erteilung ei-

ner Abrechnung börsentäglich auf Anfrage Ankaufskurse zu 

stellen und Schuldverschreibungen anzukaufen.] 

19.   Verkaufskurs: Der von der Emittentin festgelegte erste Verkaufskurs beträgt 

�. [Anschließend werden die Schuldverschreibungen freiblei-

bend zum Verkauf gestellt. Die Verkaufspreise werden dann 

fortlaufend festgesetzt.] [Nach Ablauf der Zeichnungsphase 

werden die Schuldverschreibungen freibleibend zum Verkauf 

gestellt. Die Verkaufspreise werden dann fortlaufend festge-

setzt.] 

20.   Platzierung: Die Schuldverschreibungen können bei der Sparkasse Südhol-

stein, Kieler Strasse 1, 24534 Neumünster bezogen werden. 
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7  Unterschriftenseite 

 

Neumünster, den 30.09.2009 

 

Sparkasse Südholstein 

 

 

Der Vorstand:   

 

 

 

 

 

               gez. Ralph Schmieder            gez. i.V. Markus Steen 

 

 
 


